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B 410 Ersatzneubau der Hochbriicke und Umgestaltung
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Kapitel A, Verfugender Teil - Raumlicher und rechtlicher Umfang der Planfeststellung, Bestandteile und Anlagen des

festgestellten Planes

A Verfuigender Teil - Raumlicher und rechtlicher Umfang der Planfeststellung,

Bestandteile und Anlagen des festgestellten Planes

l. Rechtlicher Umfang der Planfeststellung

Fir das Bauvorhaben B 410 Ersatzneubau der Hochbriicke und Umgestaltung angrenzender
Knotenpunkte in Gerolstein wird der Plan gemal3 § 17 FStrG i.V.m. den 88 1 - 7 LVwWV{G und
i.V.m. 88 72 ff. VwVfG mit den Anderungen und Erganzungen festgestellt, die sich aus den
Bestimmungen und Auflagen in den Kapiteln B und C dieses Beschlusses, den Deckblattpla-

nunterlagen und den Blaueintragungen in den Unterlagen ergeben.

Il. Raumlicher Umfang der Planfeststellung

Der Planfeststellungsbereich erstreckt sich auf die Gemarkung Gerolstein.

Er umfasst den Ersatzneubau der Hochbriicke in Gerolstein sowie die Umgestaltung der an-

grenzenden Knotenpunkte durch den Bau von zwei Kreisverkehrsanlagen.
Mit eingeschlossen in die Planfeststellung ist insbesondere
e der Ersatzneubau der Hochbriicke im Zuge der B 410

e der Bau der Kreisverkehrsanlage Nord (Verknupfung B 410, L 29 und Stadtstralie
.Kasselburger Weg*)

e der Bau der Kreisverkehrsanlage Sud (Verknipfung B 410 und L 29)

o der Ausbau der GemeindestralRe ,Kasselburger Weg*“ (ca. 200m)

e der Ausbau der Gemeindestral3e ,Bahnhofstraf3e” (ca. 70m)

o die Anlage von Stutzwanden

e die Herstellung / Anpassung der Entwéasserungseinrichtungen

o die Durchfihrung von naturschutzrechtlichen Kompensationsmal3nahmen
o die Errichtung von richtlinienkonformen Parkflachen

o die Anlage von Rad- und Gehwegen im Ausbaubereich

nach MaRRgabe der festgestellten Planunterlagen.
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Kapitel A, Verfugender Teil - Raumlicher und rechtlicher Umfang der Planfeststellung, Bestandteile und Anlagen des

festgestellten Planes

Il Fragen der Widmung, Einziehung, Umstufung

Die im Zuge der Baumal3nahme neu entstehenden Stral3enteilflachen der Bundesstralie Nr.
410 (B 410) einschlief3lich der Hochbriicke sowie der Kreisverkehrsplatze gelten gemal § 2
Abs. 6a S. 1 FStrG mit der Verkehrsubergabe als gewidmet. Soweit im Zuge der Baumalf3-
nahme Straenbestandteile der B 410 dem Verkehr auf Dauer entzogen werden, gelten diese

gemalfs 2 Abs. 6a S. 2 FStrG mit ihrer Sperrung als eingezogen.

Die im Zuge der Baumalfinahme neu entstehenden Stral3enteilflachen der Landesstrafl3e Nr.
29 (L 29) gelten gem. 8§ 36 Abs. 5 LStrG mit der Verkehrsubergabe als gewidmet. Sofern
StralRenteilflachen der L 29 dem Verkehr auf Dauer entzogen werden, gelten diese gem. § 37

Abs. 5 LStrG mit der Sperrung als eingezogen.

Die im Zuge der Baumalfinahme neu entstehenden Stral3enteilflachen der Gemeindestrallen
.Kasselburger Weg" und ,Bahnhofstral3e“ gelten gem. § 36 Abs. 5 LStrG mit der Verkehrs-
Ubergabe als gewidmet (Gemeindestralie i. S. v. § 3 S. 1 Ziffer 3a LStrG). Sofern Straf3enteil-
flachen der GemeindestrafRen ,Kasselburger Weg" oder ,Bahnhofstral3e” dem Verkehr auf
Dauer entzogen werden, gelten diese gem. 8 37 Abs. 5 LStrG mit der Sperrung als eingezo-

gen.

Die im Zuge der Baumalinahme neu entstehenden StraRenflachen (Achse 210, Bau-km
0+000 bis 0+093.656) werden gemaf § 36 Abs. 1 i.V.m Abs. 4 LStrG mit der Verkehrsuber-
gabe als Gemeindestral3e i. S. v. 8 3 S. 1 Ziffer 3a LStrG gewidmet. Die Namensgebung der

Gemeindestral3e erfolgt durch die Stadt Gerolstein.

V. Wasserrechtliche Regelungen

Die Planfeststellung erfasst im Einvernehmen mit der Struktur- und Genehmigungsdirektion
Nordals Oberer Wasserbehdrde nach § 68 WHG auch die der Planfeststellung unterliegenden,

nachstehend aufgefiihrten wasserbaulichen MaRnahmen:
Ersatzneubau der Hochbriicke gem. den Darstellungen der festgestellten Plane:

Die Planfeststellung konzentriert im Einvernehmen mit der Oberen Wasserbehérde die fir den
Ersatzneubau der Hochbrticke innerhalb des 40 m Schutzstreifens der Kyll (Gewasser Il. Ord-
nung) erforderliche Genehmigung nach § 31 LWG i.V.m. 8§ 36 WHG.

Die Planfeststellung beinhaltet die nach § 78 WHG i.V.m. den 88 83, 84 LWG erforderliche
wasserbehdrdliche Ausnahmegenehmigung fur die nach MalRgabe der festgestellten Planun-
terlagen straRenbaubedingt ausgeldsten Eingriffe in das Uberschwemmungsgebiet der Kyll

(Gewasser 2. Ordnung).

Weitere Erlaubnistatbestande im Sinne der 88 8, 9, 10 ff und 19 WHG sowie der Vorschriften

des LWG fallen im Rahmen der hier festzustellenden StralRenbaumalRinahme nicht an.
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Kapitel A, Verfugender Teil - Raumlicher und rechtlicher Umfang der Planfeststellung, Bestandteile und Anlagen des

festgestellten Planes

V. Feststellungen zur UVP-Pflichtigkeit des Vorhabens

Da es sich bei dem vorliegenden Verfahren um den Ausbau einer BundesfernstraRe handelt,
unterliegt es gem. 88 4 ff. UVPG den Bestimmungen des Gesetzes lber die Umweltvertrag-
lichkeitsprifung (UVPG). Der Vorhabenstrager hat nach MalRgabe der dortigen Bestimmun-
gen fur das planfestzustellende Straf3enbauvorhaben eine ,Allgemeine Vorprifung des Ein-
zelfalles” gemaf § 9 UVPG vorgenommen. Die v.g. Vorprifung (siehe Unterlage 19.4) kommt
unter Bertcksichtigung der in den Anlagen 2 und 3 zum UVPG aufgefiihrten Kriterien zu dem
Ergebnis, dass fur das Straf3enbauvorhaben eine Umweltvertraglichkeitspriufung durchzufuh-

ren ist. Die Planfeststellungsbehdrde erachtet diese Bewertung als zutreffend.

Die Planfeststellungsbehdrde stellt somit fest, dass das StralRenbauvorhaben uvp-pflichtig ist.
Die Ergebnisse der Umweltvertraglichkeitspriifung wurden in die Planfeststellung einbezogen.
Sie sind in der zusammenfassenden Darstellung nach § 24 UVPG erlautert. Auf der Grundlage
dieser zusammenfassenden Darstellung hat die Planfeststellungsbehdrde in Kapitel E VII Nr.
5 die Umweltauswirkungen des Vorhabens mit entsprechender Begriindung bewertet und bei

der Entscheidung Uber die Zulassung des Vorhabens beriicksichtigt.

VI. Ausnahmeerteilung nach 8 45 Abs. 7 BNatSchG bzw. Befreiung nach § 67
BNatSchG

Der Bundesrepublik Deutschland wird vorsorglich gem. 8 45 Abs. 7 S. 1 Nrn. 4 und 5 und S.
2 BNatSchG eine Ausnahme sowie hochst vorsorglich nach 8 67 BNatSchG eine Befreiung
von den Verbotstatbestdnden des § 44 Abs. 1 BNatSchG fur folgende, in Anhang IV der FFH-
Richtlinie aufgefihrten Arten sowie nach Art. 1 der VS-Richtlinie geschiitzten Vogelarten er-
teilt:

Arten gem. Anhang |V der FFH-RL:

Zwergfledermaus

Arten nach Art. 1 der VS-RL:

Blaumeise, Grunfink, Griinling, Kohimeise, Teichhuhn, GrinfuRRige Teichralle

VIL. Entscheidung Uber Antrdge im Planfeststellungsverfahren

Antrage betreffend Inhalt und Umfang der Verfahrensunterlagen, auf Durchfiihrung weiterer
Ermittlungen und Einholung oder Hinzuziehung zusatzlicher Gutachten sowie gegen die Art
und Weise der Durchfihrung des Planfeststellungsverfahrens und insbesondere des Anho-

rungsverfahrens werden zuriickgewiesen, soweit tber sie nicht bereits im laufenden Verfahren
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Kapitel A, Verfugender Teil - Raumlicher und rechtlicher Umfang der Planfeststellung, Bestandteile und Anlagen des

festgestellten Planes

entschieden wurde oder ihnen in dem vorliegenden Planfeststellungsbeschluss nach Mal3-

gabe der nachfolgenden Regelungen nicht entsprochen wird.

Im Ubrigen werden die Sachantrage sowie die Einwendungen und Forderungen auf Unterlas-
sung des Vorhabens, auf Plananderung und/oder —ergénzung zuriickgewiesen, soweit ihnen
nicht durch Plandnderungen, Planerganzungen oder durch Auflagen Rechnung getragen
wurde oder soweit sie sich im Laufe des Planfeststellungsverfahrens nicht auf andere Weise

erledigt haben.

v]|l. Festgestellte Planunterlagen

Der festgestellte Plan fir die stralBenbaulichen und wasserwirtschaftlichen MaRnahmen be-

steht aus folgenden, mit Feststellungsstempel und Dienstsiegel versehenen Unterlagen:

1. Erlauterungsbericht, Unterlage 1, bestehend aus 47 Seiten, aufgestellt am 16.11.2023
2. Lageplan, Unterlage 5, Blatt Nr. 1, M.: 1:250, aufgestellt am 16.11 2023

3. Deckblatt Lageplan, Unterlage 5, Blatt Nr. 1, M.: 1:250, aufgestellt am 19.08 2024

4. Lageplan, Unterlage 5, Blatt Nr. 2, M.: 1:250, aufgestellt am 16.11 2023

5. Lageplan, Unterlage 5, Blatt Nr. 3, M.: 1:250, aufgestellt am 16.11 2023

6. Hohenplan, Unterlage 6, Blatt Nr. 1, M.: 1:250/25, aufgestellt am 16.11.2023

7. Hohenplan, Unterlage 6, Blatt Nr. 2, M.: 1:250/25, aufgestellt am 16.11.2023

8. Deckblatt Hohenplan, Unterlage 6, Blatt Nr. 2, M.: 1:250/25, aufgestellt am 19.08.2024
9. Hohenplan, Unterlage 6, Blatt Nr. 3, M.: 1:250/25, aufgestellt am 16.11.2023

10. Hohenplan, Unterlage 6, Blatt Nr. 4, M.: 1:250/25, aufgestellt am 16.11.2023

11. Hohenplan, Unterlage 6, Blatt Nr. 5, M.: 1:250/25, aufgestellt am 16.11.2023

12. Hohenplan, Unterlage 6, Blatt Nr. 6, M.: 1:250/25, aufgestellt am 16.11.2023

13. Hohenplan, Unterlage 6, Blatt Nr. 7, M.: 1:250/25, aufgestellt am 16.11.2023

14. Hohenplan, Unterlage 6, Blatt Nr. 8, M.: 1:250/25, aufgestellt am 16.11.2023

15. Hohenplan, Unterlage 6, Blatt Nr. 9, M.: 1:250/25, aufgestellt am 16.11.2023

16. Hohenplan, Unterlage 6, Blatt Nr. 10, M.: 1:250/25, aufgestellt am 16.11.2023

17. MalRnahmenplan, Unterlage 9.2, Blatt Nr. 1, M.: 1:250, aufgestellt am 16.11.2023

18. Maflnahmenplan, Unterlage 9.2, Blatt Nr. 2, M.: 1:250, aufgestellt am 16.11.2023
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festgestellten Planes

19. MalRnahmenplan, Unterlage 9.2, Blatt Nr. 3, M.: 1:250, aufgestellt am 16.11.2023

20. Malinahmenplan, Unterlage 9.2, Blatt Nr. 4, M.: 0.M., aufgestellt am 16.11.2023

21. Malinahmenblatter, Unterlage 9.3, bestehend aus 39 Seiten, aufgestellt am 16.11.2023
22. Grunderwerbsplan, Unterlage 10.1, Blatt Nr. 1, M.: 1:250, aufgestellt am 16.11.2023

23. Deckblatt Grunderwerbsplan, Unterlage 10.1, Blatt Nr. 1, M.: 1:250, aufgestellt am
19.08.2024

24. Grunderwerbsplan, Unterlage 10.1, Blatt Nr. 2, M.: 1:250, aufgestellt am 16.11.2023

25. Grunderwerbsplan, Unterlage 10.1, Blatt Nr. 3, M.: 1:250, aufgestellt am 16.11.2023

26. Regelungsverzeichnis, Unterlage 11, bestehend aus 24 Seiten, aufgestelltam 16.11.2023
27. Widmungsplan, Unterlage 12, Blatt Nr. 1, M.: 1:2.500, aufgestellt am 16.11.2023

28. Ausbauquerschnitt, Unterlage 14.1, Blatt Nr. 1, M.: 1:50, 20, aufgestellt am 16.11.2023
29. Ausbauquerschnitt, Unterlage 14.1, Blatt Nr. 2, M.: 1:50, 20, aufgestellt am 16.11.2023
30. Sonderquerschnitt, Unterlage 14.2, Blatt Nr. 1, M.: 1:50, 20, aufgestellt am 16.11.2023
31. Sonderquerschnitt, Unterlage 14.2, Blatt Nr. 2, M.: 1:50, aufgestellt am 16.11.2023

32. Landschaftspflegerischer Begleitplan, Unterlage 19, bestehend aus 47 Seiten, aufgestellt
am 16.11.2023

IX. Anlagen des Planfeststellungsbeschlusses

Anlagen des Planfeststellungsbeschlusses sind ferner die nachstehend aufgeftihrten Unterla-

gen:
1. Ubersichtslageplan, Unterlage 3, Blatt Nr. 1, M.: 1:10.000, aufgestellt am 16.11.2023
2. Malinahmeniibersichtsplan, Unterlage 9.1, M.: 1:10.000, aufgestellt am 16.11.2023

3. Deckblatt Grunderwerbsverzeichnis, Unterlage 10.2, bestehend aus 15 Seiten, aufgestellt
am 19.08.2024

4. Kostenteilungsplan, Unterlage 13, November 2023

5. Bauwerksskizze, Unterlage 15, Blatt Nr. 1, M.: 1:200, 1:50, aufgestellt am 16.11.2023
6. Bauwerksskizze, Unterlage 15, Blatt Nr. 2, M.: 1:200, 1:50, aufgestellt am 16.11.2023
7. Bauwerksskizze, Unterlage 15, Blatt Nr. 3, M.: 1:50, aufgestellt am 16.11.2023

8. Bauwerksskizze, Unterlage 15, Blatt Nr. 4, M.: 1:50, aufgestellt am 16.11.2023
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10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

19.

20.

21.

22.

23.

24,

25.

26.

27.

28.

29.

30.

Bauwerksskizze, Unterlage 15, Blatt Nr. 5, M.: 1:100, 1:50, aufgestellt am 16.11.2023
Bauphasenplan, Unterlage 16, Blatt Nr. 1, M.: 1:500, aufgestellt am 16.11.2023
Bauphasenplan, Unterlage 16, Blatt Nr. 2, M.: 1:500, aufgestellt am 16.11.2023
Bauphasenplan, Unterlage 16, Blatt Nr. 3, M.: 1:500, aufgestellt am 16.11.2023
Bauphasenplan, Unterlage 16, Blatt Nr. 4, M.: 1:100, aufgestellt am 16.11.2023
Luftschadstoffgutachten, Unterlage 17.2, bestehend aus 53 Seiten, Mai 2023
Lageplan Ist-Zustand, Unterlage 17, Blatt Nr.: 1.1, M.: 1:1.000, aufgestellt 16.11.2023
Lageplan Ist-Zustand, Unterlage 17, Blatt Nr.: 1.2, M.: 1:1.000, aufgestellt 16.11.2023
Schalltechnische Untersuchung, Unterlage 17, bestehend aus 107 Seiten, Juli 2023

Wassertechnische Erlauterungen und Berechnungsunterlagen, Unterlage 18.1 inkl. An-
hange 18.1.1 — 18.1.10, bestehend aus 31 Seiten, aufgestellt am 16.11.2023

Fachbeitrag zur Wasserrahmenrichtlinie, Unterlage 18.2, bestehend aus 35 Seiten, auf-
gestellt am 16.11.2023

Hydraulische Berechnungen, Unterlage 18.3, bestehend aus 20 Seiten, Dezember 2022

Bestands- und Konfliktplan, Unterlage 19.1, Blatt Nr. 1, M.: 1:250, aufgestellt am
16.11.2023

Bestands- und Konfliktplan, Unterlage 19.1, Blatt Nr. 2, M.: 1:250, aufgestellt am
16.11.2023

Bestands- und Konfliktplan, Unterlage 19.1, Blatt Nr. 3, M.: 1:250, aufgestellt am
16.11.2023

Fachbeitrag Artenschutz, Unterlage 19.2 inkl. Anhange 1 und 2, bestehend aus 47 Seiten,
aufgestellt am 16.11.2023

FFH-Vorprifung, Unterlage 19.3, bestehend aus 7 Seiten, aufgestellt am 16.11.2023
UVP-Vorprifung, Unterlage 19.4, bestehend aus 13 Seiten, aufgestellt am 16.11.2023
UVP-Bericht, Unterlage 19.5, bestehend aus 61 Seiten, aufgestellt am 16.11.2023
Bestandsplan, Unterlage 19.5, Blatt Nr. 1, M.: 1:500, aufgestellt am 16.11.2023

Geotechnischer Bericht, Unterlage 20 inkl. Anhange 1 — 13.4, bestehend aus 134 Seiten,
August 2021

Geotechnische Stellungnahme Nr. 1, Unterlage 20, bestehend aus 13 Seiten, Januar
2023
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festgestellten Planes

31. Geotechnische Stellungnahme Nr. 2, Unterlage 20, bestehend aus 4 Seiten, Mai 2023

X. Nachrichtliche Anlagen des Planfeststellungsbeschlusses

1. Grunderwerbsverzeichnis, Unterlage 10.2, bestehend aus 13 Seiten, aufgestellt am
16.11.2023

XI. Deckblattplanung

Im Anhérungsverfahren haben zwei Privateinwender die Entwasserungssituation ihres Grund-
stiicks in Folge der BaumaRnahme bemangelt. Daraufhin hat der Vorhabentrager Anderungen
in seiner Planung vorgenommen und eine Deckblattplanung erstellt, die im Wesentlichen fol-

gende Anderungen beinhaltet:

o Entfernung der bahnseitigen Hochbordanlagen entlang der geplanten P+R Parkplatze im

Bereich des nordlichen Kreisverkehrsplatzes,

o Hohenanpassungen auf dem Parkplatz, insbesondere Anlage eines durchgehenden Gefal-
les der Fahrbahn und Parkplatze in Richtung Bahnstrecke mit einer Absenkung des P+R-

Platzes um bis zu 30cm gegeniiber dem Hohenniveau der angrenzenden Parkplatze und

e Einbau von zusatzlichen Ablaufen am Tiefpunkt im Bereich ,Sarresdorfer StralRe”, um die

Ableitung in das 6rtliche Kanalnetz zu optimieren.

Soweit die ursprunglich offengelegten Planunterlagen gegenteilige Angaben gegeniiber den
festgestellten Deckblattplanunterlagen enthalten, sind diese Uberholt. Es gelten die Darstel-

lungen in den festgestellten Deckblattplanunterlagen.
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Allgemeine Nebenbestimmungen

Der vorliegende Planfeststellungsbeschluss wird gem. § 1 LVWVIG i.V.m. § 36 VwWV{G

mit folgenden allgemeinen Nebenbestimmungen erteilt:

Dieser Planfeststellungsbeschluss regelt rechtsgestaltend alle dffentlich-rechtlichen Be-
ziehungen zwischen dem Trager der Stral3enbaulast und den durch den Plan Betroffe-

nen.

Neben der Planfeststellung sind andere behérdliche Entscheidungen, insbesondere 6f-
fentlich-rechtliche Genehmigungen, Verleihungen, Erlaubnisse, Bewilligungen, Zustim-
mungen und Planfeststellungen nicht erforderlich (8 75 Abs. 1, S. 1 VwV{G). Diese
Rechtswirkungen gelten gem. 8§ 1 LVWVfG i.V.m. § 4 LVwWVfG auch gegeniber nach

Bundesrecht notwendigen Entscheidungen.

Eine Ausnahme stellt die wasserrechtliche Erlaubnis bzw. Bewilligung gem. 8 19 Abs. 1
WHG dar, die nicht der Konzentrationswirkung des Planfeststellungsbeschlusses unter-
liegt, sondern als rechtlich selbstandiges Element neben die Planfeststellung tritt, auch
wenn diese Entscheidung im Rahmen dieser Planfeststellungsentscheidung mit erteilt

wird.

Wird mit der Durchfiihrung des Planes nicht innerhalb von zehn Jahren nach Eintritt der
Unanfechtbarkeit begonnen, so tritt der Plan aul3er Kraft, es sei denn, er wird vorher von

der Planfeststellungsbehdrde um hdchstens finf Jahre verlangert.

Gemal § 75 Abs. 4 Satz 2 VwVIG i. V. m. 8§ 17c FStrG gilt als Beginn der Durchfiihrung
des Planes jede erstmals nach auf3en erkennbare Tatigkeit von mehr als nur geringfu-
giger Bedeutung zur plangemalf3en Verwirklichung des Vorhabens; eine spatere Unter-

brechung der Verwirklichung des Vorhabens bertihrt den Beginn der Durchfihrung nicht.

Eingeschlossen in diese Planfeststellung sind die mit der Baumafinahme verbundenen
notwendigen Anderungen, Verlegungen und Wiederanpassungsmafnahmen an vor-

handenen Stralen und Wegen.

Soweit Wirtschaftswege neu angelegt, verlegt oder geédndert werden mussen, richten
sich ihre Breite und Befestigungsart nach dem vorhandenen Wegenetz in der jeweils
betroffenen Gemarkung unter Berlcksichtigung der Art und Starke des durch die Stra-
Renbaumalnahme bedingten zusatzlichen Verkehrs und der drtlichen Steigungsverhalt-
nisse. Sollen dartiber hinaus Wege breiter angelegt oder besser befestigt werden, so
sind die damit verbundenen Mehrkosten von demjenigen zu tragen, der diese Verbes-

serungen fordert.
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Im Ubrigen sind die vom Bundesminister fir Verkehr am 29. August 2003 - S
28/38.34.00/4 BM 02 - herausgegebenen "Grundsatze fur die Gestaltung landlicher
Wege bei BaumalRnahmen an BundesfernstralRen” maRgebend. Diese Grundsatze wur-
den in Rheinland-Pfalz mit Schreiben des Ministeriums fir Wirtschaft, Verkehr, Land-
wirtschaft und Weinbau vom 1.10.2003, Az.: 8708-10.1-3281/03 auch fiir den Bereich
der Landes- und Kreisstraf3en verbindlich eingefiihrt. Des Weiteren wurden mit Schrei-
ben des Ministeriums fur Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau Rheinland-
Pfalz vom 07.10.2003, Az.: 8604-6-810 die ,Erganzenden Grundsatze fur die Gestaltung
und Nutzung landlicher Wege*, Stand September 2003, herausgegeben von der Bund-
Lander-Arbeitsgemeinschaft ArgeLandentwicklung, eingefthrt. Die beiden v.g. Grunds-
atze fur den landlichen Wegebau sind bei der Planung, Férderung und Ausfiihrung land-
licher Wege innerhalb und au3erhalb der Landlichen Bodenordnung auch als Folgemalf3-

nahmen beim Bau 6ffentlicher Straf3en, zu beachten.

Fir die Eintragung der wasserrechtlichen Tatbestande in das Wasserbuch sind die ent-
sprechenden Eintragungen in den durch diesen Beschluss festgestellten Unterlagen und

die Bestimmungen dieses Beschlusses malRgebend.

Der fur das Wasserbuch zusténdigen Behdrde (Struktur- und Genehmigungsdirektion
Nord) ist eine beglaubigte Ausfertigung der festgestellten Unterlagen fir die Wasser-

buchakten zur Verfligung zu stellen.

Die notwendigen Auflagen, die sich aus der fachtechnischen Uberpriifung der geplanten
wasserwirtschaftlichen Mallinahmen ergeben, sind bei der Bauausfihrung zu bertick-

sichtigen.

Die Bauausfuhrung erfolgt im Benehmen mit der Struktur- und Genehmigungsdirektion
Nord.

Anderungen und Verlegungen von Versorgungsleitungen und sonstigen Leitungen so-
wie deren Kostentragung richten sich nach den gesetzlichen Bestimmungen bzw. nach
den zwischen den Beteiligten bestehenden Vertragen. Den Eigentiimern der vorgenann-

ten Leitungen ist der Baubeginn rechtzeitig mitzuteilen.

Die mit der StralRenbaumal3nahme verbundenen Eingriffe in Natur und Landschaft sind
auf Kosten des StralRenbaulasttrégers nach Maligabe des Fachbeitrages Naturschutz
sowie der Fachgutachten zu vermeiden, auszugleichen bzw. zu ersetzen. Der Fachbei-
trag Naturschutz ist Bestandteil der Planfeststellungsunterlagen (vgl. hierzu Kapitel A.
VI, Nr. 32).
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Die planfestgestellten Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen im Sinne der Eingriffsrege-
lung gem. 8 6 LNatSchG/ § 14 BNatSchG sind mit Beginn des jeweiligen Eingriffs, spa-
testens jedoch 3 Jahre nach dem Eingriffsbeginn herzustellen. Ein Eingriff ist in diesem
Sinne begonnen, sobald mit der Veréanderung der Gestalt oder Nutzflache der Flache,
insbesondere durch Einrichten einer Baustelle oder Herrichten von Flachen fir den je-
weiligen Eingriff, begonnen wurde. Die MalRnahmen zur Herstellung und Erreichung der
mit den Ausgleichs- und Ersatzmafnahmen jeweils verfolgten Entwicklungszielen sind

unter Bertcksichtigung der fachgesetzlich gebotenen Vorgaben durchzufiihren.

Die planfestgestellten Ausgleichs- und ErsatzmalBnahmen sind nach MaRgabe der in
den Planunterlagen beschriebenen Regelungen entsprechend ihrer jeweiligen natur-
schutzfachlichen Kompensationsfunktion dauerhaft, d. h. so lange der Eingriff fortwirkt,
rechtlich zu sichern und zu unterhalten. Evt. zukinftige Eingriffe in diese Mal3hahmen
sind zuldssig, soweit hierbei sichergestellt ist, dass die den MalRnahmen zugedachte

naturschutzfachliche Funktion weiterhin gewahrt wird.

Die Ausgleichs- und Ersatzmal3nahmen im Sinne der Eingriffsregelung gem. 8 6
LNatSchG/ § 14 BNatSchG und die dafur in Anspruch genommenen Flachen sind in
einem digitalen Kompensationsverzeichnis zu erfassen (8 17 Abs. 6 BNatSchG). Das
Kompensationsverzeichnis wird von der Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord als
Obere Naturschutzbehérde technisch betrieben. Die Eintragungen in das Kompensati-
onsverzeichnis nimmt die am Planfeststellungsverfahren beteiligte Obere Naturschutz-
behotrde vor. Die zustandige Stral3enbaubehoérde hat nach Erlass dieses Planfeststel-
lungsbeschlusses umgehend auf eine Eintragung in das Kompensationsverzeichnis hin-
zuwirken und der Eintragungsstelle die erforderlichen Angaben entsprechend den An-
forderungen des § 4 LKompVzVO vom 12.06.2018 sowie unter Beachtung der elektro-
nischen Vorgaben zu Ubermitteln. N&here Informationen zum EDV-System KSP
(KomOn Service Portal) zur Erfassung der Eingriffs- und Kompensationsflachen sowie

zur Registrierung sind unter https://mueef.rlp.de/de/themen/naturschutz/eingriff-und-

kompensation/ksp zu finden. Anderungen von Ausgleichs- und ErsatzmaRnahmen hat

die zustandige Stral3enbaudienststelle der Eintragungsstelle mitzuteilen, damit eine ent-

sprechende Anderung der Eintragung im Kompensationsverzeichnis erfolgen kann.

Die Straf3enbaubehotrde hat nach Abschluss der BaumalRnahme der Planfeststellungs-
behdrde einen Bericht beziiglich der vollstandigen Herstellung aller landespflegerischen
Ausgleichs- und Ersatzmalinahmen einschlie3lich der artenschutzrechtlichen CEF- und
FCS-Maflinahmen sowie der evt. durchzufihrenden habitatschutzrechtlichen Kohérenz-
sicherungsmafinahmen und das Erreichen der jeweiligen Entwicklungsziele vorzulegen.

Erganzend wird auf die nachfolgende Auflagenregelung Nr. 13 verwiesen.
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10.

11.

12.

13.

Vorhandene Zufahrten und Zugénge der Anliegergrundstiicke sind bei Vorliegen der
stral3engesetzlichen Voraussetzungen der durch die StraRenbaumalinahme bedingten
veranderten Situation anzupassen. Die entsprechenden Mal3nahmen sind im Beneh-

men mit den Grundstiickseigentiimern festzulegen.

Die ,Richtlinien fir die Benutzung der Bundesfernstraf3en in der Baulast des Bundes”
(Nutzungsrichtlinien) - ARS Nr. 07/2020 vom 14.03.2020, VKBI. Nr. 8/2020, S. 238, so-
wie das Schreiben des MWVLW vom 18.03.2020 sind zu beachten. Das MWVLW hat

mit vorgenanntem Schreiben die Nutzungsrichtlinien eingefuhrt.

Soweit durch Planergénzungen grofRere Gelandeinanspruchnahmen notwendig werden,
als es die festgestellten Grunderwerbsplane ausweisen, oder soweit Rechte Dritter in
sonstiger Weise Uber den festgestellten Plan hinaus berthrt werden, ist vor Baubeginn
die Zustimmung der neu oder starker Betroffenen herbeizufiihren. Eine erganzende Ent-

scheidung der Planfeststellungsbehdrde bleibt vorbehalten.

Uber biirgerlich-rechtliche Anspriiche (Entschadigungsforderungen) kann im Planfest-
stellungsbeschluss nicht entschieden werden, da hier entsprechend den stralengesetz-
lichen Vorschriften nur 6ffentlich-rechtliche Beziehungen geregelt werden. Die Regelung
von Entschadigungsfragen erfolgt gesondert durch die Stral3enbaudienststellen (oder -
falls keine Einigung erzielt werden kann - durch die Enteignungsbehotrde). Zu der Ent-
schadigungsregelung ist zu bemerken, dass die durch die BaumalRnahme Betroffenen
fur die Inanspruchnahme ihrer Grundstiicke und Gebaude nach den Grundsatzen des
Entschadigungsrechts (Landesenteignungsgesetz) entschadigt werden, wobei neben
der Grundstticks- und Gebaudeentschadigung unter bestimmten Voraussetzungen auch
Ersatz fiir sonstige Vermogensnachteile (wie Wertminderung der Restgrundstiicke, Ver-

lust von Aufwuchs u.a.) infrage kommt.

Der Stralenbaulasttrager ist verpflichtet, Restflachen - soweit diese nicht mehr in ange-
messenem Umfang baulich oder wirtschaftlich genutzt werden kdnnen - nach den Best-

immungen des Entschadigungsrechts zu erwerben.

Soweit an anderen Anlagen ausgleichspflichtige Wertverbesserungen entstehen, sind
vor Baubeginn die Zustimmungen eventueller Kostenpflichtiger zum Ausgleich der Wert-
verbesserungen herbeizufiihren bzw. Kostenvereinbarungen abzuschliel3en. Eine er-

ganzende Entscheidung der Planfeststellungsbehdrde bleibt vorbehalten.

Die zustandige Stralenbaudienststelle hat der Planfeststellungsbehoérde jeweils zeitnah
den Beginn der Baudurchfiihrung sowie die Fertigstellung der StraRenbaumal3nahme

anzuzeigen. Sie hat fernerhin der Planfeststellungsbehtrde mitzuteilen, ob die Durch-
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14.

fuhrung der Stral3enbaumalinahme (einschlief3lich der Herstellung der naturschutzfach-
lichen MalRnahmen) entsprechend den Feststellungen des Planfeststellungsbeschlus-
ses insbesondere auch hinsichtlich der Umweltauswirkungen des Vorhabens, erfolgt ist.
In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass die zustandige Stral3enbau-
behorde selbst die hierzu erforderlichen UberwachungsmaRnahmen durchzufiihren hat.

Die Regelung in vorstehender Nr. 8 bleibt hiervon unbertihrt.

Fir den Fall, dass dies aus tatsachlichen und/oder rechtlichen Griinden erforderlich wer-
den sollte, behdlt sich die Planfeststellungsbehérde eine erganzende Entscheidung
nach 8 74 Abs. 3 VwV{G insbesondere uber die Erteilung weiterer Auflagen und/oder
Nebenbestimmungen vor. Sofern dies aus Rechtsgriinden geboten sein sollte, behalt
sich die Planfeststellungsbehérde ggfs. auch die Durchfihrung eines erganzenden Ver-
fahrens vor.
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C Besondere Nebenbestimmungen

Trager der festgestellten Baumalinahme ist die Bundesrepublik Deutschland (Bundesstral3en-

verwaltung) unbeschadet einer etwaigen Kostenbeteiligung Dritter.

Die Bauausfiihrung obliegt dem Landesbetrieb Mobilitdt Gerolstein, Brunnenstral3e 1, 54568

Gerolstein.

In Ergdnzung der allgemeinen Nebenbestimmungen in Kapitel B Nr. 1 bis 14 dieses Beschlus-
ses und ergdnzend zu den im Regelungsverzeichnis getroffenen Regelungen werden dem
Vorhabentrager (Bundesrepublik Deutschland - Bundesstral3enverwaltung) gemal § 1
LVWVIG i.V.m. 8 36 VWVIG i.V.m. § 74 Abs. 2 VWVIG als besondere Nebenbestimmungen die

nachstehenden Verpflichtungen auferlegt:

l. Leitungen

Durch die StraRenbaumaRnahme werden Anderungen bzw. Verlegungen an den Versor-

gungsleitungen der

o Energienetze Mittelrhein GmbH & Co. KG

e Deutsche Telekom Technik GmbH

e Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH

o Westnetz GmbH Regionalzentrum Rauschermiihle

o Verbandsgemeindewerke Gerolstein

erforderlich. Die zustandige StralRenbaudienststelle wird deshalb angewiesen, die genannten
Versorgungsunternehmen rechtzeitig tber den Beginn der StralRenbauarbeiten zu unterrich-
ten. Die Kostentragung fur die aus Anlass der Stral3enbaumaf3nahme notwendig werdenden
Leitungsarbeiten richtet sich nach den gesetzlichen Bestimmungen bzw. nach den bestehen-

den vertraglichen Abmachungen.

Energienetze Mittelrhein GmbH & Co. KG

Durch die Baumafinahme ergeben sich Berthrungspunkte mit den Erdgasverteilnetzanlagen
der Energienetze Mittelrhein GmbH & Co. KG.

Bei der Bauausfuhrung ist darauf zu achten, dass die Netzanlagen nicht beschéadigt oder in
ihrer Lage verandert werden. Zur Sicherung der Betriebsmittel des Versorgungstréagers ist
dringend darauf zu achten, dass die entsprechenden Sicherheitsabstande eingehalten wer-

den.
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Die Bauausfihrenden haben sich rechtzeitig vor Baubeginn zur Festlegung notwendiger
SchutzmalRnahmen mit der Energienetze Mittelrhein GmbH & Co. KG in Verbindung zu set-

zen.

Deutsche Telekom Technik GmbH

Im Planungsbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom Deutschland
GmbH, die im Zuge der Bauausfiihrung zu bertcksichtigen sind. Eigenmachtige Veréanderun-
gen an diesen Anlagen dirfen nicht durch die Bauausfiihrenden vorgenommen werden. Bei
der Bauausfiihrung ist darauf zu achten, dass Beschadigungen an vorhandenen Telekommu-
nikationslinien vermieden werden. Die Kabelschutzanweisung der Telekom Deutschland
GmbH ist zu beachten. Die Bauausfiihrenden haben sich vorher von der Telekom Technik
GmbH in die genaue Lage der Anlagen einweisen zu lassen (Planauskunft.Mitte@tele-

kom.de). Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu beachten.

Sollten im Rahmen der Bauvorbereitung Anderungen der Telekommunikationslinien erforder-
lich werden, wird der Vorhabentrager dies frihzeitig vor Baubeginn der Deutschen Telekom

Technik GmbH anzeigen.

Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH

Die im Planbereich vorhandenen Telekommunikationsanlagen der Vodafone GmbH wird der
Vorhabentrager im weiteren Planungsverlauf sowie in der Baudurchfihrung beriicksichtigen.
Der Stral3enbaulasttrager wird friihzeitig vor Baubeginn die Vodafone GmbH informieren, um
gegebenenfalls notwendige Mitverlegungen von Telekommunikationsanlagen oder deren Um-

legung zu koordinieren.

Westnetz GmbH Regionalzentrum Rauschermihle

Die im Ausbaubereich vorhandenen Energieversorgungs- und Breitbandkabel der Westnetz
GmbH Regionalzentrum Rauschermiihle werden durch den Vorhabentrager im weiteren Pla-
nungsverlauf sowie in der Baudurchfiihrung berticksichtigt. Der LBM Gerolstein wird den Be-
ginn der Baumalinahmen rechtzeitig vor Baubeginn dem Netzplaner der Westnetz GmbH Re-
gionalzentrum Rauschermuhle (Herr Markus Hetzius, Telefon 06591-401-1844) anzeigen um

eventuell notwendige Anderungen / SchutzmaBnahmen zu koordinieren.

Verbandsgemeindewerke Gerolstein

Die im Ausbaubereich vorhandenen Wasserver- und Abwasserentsorgungsleitungen des Ver-
sorgungstréagers wird der LBM Gerolstein bei der Ausfihrungsplanung und in der Baudurch-
fuhrung bertcksichtigen. Im Zuge des geplanten Neubaus der Hochbriicke beabsichtigen die
Verbandsgemeindewerke Gerolstein, vereinzelt die Wasserversorgungs- und Kanalisations-

anlagen zu erneuern. Vor der Ausschreibung der BaumalRnahme wird der Vorhabentrager
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Rucksprache mit dem Versorgungstréger beziglich der geplanten Erneuerungen halten, um

eine gemeinsame Ausschreibung zu koordinieren.

1. Naturschutz

Unter Bertcksichtigung der Stellungnahmen der Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord
hat der StralRenbaulasttrager im Zuge der Bauausfuhrung in naturschutzfachlicher Hinsicht

folgendes zu beachten:

- Der Vorhabentrager hat rechtzeitig vor Baubeginn eine Umweltbaubegleitung (UBB) einzu-

richten, die das Vorhaben wahrend der Baudurchfiihrung begleitet.

- Baubeginn und —abschluss einschliel3lich Umsetzung der Artenschutzmal3nahmen, vo-
rauslaufender KompensationsmafRnahmen sowie der Ersatzpflanzungen sind durch die

Umweltbaubegleitung nachvollziehbar zu dokumentieren.

- Eine antragsgeméfle Umsetzung der BaumalRnahme einschliel3lich der Beachtung der in
den festgestellten Planunterlagen aufgefihrten Schutz- und Vermeidungsmafnahmen ist

im Rahmen der Bauabwicklung zu gewéhrleisten.

1. Wasser

Das anfallende Oberflichenwasser soll in das gemeindliche Kanalnetz der Verbandsgemein-
dewerke Gerolstein eingeleitet werden. Die Mitbenutzung der gemeindeeigenen Kanalanla-
gen ist zeitgerecht vor Bauausfiihrung mit der Verbandsgemeinde Gerolstein in einer Verein-
barung zu regeln. Sofern eine solche Vereinbarung bereits besteht, ist sie entsprechend fort-

zuschreiben.
In wasserwirtschaftlicher Hinsicht hat der Stral3enbaulasttréger im Zuge der Bauausfihrung
folgendes zu beachten:

- Die Baustelleneinrichtung ist so vorzunehmen, dass eine Grundwassergefahrdung ausge-
schlossen ist. Auf der Baustelle sind Olbindemittel vorzuhalten, die den Anforderungen des
Arbeitsblatts DWA-A 716 entsprechen.

- Sofern die Baustelleneinrichtung langer als ein halbes Jahr an einem Ort verbleibt, sind
beim Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen die Anforderungen der Verordnung uber
Anlagen zum Umgang mit Wassergefahrdenden Stoffen (AwSV) einzuhalten. Dem entspre-
chend ist dann eine ortsfeste oder ortsfest betriebene Baustellentankstelle mit fliissigkeits-

undurchlassiger Abfullflache zu errichten und zu betreiben.
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Sofern die Lagerung oder Aufbereitung fester wassergefahrdender Gemische (zum Bei-

spiel Bauschutt oder bestimmte mineralische Ersatzbaustoffe) l&anger als ein halbes Jahr

an einem Ort erfolgt, sind die Anforderungen des § 26 AwSV einzuhalten; dies gilt nicht fur
feste Gemische, die gemal 8 10 AwWSV vom Betreiber als nicht wassergefahrdend einge-
stuft wurden.

Die fur den Baustellenbetrieb benétigten flissigen wassergefahrdenden Stoffe dirfen nur

wie folgt gelagert werden:

e in doppelwandigen Tanks mit Leckanzeigesystem oder

e in Lagercontainern Uber flissigkeitsundurchldssigen Auffangwannen. Die Wannen
missen 10% des gelagerten Gesamtvolumens aufnehmen kénnen, mindestens je-
doch den Rauminhalt des gréf3ten Behéltnisses (8 31 Absatz 2 AwSV).

Beim Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen ist gré3te Sorgfalt anzuwenden. Abfillvor-

gange dirfen nur tiber Auffangwannen erfolgen. Betankungen sind stéandig zu Gberwachen.

Tritt wahrend der Baumalinahme ein wassergefahrdender Stoff aus, ist dies unverzuglich

der unteren Wasserbehoérde, der ndchsten allgemeinen Ordnungsbehdrde oder der Polizei

zu melden, wenn der Stoff in ein Gewasser, eine Abwasseranlage oder in den Boden ein-
gedrungen ist oder einzudringen droht (8 65 Absatz 3 LWG).

Instandhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten an Kraftfahrzeugen, Baumaschinen und

Geraten sind auf der Baustelle zu vermeiden, insbesondere wenn bei den Arbeiten fliissige

wassergefahrdende Stoffe entweder eingesetzt werden oder freigesetzt werden kdnnen.

Unvermeidbare Arbeiten sind mit besonderer Sorgfalt vorzunehmen, um einen Eintrag was-

sergeféahrdender Flissigkeiten in den Boden zu vermeiden. Insbesondere sind Mal3nah-

men zur Schadenbegrenzung und Ruckhaltung vorzusehen, beispielsweise faltbare Lecka-
gewannen oder geeignete Bindevliese.

Bei der Planung und Durchfihrung der Baumalinahmen sind die Bestimmungen der Er-

satzbaustoffverordnung (EBV) und der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung

(BBodSchV) in der ab 01.08.2023 geltenden Fassung zu beachten. Abweichungen von 88

19 und 20 EBV sowie Abweichungen von 8§ 7 Absatz 2 Satz 1 bzw. von 8§ 8 Absatz 2 oder

3 BBodSchV bedurfen einer (vorherigen) Erlaubnis nach 8§ 8 Absatz 1 WHG. Insbesondere

gilt:

e Fir das Auf- oder Einbringen auf oder in die durchwurzelbare Bodenschicht sowie flr
die Herstellung einer solchen dirfen nur Materialien verwendet werden, die den Anfor-
derungen der 88 6 und 7 BBodSchV entsprechen.

e Fur das Auf- oder Einbringen unterhalb oder au3erhalb der durchwurzelbaren Boden-
schicht dirfen nur Materialien verwendet werden, die den Anforderungen der 88 6 und
8 BBodSchV entsprechen.
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e Fir den Einbau mineralischer Ersatzbaustoffe oder Gemische in technische Bauwerke
durfen nur Materialien verwendet werden, die den Anforderungen des 8§ 19 EBV ent-
sprechen, sofern der Einbau in den fir sie jeweils zuldssigen Einbauweisen erfolgt (vgl.
Anlage 2 EBV).

Bei der Verwertung von Ausbauasphalt oder Ausbaustoff im Stral3enbau sind die ,Richtlinie

fur umweltvertragliche Verwertung von Ausbaustoffen mit teer/pechtypischen Bestandtei-

len sowie fur die Verwertung von Ausbauasphalt im Straenbau“— RuVA-StB 01-, Ausgabe

2001, Fassung 2005 der Forschungsgesellschaft fur StraRen- und Verkehrswesen (FGSV)

und die ,Technischen Lieferbedingungen fir Asphaltgranulat® — TL-AG STB-, Ausgabe

2009 der FGSV anzuwenden.

Die bei Rickbau, Sanierung oder Reparatur technischer Bauwerke als Abfall anfallenden

mineralischen Stoffe und Gemische sind nach Maligabe des § 24 EBV getrennt zu sam-

meln, zu beférdern und einer geeigneten Verwertung bzw. geeigneten Aufbereitungsanlage
zuzufihren. Nicht mineralische Abfélle sind nach MalRgabe der 88 9 und 9a KrwWG zu hand-
haben (getrennte Sammlung, Vermischungsverbot).

Bei der Baumafinahme anfallende feste Abfalle, von denen schadliche Bodenveranderun-

gen oder nachteilige Verdnderungen der Grundwasserbeschaffenheit ausgehen kdnnen,

sind bis zum Abtransport vor Witterungseinfliissen geschitzt in dichten Behdltern oder Ver-
packungen zu lagern; die Lagerung in geschlossenen oder vor Witterungseinfliissen ge-
schitzten R&umen steht dem gleich.

Aus dem Baustellenbereich darf in Oberflachengewasser und in die naheliegenden Ent-

wasserungseinrichtungen (Graben, Schachte, Kanale etc.) nur nicht behandlungsbeduirfti-

ges Niederschlagswasser eingeleitet werden.

Denkmalschutz

Die StraRenbaudienststelle hat bei der Ausschreibung und Vergabe der Stral3enbauarbeiten

die bauausfihrenden Firmen auf die Beachtung der Bestimmungen des Denkmalschutzge-

setzes — DSchG - hinzuweisen. Danach ist jeder zu Tage kommende archaologische Fund

unverziglich zu melden und die Fundstelle soweit als méglich unverandert zu lassen. Fund-

gegenstande sind gegen Verlust zu sichern. Der Beginn der Bauarbeiten ist den zusténdigen

Denkmalfachbehorden rechtzeitig anzuzeigen.

Da Umfeld des Planungsgebietes fossilfiihrende Schichten und Fossilfundstellen bekannt

sind, hat der Stral3enbaulasttrager im Zuge der Bauausfiihrung folgendes zu beachten:

Die ausfuihrenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des Denkmalschutz-
gesetzes (DSchG) vom 23.3.1978 (GVBI.,1978, S.159 ff), zuletzt geandert durch Artikel 4
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des Gesetzes vom 28.09.2021 (GVBI. S. 543) hinzuweisen. Danach ist jeder zutage kom-
mende, erdgeschichtliche Fund unverziglich zu melden, die Fundstelle soweit als moglich
unverandert zu lassen und die Gegenstande sorgfaltig gegen Verlust zu sichern.

- Sollten erdgeschichtliche Funde angetroffen werden, so ist der Direktion Landesarch&olo-
gie / Erdgeschichtliche Denkmalpflege ein angemessener Zeitraum einzuraumen, damit
diese Rettungsgrabungen, in Absprache mit den ausfihrenden Firmen, planmafig den An-
forderungen der heutigen erdgeschichtlichen Forschung entsprechend durchfiihren kann.
Im Einzelfall ist mit Bauverzégerungen zu rechnen.

- Der Beginn etwaiger Erdarbeiten, insbesondere im Bereich des Kasselburger Wegs, ist
rechtzeitig anzuzeigen, damit die Vorplanung einer Dokumentation und Bergung der erd-
geschichtlich relevanten Funde und Befunde anlaufen kann. Deren fachgerechte Untersu-
chung und Dokumentation muss vor Baubeginn und wahrend der Bauarbeiten erméglicht
werden. Dadurch sind ggf. auch zeitliche Verzégerungen einzukalkulieren. Im Falle groR3e-
rer Bergungen werden entsprechende Absprachen getroffen.

- Die ortlich beauftragten Firmen sind entsprechend in Kenntnis zu setzen. Etwa zu Tage
kommende Fossilfunde etc. unterliegen gemal 88 16-21 des Denkmalschutzgesetzes
Rheinland-Pfalz der Meldepflicht an die Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Lan-
desarchaologie / Erdgeschichtliche Denkmalpflege, Niederberger Hohe 1, 56077 Koblenz,
Tel.: 0261-6675-3032, Fax: 0261-6675-3010.

Daruber hinaus wird dem Vorhabentrager aufgegeben, zu den notwendigen archaologischen
Arbeiten zur Schadensminderung bzw. zum Erhalt der von dem Strafl3enbauvorhaben berihr-
ten, geschutzten, archaologischen Kulturdenkmaler beizutragen. Die konkreten Schutz- bzw.
ErhaltungsmalRnahmen sind vom Vorhabentrager rechtzeitig vor Baubeginn mit der Denkmal-
fachbehdrde abzustimmen. Die Kostenbeteiligung des Vorhabentrégers regelt sich nach den

gesetzlichen Bestimmungen.

V. Larm

V.1 Larmschutz wegen Verkehrslarm, der von der zu dndernden Stral3e selbst ausgeht

Der Stral3enbaulasttrager ist beim Ersatzneubau der Hochbriicke im Zuge der B 410 und der
Umagestaltung der angrenzenden Knotenpunkte in Gerolstein im hier festgestellten Abschnitt
grundsatzlich verpflichtet, nachteilige Auswirkungen durch von der ausgebauten Stral3e aus-
gehenden Larmbelastungen auf die benachbarte Wohnbebauung zu vermeiden. Dieser Ver-
pflichtung hat er zun&chst durch die Wahl der Trasse nachzukommen. Wenn trotz der richtigen
Wabhl der Trasse nachteilige Larmauswirkungen auf benachbarte Wohnbebauung zu erwarten

sind, hat er diese durch aktive LArmschutzmal3nahmen auf ein zumutbares Mal3 zu verringern;
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erst wenn danach noch immer unzumutbare Larmauswirkungen auf die benachbarte Wohn-
bebauung verbleiben, ist den Eigentiimern der betroffenen Hauser passiver Larmschutz an

den zum dauernden Aufenthalt bestimmten Wohnrdumen zu gewéhren.

Der Stral3enbaulasttrager hat die von der Baumalinahme B 410 Ersatzneubau Hochbriicke
und der Umgestaltung der angrenzenden Knotenpunkte ausgehenden Larmauswirkungen auf
die der Stral3e benachbarte Wohnbebauung in einer Schalltechnischen Untersuchung tber-
pruft. Nach dem Ergebnis der Untersuchung sind Larmauswirkungen auf benachbarte Wohn-

bebauung zu erwarten.

Der Strafl3enbaulasttrager ist daher zur Durchfihrung von LarmschutzmafRnahmen verpflich-
tet.

Verschiedene Wohnh&user entlang der gesamten Baustrecke kénnen mit der Durchfiihrung
aktiver LArmschutzmal3nahmen nicht vor unzumutbaren Verkehrsgerduschen geschutzt wer-
den, da der dazu erforderliche aktive Larmschutz (Larmschutzwénde, Larmschutzwaélle) aus
Grinden der bestehenden Zwangspunkte (u.a. enganstehende Bebauung, Geometrie der
Knotenpunkte) dem Stral3enbaulasttrager nicht aufgegeben werden kann. Diesen Wohnhé&u-

sern steht daher passiver Larmschutz zu.

Es handelt sich im Einzelnen um die Hauser:

Wohngebaude Etagen, Himmelsrichtung

Stral3e, Hausnummer

Sarresdorfer Stral3e 2 EG (S), 1. OG (S), 2. OG (S), 3.
OG (S)

Sarresdorfer Stral3e 4 EG (S), 1. OG (S), 2. OG (S), 3.
OG (S)

Bahnhofstral3e 6 1. OG (NO), 2. OG (NO); 3. OG
(NO)

Bahnhofstralie 8 1. OG (NO), 2. OG (NO); 3. OG
(NO)

Bahnhofstral3e 8a 1. OG (NO), 2. OG (NO); 3. OG
(NO)

Bahnhofstral3e 10 2. OG (NO); 3. OG (NO)
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Raderstralle 1 EG (NW), 1. OG (NW),
2. OG (Nw), EG (NO),
1. OG (NO), 2. OG (NO)

Raderstralle 3a EG (NW), 1. OG (NW)

Brunnenstral3e 2 EG (N), EG (O)

Der StraRenbaulasttrager wird dem Grunde nach verpflichtet, den Eigentiimern der vorge-

nannten Gebaude die notwendigen Aufwendungen in Geld auszugleichen, welche fiir die er-

forderlichen Schutzmalinahmen gegen den die Immissionsgrenzwerte tiberschreitenden Ver-

kehrslarm aufgewendet werden missen (sog. ,passiver Larmschutz").

Es ist jedoch ausdrticklich darauf hinzuweisen, dass passive LarmschutzmalRnahmen nur in-

soweit durchgefuhrt werden kénnen, als sich aus der Anwendung der Bestimmungen der Ver-

kehrslarmschutzrichtlinien 1997 und aus der 24. Bundesimmissionsschutzverordnung kein

Ausschluss oder keine Einschrankung des Anspruches ergibt.

Ausschlusse und/oder Einschrankungen konnen sich hierbei insbesondere aus folgenden Ge-

sichtspunkten ergeben:

Larmschutzmafnahmen sind nur insoweit notwendig, als nicht bereits ein ausreichender
Larmschutz vorhanden ist. Dabei sind die einschlagigen bauordnungsrechtlichen Bestim-
mungen (z.B. Warmeschutzverordnung und Landesbauordnung in der jeweils geltenden
Fassung, Auflagen im Bebauungsplan oder in der jeweiligen Baugenehmigung, u.d.) zu

bericksichtigen.

Larmschutzmafinahmen werden nicht erstattet fir bauliche Anlagen, die bei Auslegung der

hier festgestellten Plane noch nicht genehmigt waren.

In baulichen Anlagen werden Raume, die zum nicht nur voribergehenden Aufenthalt von
Menschen bestimmt sind, geschiitzt, wenn am Immissionsort der der Raumnutzung ent-
sprechende Tag- bzw. Nacht-Immissionsgrenzwert tiberschritten ist. Danach wird passiver
Larmschutz fir Wohnraum gewdahrt, soweit der Tagwert Uberschritten ist; fir den Schutz

von Schlafraum ist hingegen die Uberschreitung des Nachtwertes maRgeblich.

Der Umfang der Erstattung umfasst bauliche Verbesserungen an Umfassungsbauteilen der
zu schitzenden baulichen Anlagen, die geeignet sind, die Einwirkungen durch Verkehrs-

larm in dem erforderlichen Umfang zu mindern. Hierzu gehdren auch Liftungen, z.B. fir
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Schlafrdume, Kinderzimmer und Raume mit Ofenheizung. Umfassungsbauteile sind Fens-
ter, Turen, Wande, Decken und Dacher, die die zu schitzenden Raume unmittelbar nach
aufRen abschlie3en, sowie Decken unter nicht ausgebauten Déachern. Zu den erstattungs-
fahigen Aufwendungen gehdren bei Fenstern und Tiren nur solche in gleicher Gré3e und
Ausfuhrung wie die bisher vorhandenen. Aul3erdem kdnnen erforderliche Anpassungsar-
beiten (wie z.B. Verputz- und Malerarbeiten) im Fensterbereich erstattet werden. Ein Abzug

"Neu fur Alt" ist nicht vorzunehmen.

Der sich aus der Anwendung der Verkehrslarmschutzrichtlinien und der 24. Bundesimmissi-
onsschutzverordnung ergebende tatsachliche Umfang der passiven LarmschutzmalRnahmen

wird im Rahmen der Bauausfiihrung durch die zustéandige Stral3enbaubehdrde ermittelt.

Soweit intensiv genutztes Wohnumfeld (Balkone, Terrassen, Hausgarten oder sonstiger
WohnauRenbereich) bei Uberschreitung der Tagesgrenzwerte am mafgeblichen Immissions-
ort nicht aktiv geschutzt werden kann, hat der StralRenbaulasttrager auch dafur einen ange-
messenen Entschadigungsausgleich (Billigkeits- bzw. Enteignungsentschadigung) zu gewah-
ren. Die Entschadigungsermittlung erfolgt ebenfalls durch die zusténdige Strallenbaubehdrde

im Zuge der Bauabwicklung.

Im Ubrigen wird auf die beigefiigten schalltechnischen Untersuchungsunterlagen hingewie-

sen.

V.2 Bauzeitliche Immissionen

Der Vorhabentrdger hat gemafll den Vorgaben des Immissionsschutzrechtes wéahrend der
Durchfiihrung des Bauvorhabens dafur Sorge zu tragen, dass bauzeitliche vorhabenbedingte
schadliche Umwelteinwirkungen durch Larm-, Schadstoff-, Staub- und Erschitterungsimmis-
sionen auf schutzbeddurftige Bereiche (nach dem Stand der Technik) soweit wie moglich ver-
mieden werden und unvermeidbare Umwelteinwirkungen soweit méglich vermindert werden.
Auch in zeitlicher Hinsicht hat die Vorhabentragerin die Bauablaufplanung zu optimieren, um
die Dauer der bauausfiihrungsbedingten Immissionseinwirkungen auf schutzbedurftige Berei-

che soweit wie mdglich zu begrenzen.

Hinsichtlich mdglicher Auswirkungen durch Baularm werden der Vorhabentragerin daher fol-

gende technische und organisatorische Vorsorgemafinahmen aufgegeben:

- Larmarme Bauverfahren und Baumaschinen

Es sind grundsatzlich gerduscharme Bauverfahren und Baumaschinen nach dem Stand
der Larmminderungstechnik zu wahlen, soweit dies unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten

zumutbar ist. Die Vorhabentragerin hat die fur die Bauausfiihrung beauftragten Firmen
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hierzu vertraglich zu verpflichten. Bereits bei der Einrichtung, aber auch wahrend der
Durchfiihrung der Bauarbeiten ist darauf zu achten, dass gerduschintensive Baumaschi-
nen, deren Einsatz nicht vermeidbar ist, mdglichst weit von eventuell vorhandener Wohn-
bebauung entfernt platziert werden.

Beschrénkung der Betriebszeiten/ Bauarbeiten

Im Regelfall sind die Arbeitszeiten auf den Tagzeitraum von 07:00 Uhr bis 20:00 Uhr zu
beschranken

Rechtzeitige Vorabinformation des Betroffenenkreises

Der vom Baularm betroffene Personenkreises ist vorab ausfuhrlich tber Art und Dauer der
Baumalinahmen sowie Uber den Umfang der zu erwartenden Beeintrachtigungen zu infor-
mieren, damit den Betroffenen die Moglichkeit gegeben wird, sich mit ihrer persdnlichen

Planung fur den Tagesablauf auf die besondere Situation einstellen zu kénnen.

Mit Blick auf mogliche Auswirkungen durch Staubentwicklung aufgrund der Bautatigkeit wer-

den der Vorhabentragerin folgende Vorsorgemalnahmen hinsichtlich maglicher Auswirkun-

gen durch Baustaub aufgegeben, welche in die Ausschreibung des Bauvorhabens aufzuneh-

men und bei der Baulberwachung zu beriicksichtigen sind:

Bei den Ruckbautatigkeiten im Siedlungsbereich und in Teilabschnitten mit nahestehenden
Gebéauden sind zur Vermeidung von sichtbarem Staubaufkommen staubbindende Mal3-
nahmen (bspw. durch zusétzliche Beregnung bzw. Wassernebel) vorzunehmen.

Die Abwurfhdhen bei der Ablagerung von Baumaterial und eventuellen Materialumlagerun-
gen sind gering zu halten und die Staubbildungen gegebenenfalls durch Beregnung zu
mindern.

Beim Transport von Baumaterial oder Bauschutt etc. ist darauf zu achten, dass offentliche
befestigte Fahrwege gereinigt und unbefestigte Fahrwege mittels Feuchte staubfrei gehal-

ten werden sowie Reifenwaschanlagen zu nutzen sind.

Hinsichtlich moglicher Auswirkungen aufgrund von Erschitterungsemissionen wahrend der

Bauzeit sind zur Vermeidung bzw. Minderung von baubedingt unzumutbaren Erschiitterungen

bei der Baudurchfiihrung moderne Verdichtungstechnik zum Einsatz zu bringen. Die einschla-

gigen bautechnischen Vorgaben sind bei der Durchfiihrung des Vorhabens zu beachten.

VI.

1.

Weitere Bestimmungen und Auflagen

Die Verteilung der Kosten der gemeinschaftlichen Maflinahmen richtet sich nach den
"Richtlinien fur die rechtliche Behandlung von Ortsdurchfahrten an Bundesstral3en”

(Ortsdurchfahrtenrichtlinien).
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Diese Richtlinien gelten bei Gleichheit der zu Grunde liegenden Rechtsvorschriften auch
fur den Bereich des Landesstral3engesetzes und sind gemaR der Verwaltungsvorschrift
des Ministeriums fur Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau vom 20.04.2009
(MinBI. 2009 S. 126) - soweit Vorschriften des Landesstral3engesetzes nicht entgegen-

stehen - fir Landes- und Kreisstrafl3en entsprechend anzuwenden.

Mit der Stadt Gerolstein ist - soweit noch nicht geschehen - rechtzeitig vor Beginn der
Bauarbeiten eine Vereinbarung abzuschliel3en, in der die Durchfihrung aller MaRR3nah-
men, die nach den Ortsdurchfahrtenrichtlinien einer Kostenteilung unterliegen, festge-
legt werden. Insbesondere ist dabei die Herstellung der vorgesehenen Gehwege und

Parkplatze zu regein.

Der Baulasttrager hat die Anregungen und Hinweise gemal der Stellungnahme des
Landesamtes fur Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz zu beachten. Insbeson-
dere ist hinsichtlich der Stellungnahme der Ingenieurgeologie dafur Sorge zu tragen,
dass bei Eingriffen in den Baugrund grundsétzlich die einschlagigen Regelwerke (u.a.
DIN 4020, DIN EN 1997-1 und -2, DIN 1054) berucksichtigt werden. Dariiber hinaus hat
der Vorhabentrager zu beachten, dass die Durchfiihrung einer Bohrung bzw. einer geo-
logischen Untersuchung spatestens 2 Wochen vor Untersuchungsbeginn beim Landes-
amt fir Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz anzuzeigen ist. Fir die Anzeige sowie
die spatere Ubermittlung der Bohr- und Untersuchungsergebnisse steht das Online-Por-
tal "Anzeige geologischer Untersuchungen und Bohrungen Rheinland-Pfalz" unter

https://geoldg.lgb-rlp.de zur Verfligung.

Entsprechend der Stellungnahme der Deutsche Bahn AG, DB Immobilien sind fol-
gende Nebenbestimmungen bei der weiteren Planung und Ausfihrung des Vorhabens

zu beachten:

- Bei allen Arbeiten im Gefahrenbereich der Gleise ist die Einhaltung der Ril 132.018
sowie die entsprechenden Vorschriften, Regelwerke und Informationen der DGUV
(Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung) sicherzustellen, um jederzeit einen si-

cheren Bahnbetrieb zu gewéhrleisten.

- Die Gleisanlagen sind vor Verschmutzung und Beschéadigung zu schiitzen (insbe-
sondere in Phase 4 der Malinahme — Riickbau Bestandsbauwerk und Neubau Hilfs-

stitze).

- Sollten Druckbereiche eines Gleises betroffen sein, sind zusatzliche Sicherungs-

maflinahmen zu treffen und die Gleisanlage ist zu Uberprifen (Kontrollmessungen).
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- Aufgrund der Komplexitat und des Koordinierungsbedarfs ist ein Bautiberwacher
Bahn (BuUB) einzusetzen. Wahrend der Bauausfihrung tbernimmt dieser die
Baustellenaufsicht fur die DB InfraGO AG. Er muss die Voraussetzungen gemaR §
6 der VV Bau des EBA erfillen und eine Zulassung haben, die nicht alter als 12
Monate ist. Der BUB darf kein Angehdériger des bauausfiihrenden Unternehmens
oder dessen Auftragnehmers sein. Name und Erreichbarkeit des Bautiberwacher
Bahn sind der DB InfraGO AG mitzuteilen.

- Durch die geplante Baumaf3nahme sind TK-Kabel/TK-Anlagen der DB InfraGO AG
betroffen. Die Bauausfihrenden haben sich friihzeitig vor Baubeginn von einem Mit-
arbeiter der DB Kommunikationstechnik GmbH in die Ortlichkeiten einweisen zu
lassen (Bearbeitungsnummer IAN 2024011757, DB Kommunikationstechnik GmbH
I. CVR 22, E-Mail: DB.KT.Trassenauskunft-TK@deutschebahn.com).

- Die TK-Anlagen der DB InfraGO AG diirfen nicht iberbaut werden. Bei Kreuzungen
sind sie grundsétzlich zu unterkreuzen und ein Sicherheitsabstand von 2,00m ist

einzuhalten.

- Die Forderungen des Kabelmerkblattes und des Merkblattes ,Erdarbeiten in der
Néhe erdverlegter Kabel der Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft* sind einzu-
halten. Die bauausfiihrende Firma hat die Verpflichtungserklarung rechtzeitig zu un-

terschreiben und der DB Kommunikationstechnik GmbH zuriickzusenden.

Dem Bundesamt fir Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bun-
deswehr ist der Beginn und das Ende der StralRenbaumalRnahme unter der E-Mail-Ad-

resse "LKdoHEVerkinfra@bundeswehr.org" anzuzeigen.

Vor der Ausschreibung der BaumalRnahme wird der Vorhabentrager Riicksprache mit
der Firma Gerolsteiner Brunnen GmbH & Co KG halten, um Detailabstimmungen fir
eventuell notwendige Schutzmaf3nahmen fir die Mineralwasserbrunnen im Mal3nah-

menbereich durchzuftihren.

Sofern bei der Baudurchfiihrung unerwartete Kontaminationen bekannt werden bzw.
auftreten, ist der Landesbetrieb Mobilitat Rheinland-Pfalz als zustandige Behérde nach

dem Bundes-Bodenschutzgesetz bzw. Landesbodenschutzgesetz zu beteiligen.
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Verfahrensbeteiligte

Trager offentlicher Belange

1. Bundesamt fur Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bun-
deswehr, Fontainengraben 200, 53123 Bonn

- Schreien vom 18.01.2024; Az.: 45-60-00 / IV-0101-24-SON
(siehe Kapitel C VI Nr. 4 und Kapitel E VIII Nr. 1.1)

2. Energienetze Mittelrhein GmbH & Co. KG, SchitzenstralRe 80-82, 56068 Kob-

lenz
- Schreiben vom 21.03.2024; Az.: Ohne
(siehe Kapitel B Nr. 7 und Kapitel C I)

3.  Generaldirektion Kulturelles Erbe RLP Erdgeschichtliche Denkmalpflege Di-

rektion Landesarchéologie, Niederberger Hohe 1, 56077 Koblenz
- Schreiben vom 25.01.2024; Az.: Ohne
(siehe Kapitel C IV und Kapitel E VIII Nr. 1.5)

4.  Generaldirektion Kulturelles Erbe RLP Direktion Landesarchdologie Aul3en-
stelle Trier, Weimarer Allee 1, 54290 Trier

- Schreiben vom 21.03.2024; Az.: Ohne
(siehe Kapitel C IV und Kapitel E VIII Nr. 1.6)
5. Deutsche Telekom Technik GmbH, Polcher Str. 15-19, 56727 Mayen
- Schreiben vom 07.02.2024; Az.: PTI 14, Ref. BB2
(siehe Kapitel B Nr. 7 und Kapitel C I)
6. Vodafone GmbH, Zumaiener Str. 175, 54292 Trier
- Schreiben vom 20.03.2024; Az.: S01345939
(siehe Kapitel B Nr. 7 und Kapitel C I)
7. Industrie- und Handelskammer Trier, Herzogenbuscher Str. 12, 54292 Trier
- Schreiben vom 22.03.2024; Az.: Ohne
(siehe Kapitel E VIII Nr. 1.2)

8. Verbandsgemeindewerke Gerolstein, Kyllweg 1, 54568 Gerolstein
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10.

11.

12.

13.

14.

Schreiben vom 27.03.2024; Az.: 4/TS

(siehe Kapitel B Nr. 7 und Kapitel C I)

Landesamt fir Geologie und Bergbau, Emy-Roeder-Stral3e 5, 55129 Mainz
Schreiben vom 25.03.2024; Az.: 3420-0055-24/V1

(siehe Kapitel C VI Nr. 2)

Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Stresemannstral3e 3-5, 56068

Koblenz

Schreiben vom 22.03.2024; Az.: 4270-2407/41

Schreiben vom 10.12.2024; Az.: 4270-2407/41

(siehe Kapitel B Nr. 5, 6 und 8; Kapitel C Il und IlI; Kapitel E VIII Nr. 1.3)

Westnetz GmbH Regionalzentrum Rauschermiihle, Rauschermihle, 56648
Saffig

Schreiben vom 05.09.2024; Az.: Ohne
(siehe Kapitel B Nr. 7 und Kapitel C I)

DB AG — DB Immobilien Baurecht | / CR.R 041, Karlstral3e 6, 60329 Frankfurt

am Main

Schreiben vom 21.06.2024; Az.: TOB-RP-24-180868/L6
Schreiben vom 02.10.2024; Az.: TOB-RP-24-180868/L6
Schreiben vom 06.12.2024, Az.: TOB-RP-24-180868/L6
(siehe Kapitel C VI Nr. 3 und Kapitel E VIII Nr. 1.4)

Stadt Gerolstein durch die Verbandsgemeindeverwaltung Gerolstein, Kyll-
weg 1, 54568 Gerolstein

Schreiben vom 12.11.2024; Az.: Ohne
Verbandsgemeindeverwaltung Gerolstein, Kyllweg 1, 54568 Gerolstein

Schreiben vom 12.11.2024; Az.: Ohne

Privatpersonen

Im Verfahren haben sich zwei Privatperson gedufRert. Aus datenschutzrechtlichen Griin-

den wird auf die Angabe von Namen und Anschriften verzichtet.

Seite 26



Kapitel E, Begriindung

E Beqgriindung

l. Notwendigkeit des Planfeststellungsverfahrens

Bundesfernstraf3en durfen gemaf 8 17 FStrG nur gebaut werden, wenn der Plan vorher fest-
gestellt ist. Durch die Planfeststellung wird die Zulassigkeit des Vorhabens einschliel3lich der
notwendigen Folgemal3inahmen im Hinblick auf alle von ihm berihrten 6ffentlichen Belange
festgestellt, und es werden alle 6ffentlich-rechtlichen Beziehungen zwischen dem Trager des
Vorhabens und den durch den Plan Betroffenen rechtsgestaltend geregelt (8 75 Abs. 1
VwV{G). Die vorliegende StraRenbaumafinahme ist ein planfeststellungspflichtiges Vorhaben
im Sinne von 8 17 FStrG. Der vorliegende Planfeststellungsbeschluss umfasst kraft seiner
Konzentrationswirkung nach 8§ 75 Abs. 1 VwVfG auch alle nach anderen Rechtsvorschriften
notwendigen Genehmigungen, Befreiungen, etc. mit Ausnahme der wasserrechtlichen Erlaub-

nis bzw. Bewilligung (s. Kapitel B, Ziffer 1, 3. Absatz).

Il. Zustandigkeit

Der Landesbetrieb Mobilitat Rheinland-Pfalz in Koblenz ist gemai § 17 FStrG i.V.m. § 22 Abs.
4 FStrGi.V.m. 8§ 6 Abs. 7 LStrG i.V.m § 49 Abs. 2 LStrG i.V.m. Art. 1, 8 1 des Landesgesetzes
zur Neuorganisation der Straf3en- und Verkehrsverwaltung Rheinland-Pfalz vom 18.12.2001,
GVBI. S. 303, i.V.m. Art. 1, Nr. 1 des Landesgesetzes zur Anpassung von Landesgesetzen an
die Umbenennung des Landesbetriebes Stral3en und Verkehr in Landesbetrieb Mobilitat vom
22.12.08, GVBI. S. 317, i.V.m. der Organisationsverfiigung tber die Umbenennung des Lan-
desbetriebes Straf3en und Verkehr (LSV) vom 5.1.2007, verdffentlicht im Staatsanzeiger vom

15.1.2007, Seite 2, fur den Erlass des Planfeststellungsbeschlusses zustandig.

. Verfahren

. Friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit

Gemal § 25 Abs. 3 VwVIG wirkt die zustandige Behorde darauf hin, dass der Vorhabentrager
bei der Planung von Vorhaben, die nicht nur unwesentliche Auswirkungen auf die Belange
einer gréReren Zahl von Dritten haben kénnen, die betroffene Offentlichkeit friihzeitig tiber die
Ziele des Vorhabens, die Mittel, es zu verwirklichen, und die voraussichtlichen Auswirkungen
des Vorhabens unterrichtet (friithe Offentlichkeitsbeteiligung). Das Ergebnis der vor der An-
tragstellung (Beantragung der Planfeststellung) durchgefiinrten friihen Offentlichkeitsbeteili-
gung soll der betroffenen Offentlichkeit und der zustandigen Behorde spatestens mit der An-
tragstellung mitgeteilt werden. Form und Ablauf einer solchen friihen Offentlichkeitsbeteiligung

sind gesetzlich nicht festgelegt.
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Da absehbar war, dass das vorliegende StraRenbauvorhaben B 410 Ersatzneubau der Hoch-
briicke und Umgestaltung angrenzender Knotenpunkte in Gerolstein nicht nur unwesentliche
Auswirkungen auf die Belange einer gréf3eren Zahl von Dritten haben kdnnte, hat der Antrag-
steller die Offentlichkeit im Rahmen von mehreren offentlichen Stadtratssitzungen in Gerol-
stein seit 2014 regelmafiig Uber den planungsstand informiert. Das Ergebnis sowie die Art und
der Umfang dieser frilhen Offentlichkeitsbeteiligung hat der Antragsteller in seinem Erlaute-
rungsbericht, den er zusammen mit den weiteren Planunterlagen mit seinem Antrag vom
06.12.2023 der Planfeststellungsbehdrde vorgelegt hat und der auch Gegenstand der Planof-
fenlage im Planfeststellungsverfahren war, mitgeteilt. Hinsichtlich der Einzelheiten der durch-
gefiihrten frihen Offentlichkeitsbeteiligung wird auf die Darstellung im vorgenannten Erlaute-
rungsbericht (Nr. 2.1) verwiesen. Den Anforderungen des § 25 Abs. 3 VwV{G wurde somit bei

der vorliegenden Planung Rechnung getragen.
e Antragstellung

Die Planunterlagen B 410 Ersatzneubau der Hochbriicke und Umgestaltung angrenzender
Knotenpunkte in Gerolstein sind dem Landesbetrieb Mobilitat Rheinland-Pfalz in Koblenz mit
Schreiben des Landesbetriebes Mobilitat Gerolstein Az.:2023 — | 70 B410_Hochbriicke_Ge-
rolstein, vom 06. Dezember 2023 zur Durchfiihrung des Anhérungsverfahrens und zum Erlass

des Planfeststellungsbeschlusses zugeleitet worden.
e Feststellung der UVP-Pflicht

Die vorliegende Straf3enplanung ist uvp-pflichtig. Das durchgefuhrte Verfahren gentgt den
verfahrensrechtlichen Anforderungen an die Durchfiihrung der Umweltvertraglichkeitsprifung.
Hinsichtlich der Einzelheiten wird auf die Ausfihrungen in Kapitel A, Nr. V und Kapitel E VII

Nr. 5 verwiesen.
e Behorden- und Offentlichkeitsbeteiligung

Die in Kapitel A Nr. VIIl und A Nr. IX genannten Unterlagen haben, mit Ausnahme der Deck-
blattunterlagen, in der Zeit vom 29. Januar 2024 bis einschlie3lich 28. Februar 2024 bei der
Verbandsgemeindeverwaltung Gerolstein zu jedermanns Einsichtnahme ausgelegen. Zeit
und Ort der Planauslegung sind vorher im Amtsblatt der Verbandsgemeinde Gerolstein vom
19. Januar 2024 rechtzeitig ortstiblich bekannt gemacht worden. In der Bekanntmachung wa-
ren diejenigen Stellen bezeichnet, bei denen Einwendungen schriftlich eingelegt oder mund-
lich zu Protokoll gegeben werden konnten. Einwendungen und Stellungnahmen konnten bis

zum Ablauf der Einwendungsfrist am 28. Mérz 2024 vorgebracht werden.
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Diejenigen Grundstiickseigentiimer, die ihren Wohnsitz nicht in der von der Baumalinahme
betroffenen Gemarkung haben (Ausmaérker), sind von der Planauslegung/ der Internetverof-

fentlichung rechtzeitig unterrichtet worden.

Die Trager offentlicher Belange wurden mit Schreiben der Anhérungsbehérde zur Abgabe ei-

ner Stellungnahme aufgefordert.

Die nach den geltenden Rechtsvorschriften anerkannten Vereinigungen wurden Uber das

StralRenbauvorhaben unterrichtet und erhielten Gelegenheit zur Stellungnahme.
. Deckblattplanung

Aufgrund von Einwendungen im Anhdrungsverfahren ergab sich die Notwendigkeit, die Plan-
unterlagen fiir die StraRenbaumafnahme mittels einer Deckblattplanungen punktuell zu tber-

arbeiten bzw. zu ergénzen.

Die in Kapitel A Ziffern VIII und IX mit Aufstellungsdatum 19.08.2024 aufgefihrten Planunter-
lagen wurden den durch diese Deckblattplanung anders Betroffenen Privatpersonen und der
Stadt Gerolstein durch den LBM Gerolstein vorgestellt. Beziiglich der getroffenen Anderungen

wurde im Anschluss eine einvernehmliche Vereinbarung unterzeichnet.
Erneute férmliche Planoffenlagen waren somit nicht erforderlich.
. Erdrterungstermin

Die im AnhoOrungsverfahren eingegangenen Stellungnahmen und Einwendungen konnten
durch die Erlauterungen des StraRenbaulasttrégers weitestgehend ausgeraumt werden, so-
dass gemald § 17a Abs. 5 FStrG auf die Durchfiihrung eines Erorterungstermins verzichtet
wurde. Die Anhorungsbehorde hat alle Betroffenen, die Einwendungen erhoben bzw. Stel-
lungnahmen abgegeben haben, hieriiber informiert und ihnen Gelegenheit zur Riick&uRerung
gegeben. Gleichzeitig wurde ihnen die Stellungnahme des Stral3enbaulasttragers zu dem je-
weiligen Vorbringen zur Kenntnis gegeben. Gegen den Verzicht auf einen Erdrterungstermin

wurden keine Bedenken geédulRert.
e Zusammenfassende Beurteilung des Anhdrungsverfahrens

Die Planfeststellungsbehérde stellt fest, dass die Planoffenlage bei der Offenlagestelle ord-
nungsgemal und im Einklang mit den verfahrensrechtlichen Bestimmungen erfolgt ist.
Ebenso ist der Verzicht auf die Durchfiihrung eines Erdrterungstermins nicht zu beanstanden.
Das durchgefiihrte Verfahren geniigt im Ubrigen auch den verfahrensrechtlichen Anforderun-
gen des UVP-Rechts.
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V. Erlauterungen zur Zulassigkeit der festgestellten Planung

Die Planfeststellungsbehdrde stellt mit diesem Beschluss die umfassende formell-rechtliche
und materiell-rechtliche Zulassigkeit der StraRenplanung fir den Ersatzneubau der Hochbru-

cke und Umgestaltung angrenzender Knotenpunkte in Gerolstein fest.
Hierzu wird im Folgenden ndher ausgefiihrt:
e Vorgeschichte der Planung

Grundlage des Entwurfes zum Ausbau der Knotenpunkte zu Kreisverkehrsanlagen ist die Not-
wendigkeit des Neubaus der Hochbriicke unter Bericksichtigung der verkehrstechnischen
Entwicklung in der Stadt Gerolstein. Mit Einfihrung der europaischen Normung im Straf3en-
und Briickenbau sind neue Lastmodelle mit hGheren Lasten im Bereich des Ingenieurbaus zu
bericksichtigen. Es sind keine Traglastreserven im Bereich des Teilbauwerkes Uber die Kyll

mehr vorhanden.

Die Verkehrssicherheit im Bereich der Briicke ist aufgrund des zu geringen Fahrbahnquer-
schnittes bereits heute erheblich beeintrachtigt. Nach verschiedenen, abstimmenden Gespré-
chen zwischen dem Landesbetrieb Mobilitat Gerolstein und verschiedener Trager offentlicher

Belange wurde die vorliegende Planung erstellt.

Im Jahr 2021 wurde im Auftrag des Landesbetrieb Mobilitdt Gerolstein durch das Planungs-
biro VIA ein ,Verkehrskonzept und Radverkehrsfiihrung im Bereich der Hochbriicke (B 410)
in Gerolstein” erarbeitet. Die darin enthaltenen Empfehlungen und Aussagen zur Fihrung des
Radverkehrs im Plangebiet - insbesondere tber die Hochbriicke bzw. die geplanten Kreisver-

kehre - waren fundamentale Planungsgrundlagen.

Weiterhin wurde ebenfalls im Jahr 2021 im Auftrage des LBM Gerolstein ein geotechnischer
Bericht zum Neubau der Hochbriicke sowie zum Ausbau der Verkehrsflachen von der WPW
Geoconsult Sudwest GmbH erarbeitet. Ziel dieser geotechnischen Untersuchungen war die
Beurteilung der im Bereich der Widerlager anzutreffenden Baugrundverhaltnisse, um Empfeh-

lungen fur die Widerlagergrindung sowie den Bau der Verkehrsflachen zu machen.

Die Offentlichkeit wurde friihzeitig, erstmalig in 2014 im Rahmen einer Stadtratssitzung tiber
die anstehende Planung informiert. Uber die folgenden Jahre wurde der jeweilige Planungs-
stand mehrfach in 6ffentlichen Sitzungen des Stadtrates von Gerolstein erlautert. Durch den
Vorhabentrager wurde im Jahr 2022 eine 3D Visualisierung der BaumalRnahme in Auftrag ge-
geben. Diese konnte auch im Internet durch die interessierte Bevolkerung aufgerufen werden.

Hierauf wurde in den 6értlichen Medien hingewiesen.
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e Planungskonzeption

Die vorliegende Planung behandelt den Ersatzneubau der Hochbriicke in Gerolstein im Zuge
der BundesstralRe 410 sowie die Umgestaltung der an dieses Bauwerk angrenzenden Kno-
tenpunkte. Die Hochbriicke in Gerolstein tUberfuhrt die B 410 tber die Gleisanlagen der DB-
Strecke 2631 Hurth-Kalscheuren — Ehrang, die Bahnhofstral3e sowie die Kyll. Im Zuge dieser
AusbaumalRnahmen werden zur Verknupfung mit dem untergeordneten Straf3ennetz zwel

Kreisverkehrsanlagen gebaut.

Die geplante Kreisverkehrsanlage nordlich der Hochbriicke verkniipft die Bundesstrafie 410,
die LandesstralRe 29 sowie die StadtstralRe ,Kasselburger Weg* miteinander. Zwischen dem
sudlichen Rand der B 410 im Zuge der ,Sarresdorfer Stra3e” bzw. der Kreisverkehrsanlage
und den Gleisanlagen wird ein neuer Parkplatz gebaut und an die Kreisverkehrsanlage ange-

schlossen.

Die geplante Kreisverkehrsanlage sudlich der Hochbriicke verknipft die Bundesstral3e 410 im
Zuge der Brunnenstral3e mit der Landesstral3e 29 — Raderstrafl3e miteinander. Die in die Ra-
derstral3e einmiindende, stadtische Bahnhofstral3e wird verkehrsgerecht ausgebaut und wie-

der an die LandesstralRe angeschlossen.
e Derzeitiges StraRennetz und Verkehrsbelastung

Die vorhandene Streckencharakteristik im Zuge der B 410 in Gerolstein ist gepragt durch die
Kreisverkehrsanlage im Einmindungsbereich der L 29 — Lindenstralie, die Rechtskurve im
Einmindungsbereich des Kasselburger Weges, die Hochbriicke sowie die Lichtsignalanlage
im Einmiindungsbereich der L 29 im Zuge der RaderstraRe. Das vorhandene Uberfiihrungs-
bauwerk tGber die mehrgleisige DB-Strecke 2631, die BahnhofstralRe sowie den Vorfluter Kyll

ist sanierungsbediirftig, die Fahrbahnbreite zwischen den Kappen betragt ca. 6,0 m.

Separate Radwege oder Schutzstreifen sind im Plangebiet nicht vorhanden, die Radfahrer
mussen die Fahrbahnflachen mitbenutzen. Da die Hochbriicke ein Teilstlick der touristisch
relevanten Radwanderwege ,Kyll-Radweg” und ,Eifel-Ardennen-Radweg* bildet, ist sie auch

fur den Radverkehr eine wichtige Verbindung.

Aufgrund des hohen Verkehrsaufkommens, insbesondere auf der Hochbriicke, kommt es in
den Knotenpunkten ndrdlich und stdlich der Hochbriicke immer wieder zu langen Wartezeiten
fur die Verkehrsteilnehmer, die von der Stadtstra3e Kasselburger Weg tber die Hochbriicke
in Richtung Stadt (RaderstralRe, Brunnenstrale) fahren wollen. Die beiden zum Teil mit einer
Lichtsignalanlage geregelten Knotenpunkte stidlich der Hochbriicke verursachen aufgrund ih-

res geringen Abstandes zueinander ebenfalls lange Wartezeiten mit Rickstausituationen.
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Die im Plangebiet vorhandenen Querungsstellen sowie Ful3géngerverkehrsflachen tragen den
Belangen von mobilitdtsbehinderten Menschen nur ungeniigend Rechnung — insbesondere

im Bereich des sudlichen Knotenpunktes fehlen solchen Ausstattungen.
e Planungsziel, Erforderlichkeit der MaRnahme

Aufgrund des schlechten baulichen Zustandes der Hochbriicke sowie der verkehrlichen Defi-
zite fur Radfahrer und Fuf3ganger im Plangebiet, wird die Erneuerung des Bauwerkes erfor-

derlich.

Die Knotenpunkte ndérdlich und sudlich der Hochbriicke konnen in den Spitzenstunden des
Verkehrsaufkommens die Verkehrsmengen nicht mehr bewéltigen, dies fuhrt zu Rickstausi-

tuationen im Umfeld der Hochbriicke im Zuge der Bundesstralie 410.

Die durch die Ausbaumafinahmen entstehende Streckencharakteristik im Zuge der B 410 wird
in Bezug auf den Verkehrsfluss sowie die Verkehrssicherheit im Plangebiet fur alle Verkehrs-
teilnehmer erheblich verbessert. Die Rickstausituationen und damit die Wartezeiten in den

momentan untergeordneten Strafl3enasten werden beseitigt.

Die geplanten Kreisverkehrsanlagen stellen Knotenpunkte dar, die die prognostizierten Ver-
kehrsbelastungen im Zuge der B 410 bzw. der L 29 leistungsfahig und verkehrssicher bewal-

tigen konnen.

Durch den Bau der Fahrradschutzstra3en und Radfahrstreifen auf der Hochbriicke kénnen die
Verkehrsbeziehungen fur Radfahrer leistungsfahiger und sicherer gestaltet werden. Die ge-
planten Fahrbahnteiler mit den barrierefreien Querungsstellen im Bereich der beiden Kreis-
verkehrsanlagen tragt zur Steigerung der Verkehrssicherheit bei und erhdht die Wohnqualitat

im Innenstadtbereich von Gerolstein.

Insgesamt ist festzuhalten, dass die vorliegende Strallenbaumaflnahme aus Sicht der Plan-
feststellungsbehérde sinnvoll, zweckmalig und ausgewogen ist. Unter Abwagung der ver-
kehrlichen Anforderungen mit dffentlichen und privaten Belangen leistet die Planung einen
nachhaltigen Beitrag zur Verbesserung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs im Be-

reich der Hochbriicke im Zuge der Bundesstral3e 410 in Gerolstein.

V. Entwasserung/ Gewéasserschutz

l. Gewaésserschutz
Die vorliegende Stralenbaumalinahme genligt den wasserrechtlichen Anforderungen des

Européischen Gemeinschaftsrechts und des nationalen Wasserrechts.
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1. Vereinbarkeit des Vorhabens mit den Umweltzielen der WRRL und die Bewirt-
schaftungsziele des WHG
Das Vorhaben steht mit den Umweltzielen der EU-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) und den

entsprechenden Bewirtschaftungszielen des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) in Einklang.

Das WHG normiert rechtliche Zielvorgaben fiir die Bewirtschaftung von Oberflachengewés-
sern und des Grundwassers. Oberirdische Gewasser sind danach gemal} § 27 Abs. 1 des
Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) so zu bewirtschaften, dass eine Verschlechterung ihres
Okologischen und ihres chemischen Zustands vermieden wird und dass ein guter 6kologischer

und ein guter chemischer Zustand erhalten oder erreicht werden.

Oberirdische Gewasser, die nach § 28 WHG als kiinstlich oder erheblich veréandert eingestuft
werden, sind gemafl § 27 Abs. 2 WHG so zu bewirtschaften, dass eine Verschlechterung ihres
Okologischen Potentials und ihres chemischen Zustands vermieden wird und ein gutes 6kolo-
gisches Potential und ein guter chemischer Zustand erhalten oder erreicht werden. Das
Grundwasser ist gemal § 47 Abs. 1 WHG so zu bewirtschaften, dass eine Verschlechterung
seines mengenmafigen und chemischen Zustands vermieden, der Trend zum menschenver-
ursachten Anstieg von Schadstoffkonzentrationen umgekehrt und ein guter mengenmaliger
Zustand erhalten oder erreicht wird. 8 31 WHG ero6ffnet Ausnahmen von den Bewirtschaf-
tungszielen fur Oberflachengewésser. Hinsichtlich zuldssiger Ausnahmen von den in 8§ 47
Abs. 1 WHG fur das Grundwasser formulierten Bewirtschaftungszielen verweist § 47 Abs. 3
WHG auf die entsprechende Anwendung der Ausnahmeregelungen fir Oberflachengewasser
in 8§ 31 Abs. 2 WHG. Die in den 88 27 und 47 WHG normierten Verschlechterungsverbote und
Verbesserungsgebote wurden zur Umsetzung von Art. 4 Abs. 1 Buchst. a Ziff. i bis iii, Buchst.
b ziff. | bis iii der Richtlinie 2000/60/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 23.
Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens fur Mal3nahmen der Gemeinschaft im
Bereich der Wasserpolitik (ABI. L 327 S. 1 - Wasserrahmenrichtlinie) - WRRL - in das Was-
serhaushaltsgesetz aufgenommen. Die in den 88 31 und 47 WHG er6ffneten Ausnahmen ge-
hen auf die entsprechenden Ausnahmeregelungen in Art. 4 Abs. 6 bis 8 WRRL zuriick. Die im
WHG zur Umsetzung von Art. 4 Abs. 1 WRRL normierten Verschlechterungsverbote und Ver-
besserungsgebote sind bei der Zulassung eines Projekts - auch im Rahmen der Planfeststel-

lung eines (fern-)strafRenrechtlichen Vorhabens nach § 17 FStrG — zu beachten.

Den vorbeschriebenen gemeinschaftsrechtlichen (Art. 4 WRRL) sowie bundeswasserrechtli-
chen (88 27 ff. und 47 ff. WHG) Anforderungen an den Wasser- und Gewasserschutz tragt die

vorliegende Zulassungsentscheidung Rechnung.

Der Vorhabentrager hat die Auswirkungen seines Vorhabens auf die im Planbereich vorhan-

denen Oberflachengewdasser und das Grundwasser hinreichend geprift. Hierzu kann auf die
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Darstellungen in Kapitel 4.12 des Erlauterungsberichts vom 16. November 2023 (vgl. Unter-
lage gemanR Kapitel A VIII Nr. 1), die wassertechnischen Erlauterungen und Berechnungen
vom 16. November 2023 (vgl. Unterlage gemaf3 Kapitel A IX Nr. 18) sowie dem Fachbeitrag
zur Wasserrahmenrichtlinie vom 16. November 2023 (vgl. Unterlage gemafl? Kapitel A IX Nr.
19) verwiesen werden. Dort sind fur das Schutzgut Wasser die relevanten Bestandsdaten fiir

die Ermittlung der Umweltauswirkungen dargelegt worden.

Die durch das Vorhaben betroffenen Wasserkorper (Grund- und Oberflachenwasserkérper)
wurden identifiziert. Ebenso wurde auch der Zustand der Oberflachenwasserkdrper und des
Grundwassers ausreichend beschrieben. Dem Vorhaben liegt auch eine hinreichende Be-
schreibung und Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens auf die im Wirkbereich der Pla-
nung vorkommenden Oberflachengewasser und das Grundwasser zugrunde. Im Fachbeitrag
zur Wasserrahmenrichtlinie vom 16. November 2023 (vgl. Unterlage gemafl? Kapitel A IX Nr.
19) werden die zu erwartenden bau-, anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen des Vor-
habens auf das Schutzgut ,Wasser* detailliert beschrieben und die danach festgestellten vor-
habenbedingten Auswirkungen auf das Schutzgut ,Wasser“ im Hinblick auf die Erheblichkeit

und Ausgleichbarkeit bewertet.

Ergénzend hierzu hat die Planfeststellungsbehdrde im Einvernehmen mit der Oberen Was-
serbehérde als zustdndiger Wasserfachbehorde der Vorhabentrégerin in Kapitel C Il des

Planfeststellungsbeschlusses noch verschiedene Auflagen erteilt.

Unter Berticksichtigung der technischen Ausgestaltung des Bauvorhabens sowie der vorge-
sehenen Schutz- und Vermeidungsmal3nahmen in Verbindung mit den planfestgestellten Ne-
benbestimmungen insbesondere zur Oberflachenentwéasserung (Siehe Kapitel C Il des Plan-
feststellungsbeschlusses) erweist sich die bei der vorliegenden Planung vorgenommene Pri-
fung der Projektauswirkungen auf die Umweltziele der WRRL bzw. die Bewirtschaftungsziele
des WHG als sach- und fachgerecht. Nach den schlissigen und nachvollziehbaren Feststel-
lungen des Vorhabentragers, welche funktionsgerecht die projektspezifische Situation in den
Blick genommen haben, und hinsichtlich deren Einzelheiten auf die vorstehenden Ausfiihrun-
gen der Planfeststellungsbehérde verwiesen werden kann, ist bei der hier festgestellten Stra-
Renplanung ersichtlich keine vorhabenbedingte Verschlechterung des Zustands eines Ober-
flachenwasserkorpers oder Grundwasserkorpers zu erwarten. Angesichts der Gegebenheiten
der Planung und ihrer wassertechnischen Ausgestaltung, die sich am einschlagigen techni-
schen Regelwerk orientiert und deren Wirkungen sich im Rahmen der bei vergleichbaren Stra-
Renbauprojekten dblicherweise auftretenden Projektwirkungen bewegen, ist solches nicht er-
kennbar. Zugleich ist sichergestellt, dass die Planung auch den in der WRRL und im WHG
beschriebenen Verbesserungsgeboten fur die im Wirkraum des Vorhabens vorhandenen

Oberflachengewasser (Kyll) und das Grundwasser nicht widerspricht.
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Dabei gilt es vorliegend auch zu bertcksichtigen, dass es hier nicht um die Beurteilung der
Auswirkung einer neu zu bauenden Straf3e geht, sondern um den Ausbau einer bereits vor-
handenen Stral3e, der hinsichtlich seiner Wirkungen mit denen einer Neubaumalnahme nicht
anndhernd vergleichbar ist. Hinzu kommt, dass mit dem Stral3enausbau auch keine Verkehrs-
zunahme bzw. verkehrserhéhende Wirkung verbunden ist. An dem zukinftig prognostizierten
Verkehrsaufkommen wird sich durch den Ausbau nichts @ndern. Die Obere Wasserbehdrde
hat dementsprechend auch ihr wasserrechtliches Einvernehmen zu der Planung erteilt; die
notwendigen wasserrechtlichen Genehmigungen, Erlaubnisse etc., welche die wasserrechtli-
che Vertraglichkeit des Vorhabens belegen, sind ihrerseits Bestandteil der Planfeststellungs-

entscheidung (Siehe nachfolgend unter 2.).

Hiernach ist festzustellen, dass das Stral3enbauvorhaben mit den in Art. 4 Abs. 1 WRRL bzw.
88 27 und 47 WHG beschriebenen wasserrechtlichen Umwelt- und Bewirtschaftungszielen fur
Oberflachengewasser und das Grundwasser in Einklang steht. Die Planung verstof3t weder
gegen die dort normierten Verschlechterungsverbote fir Oberflichengewédsser und das
Grundwasser, noch lauft sie dem Verbesserungsgebot fir diese Gewasser bzw. das Grund-

wasser zuwider.

2. Sonstige Belange des Gewasserschutzes

Die Stral3enentwasserung soll zukiunftig Gber Rinnenanlagen mit Straf3enablaufeinrichtungen
an die im Zuge der Stral3enbaumafinahme teilweise erneuerte Ortskanalisation angeschlos-
sen werden. Da keine Einleitung in ein bewirtschaftetes Oberflachengewdasser erfolgt, stehen
dem Vorhaben auch die in § 27 WHG normierten Bewirtschaftungsziele fir oberirdische Ge-

wasser, insbesondere das Verschlechterungsverbot, nicht entgegen.

Fir das Vorhaben kdnnen dariber hinaus auch die nach den sonstigen Vorschriften des WHG
und des LWG erforderlichen wasserrechtlichen Genehmigungen, Erlaubnisse etc. erteilt wer-

den. Hierzu im Einzelnen:
Anlagen am Gewasser (8§ 36 WHG; 8§ 31 LWG)

Im Zuge der Strallenbaumalnahme soll die alte Hochbriicke durch ein neues Brickenbau-
werk ersetzt werden. Dieses Bauwerk ist gem. 8§ 36 WHG i. V. m. § 31 LWG als Anlage am
Gewasser zu betrachten. Der vollstindige Neubau der Briicke stellt einen genehmigungs-
pflichtigen Tatbestand dar. Soweit Teilbereiche des Ausbauabschnittes im 10 m-Bereich der
Kyll (Gewasser zweiter Ordnung) liegen, ist dies ebenfalls nach § 36 WHG i. V. m. § 31 LWG
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genehmigungspflichtig. Die Genehmigung von Anlagen am Gewasser sowie die damit ver-
bundenen fachlichen Priifungen sowie die wasserrechtliche Bewertung liegt gemaf § 19 Abs.
1 Nr. 2 LWG, 8 31 Abs. 4 LWG im Zustandigkeitsbereich der Unteren Wasserbehorde (Kreis-
verwaltung Vulkaneifel). Die Kreisverwaltung Vulkaneifel, die am Verfahren beteiligt wurde,
hat ihrerseits diesbeztiglich keine Bedenken geaulert und auf die Stellungnahme der Oberen
Wasserbehdrde verwiesen, die der MaRnahme unter Beriicksichtigung von Auflagen aus fach-

licher Sicht zugestimmt hat.

Insoweit konnte die Genehmigung nach § 36 WHG i.V.m. 8§ 31 LWG fir die Herstellung des
Brickenbauwerkes bzw. des Stral3enbauvorhabens im Schutzbereich der Kyll (Gewasser
zweiter Ordnung) unter Berticksichtigung der von der Oberen Wasserbehdrde geforderten Ne-
benbestimmungen in diesem Beschluss mit erteilt werden, da hiermit sichergestellt wird, dass
schadliche Gewéasserveranderungen vermieden werden. Diesbeziiglich verweist die Planfest-
stellungsbehdrde insbesondere auf die Nebenbestimmungen in Kapitel C. Il des Planfeststel-

lungsbeschlusses.
Eingriff in ein Uberschwemmungsgebiet (88 78 ff. WHG, §8§ 83 und 84 LWG)

Die StraBenbaumafRnahme befindet sich im Uberschwemmungsgebiet der Kyll und bedarf da-
her einer Ausnahmegenehmigung. Diese konnte erteilt werden, da mit der StralRenbaumal3-
nahme, ausweislich des den Planunterlagen beigefligten hydraulischen Gutachtens, weder im
Bauzustand noch im Endzustand wesentliche Auswirkungen auf den Hochwasserabfluss ver-
bunden sind. Die Gradiente des vorgesehenen Bauwerks liegt deutlich tber dem Bemes-
sungshochwasser des rechtsgiiltig festgesetzten Uberschwemmungsgebiets. Dariiber hinaus

wird der Retentionsraumverlust vor Ort wertgleich kompensiert.

Insoweit konnte die Planfeststellungsbehdrde in Kapitel A, Abschnitt IV dieses Beschlusses,
unter Berlcksichtigung der in Kapitel C, Abschnitt Il festgelegten Nebenbestimmungen, die

erforderliche Genehmigung erteilen.
Wasserrechtliches Fazit

Die Obere Wasserbehorde hat zu dem Vorhaben ihr Einverstandnis erklart und somit im Sinne
von § 19 WHG ihr Einvernehmen zu dem StraRenbauvorhaben erteilt. Schadliche oder nicht
ausgleichbare Gewasserveranderungen i. S. d. 8 12 Abs. 1 WHG sind durch die vorgesehene
Baumalinahme nicht zu erwarten. Im Rahmen der Prifung des § 12 Abs. 1 WHG ist damit
auch dem Verschlechterungsverbot i.S.d. 8 27/28 WHG bzw. § 47 WHG und dem diesen
Bestimmungen zu Grunde liegenden europaischen Gemeinschaftsrecht Rechnung getragen
worden. Damit erfillt die festgestellte Planung in jeder Hinsicht die gemeinschaftsrechtlichen
sowie die bundes- und landeswasserrechtlichen Anforderungen an den Wasser- und Gewas-

serschutz.
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VI. Erlauterungen zum Immissionsschutz (Larm und Luftschadstoffe)

VI.1 Erlauterungen zur Larmsituation

Zu den im Rahmen der Planfeststellung zu bertcksichtigenden Belangen gehért auch die
Larmsituation. Die hierzu vorgenommene Prifung nach Mal3gabe der einschlagigen gesetzli-
chen Bestimmungen fihrt im vorliegenden Fall zu der Feststellung, dass das mit diesem Be-
schluss festgestellte Vorhaben mit den Belangen des LArmschutzes vereinbar ist. Hierbei wur-
den sowohl die grundsatzliche Linienfihrung der Stral3e als auch die durch den Larmschutz
aufgeworfenen Probleme beriicksichtigt. Die Gestaltung des Vorhabens im Einzelnen sowie
die in den Planunterlagen enthaltenen und im Auflagenteil dieses Beschlusses angeordneten
MalRnahmen stellen sicher, dass keine unzumutbaren Gefahren, Nachteile oder Belastigun-
gen im Sinne von § 74 Abs. 2 Satz. 2 VWV{G i.V.m. 88 41 ff. BImSchG ohne Ausgleich ver-

bleiben.

1. Rechtsgrundlagen und Berechnungsgrundlagen

Der Schutz der Anlieger vor Stral3enverkehrslarm erfolgt nach den gesetzlichen Bestimmun-
gen des Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG). Nach § 50 BImSchG ist bereits bei
der Planung von Verkehrswegen darauf zu achten, dass schadliche Umwelteinwirkungen
durch Verkehrslarm auf ausschliel3lich oder Giberwiegend dem Wohnen dienende Gebiete so-
wie auf sonstige schutzwirdige Gebiete soweit wie moglich unterbleiben. Weiterhin ist ent-
sprechend 88 41 ff BImSchG in Verbindung mit der 16. BImSchV beim Bau oder der wesent-
lichen Anderung von Verkehrswegen dariiber hinaus durch entsprechende Vorkehrungen si-
cherzustellen, dass hierdurch keine schadlichen oder erheblich belastigenden Larmeinwirkun-
gen hervorgerufen werden, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind. Dies gilt jedoch
nur insoweit, als die Kosten einer Schutzmaflinahme nicht aul3er Verhaltnis zum angestrebten
Schutzzweck stehen dirfen. Fir den Fall, dass die in der Rechtsverordnung nach § 43 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 BImSchG festzulegenden Immissionsschutzgrenzen dennoch tberschritten wer-
den, hat nach § 42 BImSchG der Eigentimer einer betroffenen baulichen Anlage einen An-
spruch auf angemessene Entschadigung in Geld fur Schallschutzmaflinahmen an den bauli-
chen Anlagen, sofern nicht die Beeintrdchtigung wegen der besonderen Benutzung der An-

lage als zumutbar anzusehen ist.

Von der Méglichkeit, Immissionsschutzgrenzen festzulegen, hat der Gesetzgeber mit der 16.
BImSchV Gebrauch gemacht. Die 16. BImSchV findet gemaf3 Artikel 1 8 6 und Artikel 3 der

Zweiten Verordnung zur Anderung der Sechzehnten Verordnung zur Durchfilhrung des Im-
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missionsschutzgesetzes (Verkehrslarmschutzverordnung - 16. BImSchV -) vom 04. Novem-
ber 2020 (BGBI. 2020, S. 2334) in der Fassung dieser Anderungsverordnung auf das vorlie-
gende Planfeststellungsverfahren Anwendung, da der Antrag auf Verfahrensdurchfiihrung
erst nach dem 01. Méarz 2021 gestellt worden ist. Dementsprechend dirfen nach § 2 Abs. 1
der genannten Verordnung beim Bau oder der wesentlichen Anderung von StraRen die fol-

genden Immissionsgrenzwerte nicht Uberschritten werden:

Gebietskategorie Grenzwerte (Tag / Nacht)

Krankenhauser, Schulen, Kurheime,

Altenheime 57147 dB(A)
reine und allgemeine Wohngebiete 59 /49 dB(A)
Kerngebiete, Dorf- und Mischgebiete 64 /54 dB(A)
Gewerbegebiete 69 /59 dB(A)

In welche Gebietskategorie die betroffenen Gebaude einzustufen sind, beurteilt sich zun&chst
an Hand vorliegender Bebauungsplane. Im AufRenbereich sind genehmigte oder zulassig vor-
handene bauliche Anlagen wie Mischgebiete zu schiitzen. Sofern keine verbindlichen Bauleit-
plane fir bestimmte Gebiete oder Anlagen vorliegen, so ist die Schutzbedirftigkeit aus einem
Vergleich der tatséchlichen Gegebenheiten mit den in 8 2 Abs. 1 der 16. BImSchV aufgezéahl-

ten Anlagen und Gebiete zu ermitteln.

Weiterhin hat der Verordnungsgeber in den 88 3 und 3a der 16. BImSchV auch das Berech-
nungsverfahren zur Ermittlung der Beurteilungspegel nach Maligabe der Richtlinien fir den
Larmschutz an Straf3en — Ausgabe 2019 — RLS 19 (VkBI. 2019, Heft 20, Ifd. Nr. 139, S. 698)
verbindlich vorgeschrieben. Die Beurteilungspegel, die als Grundlage fur die hier zu treffende
Entscheidung herangezogen werden, sind nach dieser Berechnungsmethode ermittelt wor-
den. MaRRgebend fir die von dem Vorhaben zu erwartenden Larmbelastigungen ist u.a., wel-
che Verkehrsmengen die B 410 nach dem Ersatzneubau der Hochbriicke und Umgestaltung

angrenzender Knotenpunkte in Gerolstein kinftig aufweisen wird.
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2. Larmsituation der direkt betroffenen Siedlungsbereiche

Der Stral3enbaulasttrager hat die nach Inbetriebnahme der festgestellten Ausbaustrecke zu
erwartenden schadlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrsgerausche tberprift. Die Un-
tersuchung der Larmsituation hat ergeben, dass dem Stra3enbaulasttrager die Durchfiihrung
passiver Schallschutzmaflinahmen aufzuerlegen war, weil die fir den Ausbau bestehender
StralRen im Sinne von 8§ 41 BImSchG bzw. 88 1 und 2 der 16. BImSchV maf3geblichen Beur-

teilungskriterien, namlich

1. Vorliegen einer ,wesentlichen Anderung“ im Sinne von § 1 Abs. 2 Nr. 2 der 16. BImSchV
und

2. Uberschreitung der Immissionsgrenzwerte nach § 2 der 16. BImSchV

fur zwei Immissionsorte vorliegen.

Hiernach ist von einer ,wesentlichen Anderung“ auszugehen, wenn die Stral3e um einen oder-
mehrere durchgehende Fahrstreifen baulich erweitert oder durch einen erheblichen baulichen
Eingriff der Beurteilungspegel des von dem zu andernden Verkehrsweg ausgehenden Ver-
kehrslarms um mindestens 3 dB(A) erhoht wird. Daneben liegt eine "wesentliche Anderung"
auch dann vor, wenn durch einen erheblichen baulichen Eingriff der Beurteilungspegel des
von dem zu &andernden Verkehrsweg ausgehenden Verkehrslarms auf mindestens 70
dB(A)am Tag oder 60 dB(A) in der Nacht erhdht oder von 70 dB(A) am Tag bzw. 60 dB(A) in

der Nacht weiter erhdht wird.

Ein "erheblicher baulicher Eingriff" liegt nach der amtlichen Begriindung zur 16. BImSchV dann
vor, wenn durch die Baumal3nahme in die Substanz des Verkehrsweges eingegriffen wird.

Dies ist im vorliegenden Fall gegeben.

Nach den Festsetzungen der gemeindlichen Bebauungspléane (Stadt Gerolstein) ist die Be-
bauung im Umfeld des geplanten Ersatzneubaus der Hochbricke der Gebietsnutzung Allge-
meines Wohngebiet bzw. Mischgebiet zuzuordnen. Nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 der 16. BImSchV

sind daher folgende Immissionsgrenzwerte zugrunde zu legen (jeweils Beurteilungspegel):
Allgemeines Wohngebiet: 59 dB(A) am Tag und 49 dB(A) in der Nacht.
Mischgebiet: 64 dB(A) am Tag und 54 dB(A) in der Nacht.

Die Untersuchung hat gezeigt, dass es an zwei Immissionsort zu einer Pegelerhhung um
mindestens 3 dB(A) kommt und dass die v.g. Immissionsgrenzwerte Uberschritten werden.
Daruber hinaus erhoht sich der Beurteilungspegel an sieben Immissionsorten auf mindesten
70 dB(A) am Tag oder 60 dB(A) in der Nacht. Somit besteht grundséatzlich ein Anspruch auf
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Larmschutz an den betroffenen Immissionsorten. Der Einsatz von aktiven Schallschutzmalf3-
nahmen (Larmschutzwande, Larmschutzwaélle) zum Schutz der anspruchsberechtigten Fas-
saden sind aus Griinden der bestehenden Zwangspunkte (u.a. enganstehende Bebauung,
Geometrie der Knotenpunkte) nicht umsetzbar. Diesen Geb&uden steht daher grundsatzlich

erganzender passiver Larmschutz zu.

3. Gesamtabwagung zum Bereich Larmschutz

Die Planfeststellungsbehodrde hat tiber die Vorgaben der 16. BImSchV hinaus auch den Stra-
Renverkehrslarm unterhalb der dortigen Grenzwerte berticksichtigt. Im Rahmen der Abwa-
gung aller planungsrelevanten Gesichtspunkte konnte der unterhalb der Grenzwerte verblei-
bende Verkehrslarm jedoch auch nicht dazu fihren, dem StraRenbaulasttrager weitere Larm-

schutzmaflinahmen aufzuerlegen oder gar ganzlich von der Planung Abstand zu nehmen.

Einzelheiten sind aus den beigefligten schalltechnischen Untersuchungsunterlagen (siehe
Unterlage 17) sowie der Regelung in Kapitel C, Ziffer V dieses Planfeststellungsbeschlusses

Zu entnehmen.

VI.2 Erlauterungen zu Luftschadstoffimmissionen

1. Rechtsgrundlagen und Bewertung der Luftschadstoffbelastung

Nach § 50 BImSchG sind schadliche Umwelteinwirkungen auf die ausschlief3lich oder tber-
wiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbediirftige Gebiete soweit
als mdglich zu vermeiden. Dies gilt nicht nur fir Belastungen durch Verkehrslarm, sondern
auch fur Belastungen durch stral3enverkehrsbedingte Luftschadstoffe. Diesbeziglich sind, ba-
sierend auf der Umsetzung EU-rechtlicher Vorschriften, mit der 39. BImSchV Grenz- und Leit-
werte zum Schutz insbesondere der menschlichen Gesundheit und der Umwelt festgesetzt
worden. Die Frist der Umsetzung der ,Richtlinie 2008/50/EG des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 21.05.2008 uber Luftqualitait und saubere Luft fur Europa“ (RL
2008/50/EG) ist am 11.06.2010 ausgelaufen. Die Vorgaben der Richtlinien sind inzwischen in
der 39. BImSchV in nationales Recht umgesetzt worden; die 39. BImSchV ist am 06.08.2010
in Kraft getreten und findet somit auch auf das vorliegende Planfeststellungsverfahren Anwen-

dung.

In der Richtlinie und darauf aufbauend der 39. BImSchV wird auch ein Grenzwert fir
Feinstaubpartikel PM, s festgelegt, der seit dem 01.01.2015 einzuhalten ist. Im Rahmen des

Planfeststellungsverfahrens fiir das Bauvorhaben B 410 Ersatzneubau der Hochbriicke und
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Umgestaltung angrenzender Knotenpunkte in Gerolstein wurden die zu erwartenden Schad-
stoffbelastungen unter Zugrundelegung der aktuellen Rechtsentwicklungen im Rahmen einer

Schadstoffuntersuchung Uberprift.

Die Berechnung der verkehrsbedingten Emissionen (Masse der von den Fahrzeugen verur-
sachten Schadstoffe) im Zuge des Luftschadstoffgutachtens erfolgte entsprechend den Vor-
gaben der VDI-Richtlinie 3782 Blatt 7 (Kfz-Emissionsbestimmung - Luftbeimengungen), Die
Schadstoffemissionen wurden auf Grundlage der Verkehrsmengen und der den angesetzten
Verkehrssituationen zugehérigen Emissionsfaktoren berechnet. Die Abgas-Emissionsfaktoren
der Kraftfahrzeuge wurden dem einschlagigen Handbuch Emissionsfaktoren des StralRenver-
kehrs HBEFA Version 4.2 entnommen. Die Feinstaubemissionen des Kfz-Verkehrs aufgrund

von Abrieb und Aufwirbelung wurden ebenfalls dem HBEFA entnommen.

Die Immissionsberechnungen wurden mit dem Stra3ennetzmodell PROKAS unter Einbezie-
hung der lokalen Wind- und Ausbreitungsklassenstatistik, der berechneten Emissionen des
Verkehrs auf den Stral3en sowie der aus Messdaten abgeleiteten Hintergrundbelastung durch-

gefuhrt.

In allen beurteilungsrelevanten Bereichen stralRennaher Wohnbebauung werden die nach der
39. BImSchV geltenden Grenzwerte nach dem Ersatzneubau der Hochbriicke und Umgestal-
tung angrenzender Knotenpunkte in Gerolstein eingehalten; dem Stral3enbaulasttrager muss-

ten insoweit keine speziellen SchutzmafRnahmen aufgegeben werden.

Schlie3lich wurden von der Planfeststellungsbehdrde auch die unterhalb der Grenzwerte lie-
genden Schadstoffbelastungen bertcksichtigt. Diese konnten im Rahmen der Abwagung aller
planungsrelevanten Gesichtspunkte jedoch nicht dazu fuhren, dem Stral3enbaulasttrager
Mafl3nahmen aufzuerlegen oder vollstandig von der Planung Abstand zu nehmen. Selbst wenn
man aber an dieser Einschatzung Zweifel hegen misste, wirde dies gleichwohl keinen durch-
schlagenden Planungsfehler nach sich ziehen kdnnen. Vielmehr hétte die Planfeststellungs-
behdrde in diesem Falle berechtigterweise davon ausgehen kénnen und diirfen, dass gemaf
der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts die Einhaltung der Grenzwerte aul3er-
halb der Planfeststellung mit den Mitteln der Luftreinhalteplanung nach § 47 BImSchG durch
die zustandigen Immissionsschutzbehérden ggfs. sichergestellt werden kdnnte. Anhalts-
punkte dafir, dass die maf3geblichen Grenzwerte der 39. BImSchV im Bereich vorhandener

Bebauung auf diese Weise nicht eingehalten werden kdnnten, sind nicht ersichtlich.

VII. Belange des Umwelt-, Natur- und Landschaftsschutzes

Bei dem Bauvorhaben B 410 Ersatzneubau der Hochbriicke und Umgestaltung angrenzender
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Knotenpunkte in Gerolstein sind die einschlagigen natur- und umweltschutzrechtlichen Best-

immungen zu beachten. Dabei ergibt sich folgendes Prifungssystem:

. Die Eingriffsregelung in 88 14 — 17 BNatSchG i.V.m. 88 6-10 ff. LNatSchG. Die Eingriffs-
regelung gilt fir naturschutzrechtliche Eingriffe vor allem des Fachplanungsrechts.

. Fur besonders geschiitzte Landschaftsteile (z. B. Naturparke, Naturschutz- und Land-
schaftsschutzgebiete, Biospharenreservate, etc.) sehen die gesetzlichen Bestimmun-
gen in 88 20 ff. BNatSchG i.V.m. 88 11 ff LNatSchG besondere Zulassungsanforderun-
gen vor.

. Der gesetzliche Biotopschutz wird in § 30 BNatSchG geregelt.

. Sonderregelungen ergeben sich fir Vorhaben, die nach den Bestimmungen des Bun-
des- bzw. des Landesnaturschutzgesetzes (88 32 ff. BNatSchG i.V.m. § 17 f. LNatSchG)
Auswirkungen auf Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiete) und euro-
paische Vogelschutzgebiete haben kdnnen (Habitat- und Vogelgebietsschutz — Natura
2000).

. Neben den Gebietsschutz fir Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und Vogel-
schutzgebiete treten die Anforderungen an den européischen und nationalen Arten-
schutz, wie sie sich aus den 8§88 44 ff, 67 BNatSchG, Art. 12 bis 16 FFH-RL und Art. 5
bis 7 und 9 VS-RL sowie 88 22 ff LNatSchG ergeben (Artenschutz).

. Nach den Bestimmungen des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitspriifung missen
ferner die Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt friihzeitig und umfassend ermit-
telt, beschrieben und bewertet werden.

. Bericksichtigung der Aspekte des globalen Klimaschutzes und der Klimavertraglichkeit
nach Art. 20a GG i.V.m. § 13 Abs. 1 Satz 1 KSG (8 9 Abs. 2 LKSG) i.V.m. § 17 Abs. 1
Satz 6 FStrG

1. Eingriffsregelung

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung beinhaltet ein fiinfstufiges Prifungssystem:

. Das gesetzliche Anforderungsprofil in 88 14, 15 BNatSchG i.V.m 88 6-10 ff LNatSchG
bezieht sich auf Eingriffe i.S.d. § 14 Abs. 1 BNatSchG bzw. 8 6 LNatSchG i.V.m. § 1 Nr.

2 der Landesverordnung uber die Bestimmung von Eingriffen in Natur und Landschaft.

. Es besteht die primare Verpflichtung des Eingriffsverursachers, vermeidbare Beein-

trachtigungen zu unterlassen (8 15 Abs. 1 BNatSchG) (Vermeidungsgebot).

. Sekundar besteht die Verpflichtung des Eingriffsverursachers, unvermeidbare Beein-
trachtigungen auszugleichen (Ausgleichsmalinahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmal3-
nahmen) (8§ 15 Abs. 2 S. 1 BNatSchG).
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. Verbleiben Beeintrachtigungen, erfolgt eine bipolare naturschutzrechtliche Abwéagung
zwischen den fiir das Vorhaben streitenden Belangen und den beeintrachtigten Natur-
schutzbelangen (8 15 Abs. 5 BNatSchG). Der Eingriff darf nicht zugelassen oder durch-
gefuhrt werden, wenn die Beeintrdchtigungen nicht zu vermeiden oder nicht in ange-
messener Frist auszugleichen oder in sonstiger Weise zu kompensieren sind und die
Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege anderen Belangen im Range

vorgehen.

. Wird ein Eingriff in Natur und Landschaft zugelassen oder durchgeftihrt, obwohl die Be-
eintréchtigungen nicht zu vermeiden oder nicht in angemessener Frist auszugleichen
oder zu ersetzen sind, hat der Verursacher Ersatz in Geld zu leisten (Ersatzzahlung; §
15 Abs. 6 BNatSchG, § 7 Abs. 5 LNatSchG).

a. Vermeidung / Ausgleich / sonstige Kompensation

Nach den Bestimmungen des Bundes- und Landesnaturschutzgesetzes ist der StralRenbau-
lasttréager zunachst verpflichtet, vermeidbare Eingriffe in Natur und Landschaft zu unterlassen
(sog. ,Vermeidungsgebot®). Dadurch sollen die Schutzgiter Natur und Landschaft so wenig
wie moglich in Anspruch genommen werden. Es ist jedoch offensichtlich, dass ein Projekt wie
das vorliegende Bauvorhaben B 410 Ersatzneubau der Hochbriicke und Umgestaltung an-
grenzender Knotenpunkte in Gerolstein nicht ohne Eingriff in Natur und Landschaft verwirklicht

werden kann.

Die Vorgaben fiir die Durchfihrung von Ausgleichs- bzw. Ersatzmal3hahmen sind in § 15
BNatSchG sowie 8 7 LNatSchG geregelt.

Der Stral3enbaulasttrager hat diese gesetzlichen Vorgaben eingehalten. Der Vorhabenstrager
hat streng darauf geachtet, dass vermeidbare Beeintrachtigungen vermieden werden. Mit
Blick auf diese Vorgehensweise ist dem sich aus § 15 Abs. 1 BNatSchG ergebenden natur-
schutzfachlichen Vermeidungsgebot in umfassender Weise Rechnung getragen. Soweit hier-
nach mit dem Vorhaben unvermeidbare Eingriffe in Natur und Landschaft verbunden sind, hat
der Vorhabentrager im Rahmen seiner hier festgestellten Planung fir diese Eingriffe nach
MalRRgabe der gesetzlichen Vorgaben umfassende Kompensationsmaflinahmen vorgesehen.
Durch die vorgesehenen landschaftspflegerischen MaRnahmen werden die Eingriffe vollstan-
dig kompensiert. Detaillierte Ausfiihrungen zu den vorgesehenen MalRnahmen kénnen insbe-
sondere dem Landespflegerischen Begleitplan (vgl. Unterlage A VIII Nr. 32), den Mal3nah-
menpléanen (vgl. Unterlage A VIII Nr. 17 - 20) und —blattern (Vgl. Unterlage A VIII Nr. 21) sowie

der Bestands- und Konfliktplanen (Vgl. Unterlage A IX Nr. 21 - 23) enthommen werden.
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Alle insoweit vorgesehenen MaRnahmen sind nach entsprechender Uberpriifung durch die
Planfeststellungsbehdrde erforderlich, die mit dem landschaftspflegerischen Ausgleichs- und
Kompensationskonzept verfolgten Zielsetzungen zu erfillen. Die dazu in Anspruch genomme-
nen Grundstiicke sind auf Grund ihrer Lage, ihrer Beschaffenheit und ihres Zustandes in je-
dem Einzelfall geeignet, die Wirksamkeit der auf ihnen vorgesehenen MalRnahmen in ange-

messener Zeit zu gewahrleisten.

Nach Auffassung der Planfeststellungsbehtrde entspricht das planfestgestellte Vorhaben
nach Mal3gabe der Planunterlagen sowie der im vorliegenden Planfeststellungsbeschluss ge-

troffenen Regelung in seiner Gesamtheit den Mal3gaben der Eingriffsregelung.

b.  Zulassung des Eingriffs

Der mit dem Stral3enbauvorhaben einhergehende Eingriff in Natur und Landschaft wird hiermit
gemal den 88 14, 15 und 17 BNatSchG in Verbindung mit den 88 6 - 10 LNatSchG zugelas-
sen. Die Obere Naturschutzbehotrde hat nach § 17 Abs. 1 BNatSchG in Verbindung mit § 9
Abs. 1 LNatSchG das Benehmen hinsichtlich der Eingriffsregelung ausdrucklich erklart.

2. Besonders geschiitzte Landschaftsteile

Die BaumalRnahme liegt innerhalb des Landschaftsschutzgebietes ,Gerolstein und Umge-
bung” (LSG-7233-013). Laut 8 1 Absatz 2 der Rechtsverordnung vom 30.12.2983 sind Fla-
chen innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile im Sinne des § 34 des Bundesbau-
gesetzes nicht Bestandteile des Landschaftsschutzgebietes. Entsprechend sind die von der
Planung betroffenen Flachen nicht von den Rechtsvorschriften der Rechtsverordnung betrof-

fen.

Zudem befindet sich das Bauvorhaben innerhalb des Naturparks ,Vulkaneifel*. GemaR § 9
Absatz 1 Satz 3 der Landesverordnung vom 07.05.2010 gelten die in 8§ 8 festgelegten Schutz-
bestimmungen nicht fir Flachen innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile nach §
34 des Baugesetzbuchs. Entsprechend sind die von der Planung betroffenen Flachen nicht

von den Rechtsvorschriften der Landesverordnung betroffen.

Daher ist fur die Durchfiihrung der vorliegende BaumafZname keine Ausnahmegenehmigung
in Bezug auf die o.a. Rechtsverordnungen notwendig. Dies wurde von der Oberen Natur-
schutzbehotrde mit Schreiben vom 22.03.2024 bestatigt.

3. Artenschutz

Das Vorhaben gentigt auch den zwingend zu beachtenden Anforderungen des besonderen
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Artenschutzrechts.
a. Allgemeines

Nach 88 44 ff BNatSchG i.Vm. § 22 ff LNatSchG ist das Vorhaben hinsichtlich seiner Auswir-
kungen auf die in seinem Wirkungsbereich vorkommenden besonderen und streng geschiitz-
ten Tier- und Pflanzenarten zu tberprifen. Auf Grund der Vorgaben des Europdischen Ge-
richtshofes (EuGH) im Urteil vom 10. Januar 2006 (C-98/03) wurde das Bundesnaturschutz-
gesetz zum 12. Dezember 2007 (BGBI. | S. 2873), in Kraft getreten am 18. Dezember 2007,
geandert. Durch diese Neufassung des Bundesnaturschutzgesetzes hat der Bundesgesetz-
geber die gemeinschaftsrechtlichen Regelungen zum besonderen Artenschutz, die sich aus
der FFH-Richtlinie (Richtlinie 92/43/EWG des Rates zur Erhaltung der natirlichen Lebens-
raume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen vom 21. Mai 1992, ABI. EG Nr. L 206/7)
sowie der Vogelschutzrichtlinie (Richtlinie 79/409/EWG des Rates uber die Erhaltung der wild
lebenden Vogelarten vom 02. April1979, ABI. EG Nr. L 103) in ihrer jeweils geltenden Fassung
ergeben, in das nationale Recht umgesetzt. Auch die aktuell geltende Fassung des Bundesna-

turschutzgesetzes enthélt entsprechende Bestimmungen zum besonderen Artenschutz.

Die Vorschrift des § 44 BNatSchG normiert artenschutzrechtliche Verbotstatbestande. Nach

Abs. 1 (Zugriffsverbote) ist es verboten:

»L. wild lebenden Tieren der besonders geschitzten Arten nachzustellen, sie zu fan-
gen, zu verletzen oder zu téten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entneh-

men, zu beschadigen oder zu zerstdren,

2. wild lebende Tiere der streng geschuitzten Arten und der europaischen Vogelarten
wahrend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich zu stéren; eine erhebliche Stérung liegt vor, wenn sich durch die St6-

rung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert,

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestatten der wild lebenden Tiere der besonders ge-

schitzten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschadigen oder zu zerstdren,

4.  wild lebende Pflanzen der besonders geschiitzten Arten oder ihre Entwicklungs-
formen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschadigen oder zu

zerstoren.”

Artenschutzrechtliche Verbote kénnen sich zudem auch aus § 44 Abs. 2 BNatSchG (Besitz-
verbote) ergeben. Hiernach ist es auch verboten, Tiere und Pflanzen der besonders geschuitz-
ten Arten in Besitz oder Gewahrsam zu nehmen, in Besitz oder Gewahrsam zu haben oder zu

be- oder verarbeiten.
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Diese Verbote werden fur Eingriffsvorhaben und damit auch fur Stralenbauprojekte durch den
§ 44 Abs. 5 BNatSchG ergénzt; danach gelten die artenschutzrechtlichen Verbote bei nach 8§
15 Abs. 1 unvermeidbaren Beeintrachtigungen durch Eingriffe in Natur und Landschaft sowie
nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zulassigen Vorhaben im Sinne des § 18 Abs. 2
S. 1 nur fur die in Anhang IV der FFH-Richtlinie aufgefuhrten Tier- und Pflanzenarten, die
heimischen européischen Vogelarten gemal Art. 1 Vogelschutzrichtlinie sowie fir solche Ar-
ten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 aufgefiihrt sind. Dabei sind auch

die Bestimmungen des § 24 LNatSchG (Nestschutz) zu beachten.

Werden Verbotstatbestande des 8 44 Abs. 1 und 2 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG bezuglich der
gemeinschaftsrechtlich geschitzten Arten erfillt, ist das Vorhaben artenschutzrechtlich grund-
satzlich unzulassig. Allerdings kdnnen die festgestellten Verbotstatbestande bei Vorliegen be-
stimmter Voraussetzungen tberwunden und trotz der Verbote eine Projektzulassung ausge-
sprochen werden. Daflr missen die Ausnahmevoraussetzungen des 8 45 Abs. 7 BNatSchG

vorliegen.

Nach Satz 1 dieser Vorschrift kdnnen von den Verboten des § 44 im Einzelfall bei Vorliegen
bestimmter Griinde Ausnahmen zugelassen werden. Bei Stral3enbauvorhaben kommen hier
die Tatbestande der Nummern 4 und 5 in Betracht. Nach Nr. 4 kann eine Ausnahme im Inte-
resse der Gesundheit des Menschen, der 6ffentlichen Sicherheit, einschlie3lich der Verteidi-
gung und des Schutzes der Zivilbevolkerung, oder der maf3geblich gunstigen Auswirkungen
auf die Umwelt ausgesprochen werden. Hier ist insbesondere der Ausnahmegrund der ,,6f-
fentlichen Sicherheit* von Relevanz. Der Begriff der ,,6ffentlichen Sicherheit” ist unionsrechtlich
auch in Art. 9 Abs. 1 Buchstabe a der EU-Vogelschutzrichtlinie enthalten und bedarf einer
weiteren Auslegung. Der im Begriff der 6ffentlichen Sicherheit angelegte Schutz des Staates
ist auRer auf bereits vorhandene auch auf in Planung befindliche Einrichtungen zu erstrecken.
Deshalb sind geplante Verkehrsinfrastrukturprojekte, die offentliche Zwecke erfiillen, einer
Ausnahme nach Nr. 4 zugénglich. Hieriber hinaus kann gemaf Nr. 5 die Ausnahmeerteilung
auch aus anderen zwingenden Grinden des Uberwiegenden o6ffentlichen Interesses ein-
schlie3lich solcher sozialer und wirtschaftlicher Art gerechtfertigt sein. Bei beiden Tatbestan-
den ist im Sinne einer bipolaren Abwagung mit den gegenlaufigen Belangen des Artenschut-
zes darzulegen, dass die fir das Vorhaben streitenden 6ffentlichen Interessen auch unter Be-
ricksichtigung des konkreten Ausmalles vorhabenbedingter artenschutzrechtlicher Betroffen-

heiten Uberwiegen.

Gemal § 45 Abs. 7 Satz 2 darf eine Ausnahme Uberdies nur zugelassen werden, wenn zu-
mutbare Alternativen nicht gegeben sind und sich der Erhaltungszustand der Populationen

einer Art nicht verschlechtert, soweit nicht Art. 16 Abs. 1 der FFH-Richtlinie weitergehende
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Forderungen enthalt. Ferner sind Art. 16 Abs. 3 der FFH-Richtlinie und Art. 9 Abs. 2 der Vo-

gelschutzrichtlinie zu beachten.

Zusammenfassend ist somit festzuhalten, dass fiir die Zulassung eines StraRenbauvorhabens
im Wege der artenschutzrechtlichen Ausnahmepriifung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG drei Vo-

raussetzungen kumulativ vorliegen missen. Es muss nachgewiesen werden, dass:

- das Vorhaben im Interesse der Gesundheit des Menschen, der 6ffentlichen Sicherheit,
einschlieBlich der Verteidigung und des Schutzes der Zivilbevilkerung, oder der mal3-
geblich ginstigen Auswirkungen auf die Umwelt bzw. aus zwingenden Grinden des
Uberwiegenden offentlichen Interesses, einschlielich solcher sozialer oder wirtschaftli-

cher Art, gerechtfertigt ist

- zumutbare Alternativen, die zu keinen oder geringeren Beeintrachtigungen der relevan-

ten Arten fuhren, nicht gegeben sind, und

- keine Verschlechterung des giinstigen Erhaltungszustandes der Population einer Art zu
erwarten ist bzw. bei derzeitigem schlechten Erhaltungszustand eine Verbesserung

nicht behindert wird.

Unter Beriicksichtigung des Art. 16 Abs. 1 der FFH-Richtlinie bedeutet dies bei Arten
des Anhangs IV der FFH-Richtlinie:

- das Vorhaben darf zu keiner Verschlechterung des guinstigen Erhaltungszustandes fiih-

ren und

- das Vorhaben darf bei Arten, die sich derzeit in einem ungtnstigen Erhaltungszustand

befinden, diesen nicht weiter verschlechtern.

Bei européischen Vogelarten darf das Vorhaben den aktuellen Erhaltungszustand nicht ver-

schlechtern.

Der Stral3enbaulasttrager hat die moglichen Auswirkungen auf die geschitzten Arten unter
Beriicksichtigung der vorgenannten artenschutzrechtlichen Vorgaben ermitteln und darstellen
lassen. Die genannten Prifungen, die der vorliegenden Planfeststellungsentscheidung zu-

grunde liegen, kamen zu folgendem Ergebnis:

b. Untersuchung zu Auswirkungen auf die geschutzten Arten (8§ 44 ff. BNatSchG)

Zunachst wurde im Zuge der Artenschutzprifung eine Relevanzprifung vorangestellt, um die-
jenigen Arten herauszufiltern, fir welche mit hinreichender Sicherheit projektbedingte Berth-
rungspunkte mit artenschutzrechtlichen Verbotstatbestidnden vorab bereits ausgeschlossen

werden kénnen. Insoweit wurde ermittelt, dass relevante Vorkommen von Pflanzenarten nach
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Anhang IV der FFH-RL im Wirkraum nicht zu verzeichnen sind. Die weitere artenschutzrecht-
liche Prifung fur die ermittelten relevanten Tierarten nach Anhang IV der FFH-RL und der
Vogelarten gemal Artikel 1 der Vogelschutzrichtlinie kommt zu dem Ergebnis, dass keine
Verbotstatbestande nach § 44 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 5 BNatSchG erfillt werden.

In die Artenschutzprifung wurden die artenschutzspezifischen Vermeidungs- und Schutzmal3-

nahmen, u.a.:

1V: R&dumung des Baufeldes im Zeitraum vom 01.10. bis 28.2. Die Eingrenzung des Zeitraums
fur die RAumung des Baufelds schliel3t eine Betroffenheit von Vogelbruten und Fledermaus-

guartieren aus,
2V: Baumschutzmaflinahmen nach RAS-LP 4,

3V: RegelméaRige Entfernung von Treibgutansammlungen, Mahd der Hochstauden- und Gras-
fluren. Fir das Teichhuhn wird durch die MaRnahme eine Nutzung des nordlichen Kyllufers

unter der B 410 Hochbriicke als Brutplatz verhindert,

4V: Kontrolle der Briicke vor Abriss durch eine/n Fledermausgutachter/in, anschliel3end Ver-

schlieBen/Verklappen der nicht besetzten, potenziellen Ausflugsoffnungen am Bauwerk,
sowie die artenschutzspezifische vorgezogene Ausgleichsmal3nahme:

3Acer: Anbringen von Fledermauské&sten fir die Dauer der Bauzeit bzw. vor Verschluss nicht
besetzter, potenzieller Ausflugoffnungen / Abriss der Brucke im nahen Umfeld (ca. 50m), z.B.
an Baumen, ruhig stehenden Bauwagen, einer kiinstlichen Fassade. Nach Herstellung der
Hochbriicke Installation der Fledermauskéasten im Winterzeitraum oder bei negativem Befund

eines Besatzes am neuen Bauwerk,

mit eingestellt, welche bestimmungsgemaln fiir verschiedene Tier- und Vogelarten die Erflil-
lung der vorangefiihrten Verbotstatbestdnde von vorneherein vermeiden. Alle Mal3hahmen

sind Bestandteil der mit diesem Planfeststellungsbeschluss festgestellten Baumaflinahme.

c. Voraussetzungen fir eine Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG

Auch wenn man unterstellen wiirde, dass durch das StralRenbauvorhaben Verbotstatbestande
nach 8§ 44 Abs. 1 BNatSchG erfillt waren, wirde die Planfeststellungsbehdrde im Rahmen
einer vorsorglichen Ausnahmeregelung nach § 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 4 und 5 und Satz 2
BNatSchG und auf3erst vorsorglich auch im Wege einer Befreiung nach 8 67 BNatSchG dem

Vorhaben die artenschutzrechtliche Zuléassigkeit attestieren konnen.
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Diesbeziglich wurde zunéchst geprift, ob die Zulassung einer Ausnahme von den Verboten
des 8§ 44 BNatSchG entsprechend den Vorgaben des 8 45 Abs. 7 BNatSchG mdglich ware.

Voraussetzungen hierfur sind im Falle betroffener Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie:

- die Darlegung, dass die Gewahrung einer Ausnahme fiir die Durchfiihrung des Vorha-
bens zu keiner Verschlechterung des giinstigen Erhaltungszustandes im Land Rhein-
land-Pfalz fiihrt bzw. dass sich der jetzige ungunstige Erhaltungszustand im Endergeb-

nis nicht weiter verschlechtern wird und
- keine zumutbaren Alternativen gegeben sind.
im Falle betroffener européischer Vogelarten:

- die Darlegung, dass die Gewahrung einer Ausnahme fiir die Durchfiihrung des Vorha-
bens zu keiner Verschlechterung des jetzigen Erhaltungszustandes im Land Rheinland-
Pfalz fihrt und

- keine zumutbaren Alternativen gegeben sind.

Weiterhin missen zwingende Griinde des Uberwiegenden 6ffentlichen Interesses einschliel3-
lich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art fiir das Vorhaben sprechen oder das Vorhaben

im Interesse der offentlichen Sicherheit erforderlich sein.

c.1 Die Durchfiihrung des Vorhabens fihrt nicht zu einer Verschlechterung des giinsti-
gen Erhaltungszustandes bzw. nicht zu einer weiteren Verschlechterung eines evtl. jet-

zigen ungunstigen Erhaltungszustandes

Nach 8 45 Abs. 7 BNatSchG darf eine Ausnahme von den Verboten des 8§ 44 BNatSchG nur
dann zugelassen werden, wenn sich der Erhaltungszustand der Population einer Art nicht ver-
schlechtert bzw. bei derzeitigem schlechten Erhaltungszustand eine Verbesserung nicht be-

hindert wird.

Hinsichtlich der relevanten Arten wurde im vorzitierten Fachbeitrag Artenschutz dargelegt,
dass trotz der Annahme moglicher Verluste von einzelnen Fortpflanzungs- und Ruhestatten
die Verbotstatbesténde des § 44 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 5 BNatSchG nicht erfullt wer-
den, weil insbesondere nach vorheriger Umsetzung der CEF-MalRnahme 3Acer geeignete
Ausweichlebensrdume fir die Zwergfledermaus im Umfeld des Vorhabens zur Verfligung ste-
hen werden und die 6kologische Funktion der Gesamtheit der Fortpflanzungs- und Ruhestat-

ten im rdumlichen Zusammenhang weiterhin gewahrt wird.

Ungeachtet dessen wurden weitergehend vorsorglich die Ausnahmevoraussetzungen nach §

45 Abs. 7 BNatSchG mit dem Ergebnis Gberpruft, dass hinsichtlich der relevanten Arten des
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Anhangs IV der FFH-RL und der relevanten europaischen Vogelarten nach Art. 1 der VS-RL
auch keine Verschlechterungen der jeweiligen Population im Hinblick auf deren jeweiligen Er-
haltungszustand im Verbreitungsgebiet zu erwarten sind. Gleichzeitig sind auch dahingehend
die europarechtlichen Ausnahmevoraussetzungen gemal} Art 16 FFH-RL und gemaR Art 9
VS-RL erfillt.

c.2 Es sind keine zumutbaren Alternativen gegeben

AulRerdem kann gemal § 45 Abs. 7 S. 2 BNatSchG nur dann eine Ausnahme zugelassen

werden, wenn zumutbare Alternativen nicht gegeben sind.

Fraglich ist, ob zumutbare Alternativen bestehen, bei denen der mit dem Projekt verfolgte
Zweck an anderer Stelle ohne oder mit geringeren Beeintrachtigungen erreicht werden kann.
Lasst sich das Planungsziel an einem aus artenschutzrechtlicher Sicht giinstigeren Standort
oder mit geringerer Eingriffsintensitat verwirklichen, so muss der Projekttrager von dieser M6g-
lichkeit grundsatzlich Gebrauch machen. Der Vorhabentrdger darf von einer ihnm technisch an
sich moglichen Alternative jedoch Abstand nehmen, wenn diese ihm unverhaltnismaRige Op-
fer abverlangt oder andere Gemeinwohlbelange erheblich beeintrachtigt werden. Ob eine ge-
eignete Alternative vorliegt, ist andererseits an der vom Projekttrager festgelegten Zweckbe-
stimmung des Projekts zu messen. Daher kommt die sog. Nullvariante (volliger Projektver-
zicht) ebenso wenig als Alternative in Betracht wie Projekte, mit denen die vom Vorhabentra-
ger in zulassiger Weise verfolgten Ziele nicht mehr verwirklicht werden kdnnten, weil es sich
nicht mehr um die Verwirklichung desselben Projekts mit gewissen Abstrichen vom Zielerful-

lungsgrad, sondern um ein anderes Projekt handeln wirde.

Die Nullvariante in Form eines Verzichts auf das Ausbauvorhaben stellt aufgrund der doku-
mentierten verkehrlichen Bedeutung der MalRnahme keine gangbare Alternative dar. Zumut-
bare Alternativen zu der gewahlten Ausbauvariante, die mit keinen oder geringeren Beein-
trachtigungen fir die relevanten Arten verbunden waren, gibt es im vorliegenden Fall nicht.
Eine alternative Trassenflhrung ist aus Grinden der bestehenden Zwangspunkte (u.a. eng-

anstehende Bebauung, Geometrie der Knotenpunkte) nicht méglich.

Fir die planfestgestellte Trassenfiihrung wurden die technischen Mdglichkeiten zur Reduzie-
rung der Flacheninanspruchnahme ausgeschopft. Zumutbare Trassenalternativen, die zu kei-
nen oder geringeren Beeintrachtigungen der im Fachbeitrag Artenschutz genannten Arten fiih-
ren wirden, kommen vorliegend sowohl aus verkehrsplanerischer als auch naturschutzfachli-

cher Sicht daher nicht in Frage.
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c.3 Zwingende Grinden des tUberwiegenden 6ffentlichen Interesses einschliel3lich sol-
cher sozialer oder wirtschaftlicher Art sind gegeben; ebenso ist das Vorhaben aus

Grunden der 6ffentlichen Sicherheit geboten

Vorliegend ergeben sich die zwingenden Griinde bereits aus den Erwagungen zur Planrecht-
fertigung des Vorhabens selbst. In den offengelegten Planunterlagen sowie im vorliegenden
Planfeststellungsbeschluss sind die Griinde fur die Erforderlichkeit der StralRenbaumafiahme
ausfuhrlich dargelegt. Hierbei ist auch zu bericksichtigen, dass den fir die MalRnahme spre-
chenden Grinden des offentlichen Interesses vergleichsweise geringfligige Beeintrachtigun-
gen unter dem Gesichtspunkt des Artenschutzes entgegenstehen wirden, denen in der Ge-
samtbetrachtung keinesfalls ein Uberwiegendes Gewicht beizumessen wéare. Ebenso ist das

Vorhaben aus Griinden der 6ffentlichen Sicherheit geboten.

Entscheidung Uber die Ausnahme- und Befreiungserteilung

Damit wirden auch fur den Fall, dass entgegen der Annahme des Sachverstandigengutach-
tens und der Uberzeugung der Planfeststellungsbehorde fiir verschiedene Tier- und Vogelar-
ten Verbotstatbestdnde nach § 44 BNatSchG erfillt waren, die Tatbestandsvoraussetzungen
fur die Erteilung einer Ausnahme nach 8§ 45 Abs. 7 BNatSchG von den artenschutzrechtlichen
Verboten des § 44 BNatSchG auch unter Berucksichtigung der europarechtlichen Arten-

schutzbestimmungen nach Art. 16 FFH-RL vorliegen.

Die Planfeststellungsbehdrde erachtet es daher unter Berticksichtigung des ihr zustehenden
Ermessens fir sachgerecht und zulassig, dem Stral3enbaulasttrager vorsorglich eine Aus-
nahme von den Verbotstatbestanden des § 44 Abs. 1 BNatSchG im Hinblick auf die relevanten
FFH- und Vogelarten zu erteilen. Maf3geblich fir diese Entscheidung sind die fur die Mal3-
nahme sprechenden tberwiegenden Griinde des Gemeinwohls bzw. der 6ffentlichen Sicher-
heit und die demgegentiber vergleichsweise geringfligigen Beeintrachtigungen unter dem Ge-
sichtspunkt des Artenschutzes, das Fehlen zumutbarer Alternativen sowie der Umstand, dass
keine Verschlechterung des ginstigen Erhaltungszustandes der Population einer Art zu er-
warten ist bzw. bei Arten mit derzeitigem schlechten Erhaltungszustand eine Verbesserung

nicht behindert wird.

Letztendlich wére aus Sicht der Planfeststellungsbehdrde auch die Erteilung einer Befreiung
gemal 8 67 Abs. 2 S. 1 BNatSchG von den Verboten des § 44 BNatSchG als sachgerecht
anzusehen, sollte sie entgegen dem bislang Dargestellten davon ausgehen miissen, dass
Verbotstatbestéande des § 44 BNatSchG fir einzelne Tier- und Vogelarten erfillt waren und
auch keine Ausnahme im Sinne des § 45 Abs. 7 BNatSchG zugelassen werden kdnnte. Auf-

grund der nachgewiesenen hohen Bedeutung des Stralenbauvorhabens mit Blick auf die mit
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ihm verfolgten verkehrlichen Zielsetzungen wiirde es fir das offentliche Interesse an der Ver-
wirklichung des Vorhabens eine unzumutbare Harte im Sinne des § 67 BNatSchG darstellen,

wenn auf das Vorhaben aus artenschutzrechtlichen Erwagungen verzichtet werden misste.

Die Planfeststellungsbehorde stellt hiernach abschlie3end fest, dass die vorliegende Straf3en-
planung mit den naturschutzrechtlichen Vorgaben des Artenschutzes in Einklang steht und

damit auch in artenschutzrechtlicher Hinsicht zulassig ist.

4, Habitat- und Vogelschutz (Gebietsschutz Natura 2000)

Bei der Projektzulassung missen des Weiteren auch die naturschutzrechtlichen Anforderun-
gen beachtet werden, die sich aus der Vogelschutz-RL und der FFH-RL sowie den hierzu
ergangenen nationalen Umsetzungsbestimmungen des BNatSchG und des LNatSchG erge-

ben.

Allgemeines

Das europaische Gemeinschaftsrecht normiert besondere Schutzbestimmungen zum Ge-
bietsschutz im Rahmen eines Schutzgebietssystems zur Schaffung eines koharenten Netzes
.Natura 2000“. Die gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben hierzu sind in der Richtlinie
79/409/EWG des Rates vom 02. April 1979 Uber die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten,
ABI. EG Nr. L 103 vom 25. April 1979 (Vogelschutz-Richtlinie; VS-Richtlinie) und in der Richt-
linie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natirlichen Lebensraume
sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen Abl. Nr. L 206, S. 7 (Flora-Fauna-Habitat-Richtli-
nie; FFH-Richtlinie) rechtlich verankert. Die naturschutzrechtlichen Vorgaben des européi-
schen Gemeinschaftsrechts sind durch das Bundesnaturschutzgesetz in der Fassung vom
29.07.2009 in deutsches Recht umgesetzt worden (88 32 ff. BNatSchG); ergdnzende landes-
rechtliche Regelungen finden sich in den Vorschriften der 88 17 ff LNatSchG. Diese gemein-
schaftsrechtlichen und nationalen Bestimmungen sehen rechtliche Vorgaben im Sinne eines
gestuften Schutz- bzw. Zulassungsregimes fir die Projetzulassung vor, die bei der Prifung
der Vertraglichkeit eines Vorhabens mit dem Vogel- und FFH-Gebietsschutz zu beachten sind.
Soweit Habitat- oder Vogelschutzbelange betroffen sind, bedarf es einer eigenstéandigen Pru-
fung am Malstab dieser gemeinschaftsrechtlichen und nationalen Bestimmungen, weil sich
aus diesem Rechtsregime strikt zu beachtende Anforderungen ergeben, die nur nach Mal3-

gabe eines strengen Prifungssystems tiberwunden werden kénnen.

Die rechtlichen Vorgaben fir den europaischen Vogelgebietsschutz sind in Art. 4 der VS-RL
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enthalten. Danach unterliegen Gebiete, welche die fachlichen Voraussetzungen eines euro-
paischen Vogelschutzgebietes erfiullen, einem strengen Schutzsystem. Gebiete, die zwar die
fachlichen Kriterien fur eine Meldung als Vogelschutzgebiete erfillen, aber bisher nicht durch
Ausweisung formlich unter Schutz gestellt worden sind (faktische Vogelschutzgebiete), unter-
liegen dabei einem besonderen Schutzregime nach Art. 4 Abs. 4 S. 1 VS-RL. Eingriffe in sol-
che Gebiete sind nur unter den dort genannten engen Voraussetzungen zuldssig. Die durch
die VS-RL geschitzten und bereits als Vogelschutzgebiete ausgewiesenen Gebiete werden
durch die FFH-Richtlinie Teil eines koharenten europaischen 6kologischen Netzes (,Natura
2000%). Nach ihrer Anerkennung und Ausweisung als Vogelschutzgebiet sind auf diese Ge-
biete hinsichtlich des Gebietsschutzes die Regelungen der FFH-Richtlinie anzuwenden. Die
ausgewiesenen Vogelschutzgebiete bilden dann zusammen mit den FFH-Gebieten auf natio-
naler Ebene das kohéarente Schutzgebietsnetz ,Natura 2000“. Fur die nach Art. 4 Abs. 1 VS-
RL zu besonderen Schutzgebieten erklarten oder nach Art. 4 Abs. 2 VS-RL als solche aner-
kannten Gebiete treten somit die Verpflichtungen aus Art. 6 Abs. 3 und 4 FFH-RL mit dem
Zeitpunkt der Erklarung oder Anerkennung durch den Mitgliedsstaat an die Stelle der Ver-
pflichtungen aus Art. 4 Abs. 4 VS-RL. Mit der Erklarung oder Anerkennung des Vogelschutz-
gebietes durch den Mitgliedsstaat wird damit das strengere Schutzregime der VS-RL durch
das weniger strenge Schutzsystem der FFH-RL abgel6st. Mithin gilt fir anerkannte bzw. aus-
gewiesene Vogelschutzgebiete dasselbe Schutzregime wie fur ausgewiesene FFH-Gebiete.
Dies ergibt sich aus Art. 7 der FFH-RL.

Die rechtlichen Vorgaben fur die Zulassung von Vorhaben im Bereich von Gebieten von ge-
meinschaftlicher Bedeutung, sprich die so genannten FFH-Gebiete, sind gemeinschaftsrecht-
lich in Art. 6 der FFH-RL sowie in den entsprechenden nationalen Umsetzungsbestimmungen
in 88 32 ff. BNatSchG i.V.m. § 17 ff. LNatSchG normiert. Fir Projekte im Bereich ausgewie-
sener Vogel- und/oder FFH-Schutzgebiete gelten dann im Wesentlichen dieselben Zulas-

sungsvoraussetzungen.

Die in Rheinland-Pfalz als Vogelschutzgebiete und FFH-Gebiete ausgewiesenen Gebiete, die
Bestandteile des koharenten europaischen 6kologischen Netzes ,Natura 2000* sind, sind in 8
17 LNatSchG geregelt. Die in der dortigen Anlage 1 genannten Gebiete von gemeinschaftli-
cher Bedeutung und die in der Anlage 2 genannten Européischen Vogelschutzgebiete stehen
unter besonderem Schutz. Zweck der Unterschutzstellung ist es, die Erhaltung oder Wieder-
herstellung eines ginstigen Erhaltungszustands der in den Gebieten der Anlage 1 genannten
natirlichen Lebensraumtypen, Tier- und Pflanzenarten sowie der in den Gebieten der Anlage
2 genannten Vogelarten und ihrer Lebensrdume zu gewahrleisten. Die fir die Vogelschutz-
und FFH-Gebiete maf3geblichen Erhaltungsziele sind in der Landesverordnung tber die Er-
haltungsziele in den Natura 2000-Gebieten vom 18. Juli 2005 (GVBI. S. 323) (in ihrer jeweils
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aktuellen Fassung) ndher bestimmit.

Nach Art. 6 Abs. 3 S. 1 FFH-RL sind Plane oder Projekte, die nicht unmittelbar mit der Ver-
waltung eines FFH-Gebietes in Verbindung stehen oder hierfiir notwendig sind, einer Prifung
auf ihre Vertraglichkeit mit den fur das FFH-Gebiet oder Vogelschutzgebiet festgelegten Er-
haltungszielen zu unterziehen, wenn sie das FFH-Gebiet oder Vogelschutzgebiet einzeln oder
im Zusammenwirken mit anderen Planen oder Projekten ,erheblich beeintrachtigen* kbnnten.
Sind derartige Beeintrachtigungen offensichtlich ausgeschlossen, bedarf es keiner weiteren
Prifung unter dem Gesichtspunkt des Habitat- bzw. Vogelschutzes. Das Vorhaben ist dann

unter dem Aspekt des Habitat- bzw. Vogelschutzes ohne weiteres zulassig.

Lassen sich im Rahmen der vorbeschriebenen Prufung (Screening) ,erhebliche Beeintrachti-
gungen” hingegen nicht ausschlie3en, so bedarf es der Durchfihrung einer FFH-Vertraglich-
keitsprifung gemaf Art. 6 Abs. 3 S. 2 FFH-RL bzw. § 34 Abs. 1 BNatSchG i.V.m. § 18
LNatSchG. Ist der Eingriff nach den Ergebnissen dieser Vertraglichkeitspriifung mit den Erhal-
tungszielen fir das Gebiet als Ganzes und seinen wesentlichen Bestandteilen vereinbar, ist
das Vorhaben ebenfalls zuldssig. Auch in diesem Falle wére dann keine weitere FFH-Prifung

mehr erforderlich.

Ergibt die Vertraglichkeitsprifung dagegen, dass das Vorhaben zu erheblichen Beeintrachti-
gungen der fur die Erhaltungsziele des jeweiligen Vogelschutzgebietes / FFH-Gebietes mal3-
geblichen Gebietsbestandteile fuhrt, ist der Eingriff grundsétzlich nach den Bestimmungen in
Art. 6 Abs. 3 S. 2 FFH-RL bzw. § 34 Abs. 2 BNatSchG unzuléssig. Ein Eingriff kann dann nur
ausnahmsweise noch zugelassen werden, wenn weitere Voraussetzungen erfiillt sind. Dies
setzt voraus, dass der Eingriff aus zwingenden Grinden des tiberwiegenden 6ffentlichen In-
teresses einschliel3lich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art gerechtfertigt werden kann.
Mit der Qualifizierung der 6ffentlichen Belange als ,zwingende Griinde* wird verdeutlicht, dass
nur besonders schwerwiegende offentliche Belange als Ausnahmerechtfertigung in Betracht
kommen; es muss sich aber nicht um unausweichliche Sachzwénge handeln; gemeint ist viel-
mehr ein durch Vernunft und Verantwortungsbewusstsein geleitetes staatliches Handeln. Wer-
den in dem FFH-Gebiet - flr Vogelschutzgebiete gilt diese zusatzliche Voraussetzung nicht -
prioritdre naturliche Lebensraumtypen und / oder eine prioritare Art beeintrachtigt, konnen al-
lerdings nur Erwagungen im Zusammenhang mit der Gesundheit des Menschen und der 6f-
fentlichen Sicherheit oder im Zusammenhang mit maf3geblichen gtinstigen Auswirkungen auf
die Umwelt oder, nach Einholung einer Stellungnahme der EU-Kommission, andere zwin-
gende Griinde des Uberwiegenden offentlichen Interesses berticksichtigt werden (Art. 6 Abs.
4 UA 2 FFH-RL, 8§ 34 Abs. 4 Satz 2 BNatSchG). AulRerdem darf fiir das Vorhaben keine zu-
mutbare Alternatividsung gegeben sein, bei der das Vorhaben unter Berticksichtigung der Pro-

jektzielsetzung mit geringeren Nachteilen fur die geschitzten FFH- und Vogelschutzbelange
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realisierbar ware. Uberdies sind alle notwendigen AusgleichsmaRnahmen (Koharenzsiche-
rungsmalinahmen) zu ergreifen, um die globale Koharenz von ,Natura 2000* zu schiitzen (Art.
6 Abs. 4 FFH-RL, 8§ 34 Abs. 5 BNatSchG). Diese weiter gehenden Anforderungen sind aller-
dings nur dann relevant, wenn das Vorhaben bezogen auf die Erhaltungsziele fir das Gebiet
als Ganzes oder wesentliche Teile unvertraglich ist. Im Falle seiner Vertraglichkeit sind zu-

satzliche Anforderungen nicht zu erfullen.

Ausfuhrungen zu Betroffenheiten

Das StralRenbauvorhaben befindet sich auf3erhalb des FFH-Gebietes 5706-303 ,Gerolsteiner-
Kalkeifel” und hat einen Abstand von ca. 140 m zur Gebietsgrenze. Mit dem Ausbau sind keine
Flachenverluste, Stoffeintrage und/oder Zerschneidungswirkungen, die das FFH-Gebiet be-

treffen, verbunden.

Fur das Vorhaben wurde dennoch eine FFH-Vertraglichkeitsvorpriifung erstellt, welche Be-
standteil der offengelegten Planunterlagen ist (vergl. hierzu Unterlage 19.3). Die Vorprifung
kam zu dem Ergebnis, dass die Erhaltungsziele des FFH-Gebietes bzw. fir den Schutzzweck
malf3gebliche Bestandteile durch das Vorhaben nicht erheblich beeintrachtigt werden. Die
Planfeststellungsbehdrde erachtet diese Bewertung als sachgerecht und schliel3t sich dem

Ergebnis vollinhaltlich an.

Die Baumal3nahme befindet sich zudem auf3erhalb des nachstgelegene Vogelschutzgebietes
(VSG -5706-401 ,Vulkaneifel”) und hat einen Abstand von mehr als 140 m zur Gebietsgrenze.
Demnach sind auch hier keine Flachenverluste, Stoffeintrage und/oder Zerschneidungswir-

kungen zu erwarten.

Das StralRenbauvorhaben ist daher auch unter dem Aspekt des Habitatschutzes zuldssig.

5. Umweltvertraglichkeitsprifung

Fir das vorliegende StraRenbauvorhaben besteht nach den einschlagigen rechtlichen Vorga-
ben eine Pflicht zur Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung. Eine solche Umwelt-
vertraglichkeitspriufung wurde hier durchgefuhrt. Der vorliegende Planfeststellungsbeschluss

enthalt nachfolgend die diesbeziiglichen Feststellungen.

5.1 Darstellung der Rechtsgrundlagen

Das europaische Gemeinschaftsrecht formuliert rechtliche Vorgaben fir die Feststellung der

Umweltvertraglichkeit bei der Zulassung bestimmter Vorhaben, namentlich auch bestimmter
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StraRenbauvorhaben. Die maf3geblichen Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts sind in der
Richtlinie Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung bei bestimmten 6ffentlichen und privaten
Projekten - der EU-UVP-Richtlinie - vom 27. Juni 1985 (85/337/EWG) in ihrer heute gtiltigen
aktuellen Fassung normiert. Die Vorgaben der EU-UVP-Richtlinie sind im deutschen Recht
umgesetzt. Die entsprechenden nationalen Umsetzungsbestimmungen finden sich bundes-
rechtlich im Gesetz zur Umsetzung der vorgenannten UVP-Richtlinie vom 12. Februar 1990
(BGBI. I, S. 205), dem UVPG, sowie im rheinland-pféalzischen Landesrecht im Landesgesetz
Uber die Umweltvertraglichkeitspriufung (LUVPG) vom 22. Dezember 2015 (GVBI. 2015, S.
516) in ihrer jeweils giiltigen Fassung. Das UVPG und das LUVPG enthalten - fir ihren jewei-
ligen Anwendungsbereich - die maRRgeblichen Bestimmungen fur die Durchfiihrung der Um-
weltvertraglichkeitsprifung bei den von ihnen erfassten Straf3enbauvorhaben. Das LUVPG

verweist flr seinen Anwendungsbereich im Wesentlichen auf die Bestimmungen des UVPG.

5.2 Feststellung der ordnungsgemaéalen Anwendung der UVP-Bestimmungen

Bei der vorliegenden Stral3enplanung fir das Bauvorhaben B 410 Ersatzneubau der Hochbru-
cke und Umgestaltung angrenzender Knotenpunkte in Gerolstein sind die rechtlichen Vorga-
ben des europaischen Gemeinschaftsrechts und des nationalen Rechts hinsichtlich der Prii-
fung der Umweltvertraglichkeit (UVP) des StraRenbauvorhabens beachtet worden. Das Stra-
Renbauvorhaben wurde uvp-rechtlich zutreffend eingeordnet. Die Prifung der Umweltvertrag-
lichkeit ist umfassend abgearbeitet worden. Das Verfahren wurde im Einklang mit den mal3-
geblichen Bestimmungen des UVP-Rechts durchgefiihrt. Die fiir das Vorhaben durchgefihrte

Umweltvertraglichkeitspriifung genigt in jeder Hinsicht den Anforderungen des UVP-Rechts.

53 Bestehen einer UVP-Pflicht

Das vorliegende Verfahren betrifft den Ausbau einer Bundesfernstral3e. Die Planung sieht ei-
nen Ersatzneubau der vorhandenen Briicke Uber die Kyll und die Gleise westlich des Haupt-
bahnhofes sowie den Umbau von zwei Kreisverkehrsanlagen zur Verkniipfung mit dem unter-
geordneten StralRennetz vor. Die Lange der Baustrecken betragt insgesamt ca. 750 m. We-
sentliche Bestandteile der Baumafinahme sind neben dem eigentlichen Stralenausbau die
verkehrsgerechte Herstellung von richtlinienkonformen Radfahrstreifen und Gehwegen im Be-
reich der Hochbriicke. Zudem sind die Durchfiihrung entwésserungstechnischer und landes-

pflegerischer MalRnahmenvorgesehen.

Das Vorhaben unterliegt den Bestimmungen des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeits-

prifung (UVP-Gesetz). GemaR § 9 UVPG ist fiir das vorliegende Anderungsvorhaben eine
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»Allgemeine Vorprifung des Einzelfalls* im Sinne von 8 7 Abs. 1, Satz 1 UVPG i.V.m der
Anlage 3 zum UVPG vorzunehmen. Diese Prufung hat ergeben, dass erhebliche Auswirkun-
gen auf Schutzguter im Sinne des UVPG nicht ausgeschlossen werden kénnen. Somit ist fur
das Vorhaben eine Umweltvertraglichkeitsprifung nach naherer MalRgabe der Bestimmungen
des UVPG durchzufiihren. Die Planfeststellungsbehérde hat dementsprechend in Kapitel A,
Nr. V die UVP-Pflichtigkeit des Vorhabens festgestellt.

54 Durchfihrung der Umweltvertraglichkeitsprifung

Die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVP) unterliegt bestimmten standardisierten Vorgaben.
Diese Vorgaben sind im UVPG normiert. Die hiernach maRRgeblichen rechtlichen Vorgaben fir

die Durchfuhrung der UVP wurden bei der vorliegenden Planung beachtet.

5.4.1 Allgemeines zur Umweltvertraglichkeitsprifung

Die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVP) gemaf 8 4 UVPG stellt einen unselbstandigen Teil
der verwaltungsbehdrdlichen Verfahren dar, die der Entscheidung Uber die Zulassigkeit des
Vorhabens dienen. Durch die UVP erfahren die nach den jeweiligen Fachgesetzen durchzu-
fuhrenden Zulassungsverfahren in umweltrechtlicher Hinsicht keine materiell-rechtliche Anrei-
cherung. Die UVP beschrénkt sich vielmehr auf verfahrensrechtliche Anforderungen im Vor-
feld der Sachentscheidung, zu der ein Bezug nur insoweit hergestellt wird, als das Ergebnis
der Umweltvertraglichkeitspriufung geman § 25 UVPG (vgl. auch Art. 8 der UVP-Richtlinie) im
Rahmen des Genehmigungsverfahrens zu beriicksichtigen ist. Die Vorschriften zur UVP ver-
langen dementsprechend, dass die Zulassungsbehérde das Ergebnis der Umweltvertraglich-
keitsprifung in ihre Erwagungen einbezieht. Das Umweltvertraglichkeitsprifungsrecht notigt
nicht dazu, den rdumlichen Umfang der Prifung in der Planfeststellung weiter auszudehnen
als er vom materiellen Planungsrecht gefordert wird. Die UVP umfasst - zusammenfassend
ausgedrickt - die Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der unmittelbaren und mittelbaren
Auswirkungen des Vorhabens auf die in 8§ 2 UVPG genannten Schutzgiter Mensch, ein-
schlie3lich der menschlichen Gesundheit, Tiere und Pflanzen und die biologische Vielfalt, FI&-
che, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft sowie kulturelles Erbe und sonstige Sachgi-
ter einschlie3lich der jeweiligen Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten Schutzgu-
tern. Sie gewahrleistet so eine auf die Umwelteinwirkungen zentrierte Prifung und ermdglicht
es, die Umweltbelange in gebiindelter Form herauszuarbeiten. Auf der Grundlage des vom
Vorhabenstrager hierzu gemaf § 16 UVPG vorzulegenden UVP-Berichts, welcher auch eine
allgemein verstandliche, nichttechnische Zusammenfassung des UVP-Berichts umfasst, der

im Zulassungsverfahren eingegangen behordlichen Stellungnahmen sowie der AuRerungen
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der betroffenen Offentlichkeit erarbeitet die Zulassungsbehérde nach § 24 UVPG eine zusam-
menfassende Darstellung der Umweltauswirkungen des Vorhabens. Die Umweltauswirkun-
gen des Vorhabens sind schliel3lich auf der Grundlage der zusammenfassenden Darstellung
nach 8 24 zu bewerten. Diese Bewertung ist zu begriinden und bei der Entscheidung tber die
Zulassigkeit des Vorhabens zu beriicksichtigen (8§ 25 UVPG). Die Umweltvertraglichkeitspri-
fung (UVP) soll auf diese Weise sicherstellen, dass bei den uvp-pflichtigen Vorhaben die Aus-
wirkungen auf die Umwelt im Sinne einer wirksamen Umweltvorsorge nach einheitlichen
Grundsatzen frihzeitig und umfassend ermittelt, beschrieben und bewertet werden und das
Ergebnis der UVP im Hinblick auf eine wirksame Umweltvorsorge bei den behérdlichen Ent-

scheidungen tber die Zuldssigkeit der Vorhaben berticksichtigt wird.

Der Trager des Vorhabens legt hierzu gem. § 16 Abs. 1 UVPG die entscheidungserheblichen
Unterlagen Uber die Umweltauswirkungen des Vorhabens der zustandigen Behdrde zu Beginn
des Verfahrens vor, in dem die Umweltvertréaglichkeit geprift wird. Inhalt und Umfang dieser
Unterlagen bestimmen sich gem. 8 16 Abs. 4 Satz 1 UVPG nach den Rechtsvorschriften, die
fur die Entscheidung Uber die Zulassigkeit des Vorhabens malfigebend sind. Die Unterlagen
missen dabei die in 8§ 16 Abs. 1 und 3 i.V.m. Anlage 4 UVPG genannten Mindestangaben

enthalten.

Der UVP-Bericht muss gemalf3 § 16 Abs. 5 Satz 2 UVPG die Angaben enthalten, die der Vor-
habentrager mit zumutbarem Aufwand ermitteln kann. Die Angaben missen nach § 16 Abs.
5 Satz 3 UVPG ausreichend sein, um der zustandigen Behorde eine begriindete Bewertung
der Umweltauswirkungen des Vorhabens und Dritten die Beurteilung zu erméglichen, ob und
in welchem Umfang sie von den Umweltauswirkungen des Vorhabens betroffen sein kénnen.
Auf der Grundlage dieser Unterlagen ist eine Beteiligung der Offentlichkeit vorzunehmen. Die
Einbeziehung der Offentlichkeit erfolgt nach § 18 Abs. 1 UVPG. Nach § 18 Abs. 1 S. 4 UVPG
muss die nach § 18 Abs. 1 S. 1 UVPG erforderliche Anh6rung der Offentlichkeit den Vorschrif-
ten des 8 73 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 5-7 VwWV{G entsprechen. Die zustandige Behdrde
unterrichtet im Rahmen des Zulassungsverfahrens gemal § 17 UVPG die Behdrden (Trager
offentlicher Belange), deren umweltbezogener Aufgabenbereich durch das Vorhaben berihrt
wird, Uber das Vorhaben, Ubermittelt ihnen den UVP-Bericht nach 8 16 UVPG und holt ihre
Stellungnahmen ein. Der betroffenen Offentlichkeit wird im Rahmen der Beteiligung Gelegen-
heit zur AuBerung gegeben. Bei der Bekanntmachung zu Beginn des Beteiligungsverfahrens
hat die zustandige Behorde die Offentlichkeit tiber die in § 19 Abs. 1 UVPG genannten Infor-
mationen zu unterrichten; geman § 19 Abs. 2 UVPG sind zumindest die dort gelisteten Unter-

lagen zur Einsicht fiir die Offentlichkeit auszulegen.

Die zustandige Behorde erarbeitet auf der Grundlage des vom Vorhabentrager beigebrachten
UVP-Berichts nach § 16 UVPG, der behérdlichen Stellungnahmen nach 8 17 UVPG sowie der
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AuRerungen der betroffenen Offentlichkeit nach §§ 18 ff UVPG eine zusammenfassende Dar-
stellung der Umweltauswirkungen des Vorhabens sowie der MaRnahmen, mit denen erhebli-
che nachteilige Umweltauswirkungen vermieden, vermindert oder ausgeglichen werden, ein-
schliel3lich der ErsatzmalRnahmen bei nicht ausgleichbaren, aber vorrangigen Eingriffen in
Natur und Landschaft (§ 24 UVPG). Die Ergebnisse eigener Ermittlungen sind einzubeziehen.
Die zusammenfassende Darstellung kann in der Begriindung der Entscheidung tber die Zu-
lassigkeit des Vorhabens erfolgen. Die Begriindung enthélt erforderlichenfalls die Darstellung
der Vermeidungs-, Verminderungs-, Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen. Die Umweltauswir-
kungen des Vorhabens sind schlief3lich von der zustandigen Behorde auf der Grundlage ihrer
zusammenfassenden Darstellung nach § 24 UVPG zu bewerten und diese Bewertung bei der
Entscheidung lber die Zulassigkeit des Vorhabens im Hinblick auf eine wirksame Umweltvor-
sorge zu bertcksichtigen (8 25 UVPG). Die Zulassungsentscheidung enthélt gegebenenfalls

auch noch weitere Angaben gem. § 26 ff UVPG.

5.4.2 Umweltvertraglichkeitsprifung

Diesen rechtlichen Anforderungen an die Durchfiihrung der Umweltvertréaglichkeitspriifung
wurde bei der hier festgestellten StraRenplanung Rechnung getragen. Der Stra3enbaulasttra-
ger hat die Auswirkungen der hier festgestellten Stral3enplanung nach Mal3gabe und in ent-
sprechender Anwendung des UVPG auf die dort ndher beschriebenen Schutzgiter einschliel3-
lich ihrer Wechselwirkungen dargestellt. Die Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt
wurden identifiziert, beschrieben und entsprechend bewertet. Die mal3geblichen Erkenntnisse
wurden in einem UVP-Bericht nach § 16 UVPG i.V.m. der Anlage 4 des UVPG dargelegt (Vgl.
Kapitel A IX Nr. 27). Die Unterlagen des Vorhabentrdgers entsprachen den Anforderungen
des § 16 UVPG, insbesondere ist eine allgemein verstandliche Zusammenfassung des UVP-
Berichts in der Unterlage enthalten. Die verfahrensrechtlichen Vorschriften sind ebenfalls ein-
gehalten worden (Siehe auch Kapitel E Ill). Die Anhérungsbehotrde hat den nach § 16 UVPG
erforderlichen UVP-Bericht den nach § 17 UVPG zu beteiligenden Behdrden (Trager offentli-
cher Belange) zugeleitet und diese um Stellungnahme gebeten. Die Offentlichkeitsbeteiligung
hat gemal 8 18 UVPG den Vorschriften des § 73 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 5-7 VwWVIG
entsprochen. Die Einbeziehung der Offentlichkeit nach §§ 18 ff UVPG erfolgte im Rahmen des
Anhorungsverfahrens in Gestalt der Planoffenlage und der hierbei er6ffneten Mdglichkeit zur
AuRerung. Die Bekanntmachung der Offentlichkeitsbeteiligung (Planauslegung) enthielt die in
§ 19 UVPG verlangten Informationen; die Offenlage der in 88 16 und 19 UVPG genannten
Unterlagen ist erfolgt. Die Planfeststellungsbehérde hat die Umweltauswirkungen des Vorha-

bens auf der Grundlage der nachfolgenden zusammenfassenden Darstellung nach § 24
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UVPG bewertet. Diese Bewertung wird bei der vorliegenden Entscheidung tber die Zuléassig-
keit des Vorhabens beriicksichtigt (§ 25 UVPG).

Der StraRenbaulasttrager hat die Auswirkungen der hier festgestellten StralRenplanung nach
MaRgabe und in Anwendung des Gesetzes zur Umweltvertraglichkeitsprifung auf die dort
naher beschriebenen Schutzguter geprift. Die Auswirkungen des Vorhabens wurden ermittelt,
beschrieben und entsprechend gewertet. Die festgestellten Planunterlagen beinhalten die ent-
scheidungserheblichen Angaben hinsichtlich der umweltrelevanten Auswirkungen des Vorha-
bens im Sinne von 8§ 16 UVPG. Diese waren auch Gegenstand der Planoffenlage. Da im An-
horungsverfahren keine wesentlichen neuen umweltrelevanten Gesichtspunkte vorgebracht
bzw. erkennbar geworden sind, haben sich an der Einschatzung zur Umweltvertraglichkeit der
MalRnahme auch unter Bericksichtigung der Ergebnisse des Anhdrungsverfahrens keine
grundlegenden Anderungen ergeben. Somit kann beziiglich der zusammenfassenden Dar-
stellung nach § 24 UVPG sowie der abschlieRenden Bewertung der Umweltauswirkungen des
Vorhabens durch die Planfeststellungsbehérde maf3geblich auf den Erkenntnissen der voraus-
gegangenen Zusammenfassung nach § 16 UVPG sowie auf dem sonstigen Akteninhalt mit
UVP-Bezug Bezug genommen werden. Die Ergebnisse der Umweltvertraglichkeitsprifung
sind in die Entscheidungsfindung der Planfeststellungsbehérde eingeflossen und wurden ge-
maf 8§ 25 UVPG bei der Planfeststellungsentscheidung in dem rechtlich gebotenen Umfang
bericksichtigt. Die Zulassungsentscheidung umfasst auch noch die erforderlichen weiteren
Angaben gem. § 26 ff UVPG.

6. Berlicksichtigung der Aspekte des globalen Klimaschutzes und der Klimavertrag-
lichkeit nach Art. 20a GG in Verbindung mit 8 13 Abs. 1 S. 1 KSG (8 9 Abs. 2 LKSG) in
Verbindung mit 8 17 Abs. 1 S. 6 FStrG

Im Rahmen der hier vorzunehmenden stral3enrechtlichen Abwagung nach § 17 Abs. 1 Satz 6
FStrG sind auch noch die Anforderungen zu wirdigen, die aus den Bestimmungen des Art.
20a GG i.V.m. § 13 Abs. 1 Satz 1 Bundesklimaschutzgesetz (8 9 Abs. 2 Landes-Klimaschutz-
gesetz) fur die Berticksichtigung der Aspekte des globalen Klimaschutzes und der Klimaver-

traglichkeit abzuleiten sind.

Die im Klimaschutzgesetz gesetzlich normierte Verpflichtung zur Herstellung von Klimaneut-
ralitdt und der Berticksichtigung der Belange des Klimaschutzes geniel3t keinen unbedingten
Vorrang gegeniiber anderen Belangen. Dementsprechend fordern die Bestimmungen des
§ 13 Abs. 1 KSG und 88 2 Satz 2 i.V.m. 9 LKSG zwar eine Berticksichtigung der Belange des

Klimaschutzes, sie verleihen ihm aber keinen Vorrang vor anderen Belangen. Es ist daher
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weder aus dem KSG noch dem LKSG ein Verzicht auf bzw. ein Verbot von Stra3enbaumali-
nahmen abzuleiten. Das Gebot, die Belange des Klimaschutzes und die Auswirkungen auf
das (globale) Klima zu bericksichtigen, bedeutet nicht, dass jedwede Emission von Treib-
hausgasen verboten wéare. Dementsprechend beschreiben weder das KSG noch das LKSG
konkrete Ver- oder Gebote in Bezug auf den Bau von Straf3en. Die vorgenannten Bestimmun-
gen normieren zwar eine Bertcksichtigungspflicht fir Abwagungsentscheidungen, eine Ver-

botsnorm stellt dies allerdings nicht dar.

Die Planfeststellungsbehdrde hat die Aspekte des globalen Klimaschutzes in die von ihr vor-
zunehmende Abwéagung aller planungsrelevanten Belange eingestellt. Sie gelangte dabei zu
der begriindeten Uberzeugung, dass sich die StraBenbaumaflRnahme B 410 Ersatzneubau der
Hochbriicke und Umgestaltung angrenzender Knotenpunkte in Gerolstein auch im Hinblick
und unter Bertcksichtigung der Klimaschutzbelange als abwégungsfehlerfrei und damit als

rechtlich zulassig erweist.

Gegenstand der festgestellten Planung ist der Ersatzneubau der vorhandenen Hochbriicke
Uber die Kyll und die Gleise westlich des Hauptbahnhofes in Gerolstein sowie der Umbau von
zwei Kreisverkehrsanlagen zur Verknlpfung mit dem untergeordneten Stral3ennetz. Mal3geb-
lichen Einfluss auf das globale Klima im Hinblick auf den Klimawandel haben der Ausstol3 von
Treibhausgasen, die im Verkehr vor allem durch den Verbrennungsprozess beim Betrieb von
Fahrzeugen mit Verbrennungsmotoren freigesetzt werden. Der vorliegende Stral3enausbau
hat in der Gesamtbetrachtung keine verkehrserhhende Wirkung. Dies bedeutet, dass kein
zusatzlicher motorisierter Verkehr zu dem bereits bestehenden stattfinden wird. Infolgedessen
ist es ausgeschlossen, dass infolge des Stra3enausbaus zusatzliche verkehrsbedingten CO--
Treibhausgas-Emissionen auftreten. Auch mit der betrieblichen Unterhaltung der infolge des
StraRenausbaus neu hinzukommenden Stral3enflachen sind keine relevanten zuséatzlichen
Treibhausgasemissionen verbunden, die tiber die Unterhaltung der bereits vorhandenen Fahr-
bahn der Strafl3e hinaus wesentlich ins Gewicht fallen. Soweit im Zuge der festgestellten Aus-
bauplanung in Vegetations- und Baumbestande eingegriffen wird, denen eine fir das Klima
relevante Funktion als CO,-Treibhausgassenker oder -speicher zukommen kdnnte, gilt es zu
beachten, dass die Eingriffe in die Landnutzung und in die Baumbestéande aufgrund des hier
beachteten Vermeidungsgebots nach 8§ 15 Abs. 1 BNatSchG auf das absolut notwendige Mi-
nimum beschrénkt bleiben und mit den im festgestellten Landespflegerischen Begleitplan vor-
gesehenen naturschutzfachlichen KompensationsmalRnahmen vollstandig und damit auch
treibhausgasneutral kompensiert werden (8 15 Abs. 2 BNatSchG). Mithin ist auch in der Sache
nicht auszumachen, dass die hier planfestgestellte Ausbauplanung das globale Klima beein-

flussen und im Hinblick auf den Klimawandel von tatséchlicher Relevanz sein wirde. Der vor-
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liegend festgestellte Stralienausbau fuhrt nicht dazu, dass die Ziele des nationalen und rhein-
land-pfalzischen Klimaschutzgesetzes nicht erreicht werden kénnen. Das Vorhaben wider-

spricht somit nicht den 6ffentlichen Interessen des Klimaschutzes.

Die Planfeststellungsbehoérde gelangt in ihrer Abwéagung zu der Uberzeugung, dass die hier
zur Planfeststellung vorgelegte Planung auch unter Berticksichtigung der Belange des Klimas

bzw. des Klimaschutzes antragsgemal festgestellt werden kann.

7. Natur- und umweltschutzrechtliche Gesamtbewertung

Die natur- und umweltschutzrechtliche Zulassigkeit ergibt sich aus den vorstehenden Darstel-
lungen der Planfeststellungsbehdrde. Die einschlagigen natur- und umweltschutzrechtlichen
Vorgaben wurden beachtet. Die Planung ist vor dem Hintergrund der Eingriffsregelung und
der artenschutzrechtlichen Vorgaben sowie der sonstigen einschlagigen Natur- und Umwelt-
schutzbestimmungen zulassig. Sie steht auch im Einklang mit den Anforderungen des UVP-
Rechts. Dem sich aus 8§ 13 Abs. 1 Satz 1 KSG und § 9 Abs. 2 Satz 1 LKSG ergebende Be-
ricksichtigungsgebot bezuglich der sich aus Art. 20a GG und dem KSG und dem LKSG erge-
benden Klimaschutzziele wird ebenfalls Rechnung getragen. Die Zulassung des Vorhabens

begegnet daher unter natur- und umweltschutzrechtlichen Gesichtspunkten keinen Bedenken.

VIIl. Ergdnzende Erlauterungen zu den Einwendungen und Forderungen

Die Einwendungen und Forderungen der in Kapitel D aufgefihrten Beteiligten konnten zum
Teil durch die erklarende Stellungnahme der Stra3enbaudienststelle im Rahmen des Anho-
rungsverfahrens ohne Uber den Plan hinausgehende Regelungen ausgerdumt werden. Teil-
weise ist den Einwendungen und Forderungen auch durch die Festlegungen in den festge-
stellten Unterlagen sowie durch die Aufnahme entsprechender Verpflichtungen in den Kapiteln
B und C dieses Beschlusses Rechnung getragen worden, so dass sie als ausgerdumt und

erledigt angesehen werden.

Zu den daruber hinausgehenden Einwendungen und Forderungen wird ergdnzend zu den
Ausfuhrungen insbesondere in Kapitel E dieses Planfeststellungsbeschlusses Nachfolgendes

erlautert;
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1. Tréager 6ffentlicher Belange

1.1 Bundesamt fur Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr

Das Bundesamt fur Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr weist
daraufhin, dass es sich bei der B 410 um eine Militarstral3e handelt und diese die Mindestan-
forderungen gem. RABS (Richtlinien fir die Anlage und den Bau von Stral3en fur militarische
Schwerstfahrzeuge) einzuhalten muss. Das Briickenbauwerk muss die Forderungen an eine
MilitarstraRe MLC RAD 50/ 50 -150 und MLC Kette 50/ 50 -100 gemafl STANAG 2021 erful-
len. Insbesondere missen die geplanten Knotenpunkte den Wendekreisanforderungen des

Fahrzeugs Mammut entsprechen.

Der StraRenbaulasttrager hat in seiner Stellungnahme hierzu dargelegt, dass die Radienvor-
gaben sowie die vorgeschriebenen Mindestbreiten fir MilitéarstralRen in der Planung eingehal-
ten werden. Das geplante Briickenbauwerk erfllt auch die Forderungen MLC RAD 50/ 50 -
150 und MLC Kette 50/ 50 -100 gemalR STANAG 2021.

Die Erwiderung der StraRenbaudienststelle wurde dem Bundesamt fur Infrastruktur, Umwelt-
schutz und Dienstleistungen der Bundeswehr mit der Mitteilung des angestrebten Verzichtes
auf die Durchfiihrung des Erdrterungstermins zur Kenntnisnahme Ubersandt. Eine Riick&ul3e-
rung hierzu erfolgte nicht mehr, sodass die Planfeststellungsbehtrde im Sinne der ergénzen-
den Erlauterungen der Stral3enbaudienststelle davon ausgeht, dass seitens des Bundesamtes
Einverstandnis mit der Planung besteht. Erganzend wird auf die Auflage in Kapitel C VI Nr. 4

dieses Beschlusses verwiesen, wonach das Bundesamt im weiteren Verfahren beteiligt wird.

1.2 Industrie- und Handelskammer Trier

Die Industrie- und Handelskammer Trier begrif3t in ihrer Stellungnahme die Baumal3nahme
ausdricklich, erwartet aber auch wéhrend der Bauphasen eine Minimierung der Einschran-
kungen fur deren Mitgliedsbetriebe um deren Erreichbarkeit fir Kunden und Mitarbeiter auch

in der Bauzeit bestmdglich zu gewahrleisten.

Der Vorhabentrager hat hierzu ausfuhrlich und nachvollziehbar Stellung genommen. Es ist
beabsichtigt bei der Durchfiihrung der Bauarbeiten verschiedene Mal3nahmen zu treffen, da-
mit die Beeintrachtigungen fur die Gewerbebetriebe und Anlieger auf das unbedingt notwen-

dige Mindestmal? beschréankt werden.

Die Erwiderung des Vorhabentréagers wurde der Industrie- und Handelskammer Trier zusam-
men mit der Absichtserklarung des vorgesehenen Verzichtes auf die Durchfihrung des Eror-

terungstermins zugesandt. Da sich die Industrie- und Handelskammer Trier hierzu nicht mehr
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gedulRert hat, geht die Planfeststellungsbehdrde davon aus, dass insgesamt Einverstandnis

mit den Erlauterungen des Vorhabentragers und der vorliegenden Planung besteht.

1.3 Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord

Die Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord hat im Anhorungsverfahren eine Stellung-
nahme abgegeben und dem Vorhaben grundsatzlich zugestimmt. In den Einzelstellungnah-
men der jeweiligen Fachreferate wurde auf verschiedene Sachverhalte hingewiesen. Den vor-
getragenen Forderungen konnte durch die Aufnahme entsprechender Auflagenregelungen in
Kapitel C, Nr. Il und Il dieses Beschlusses entsprochen werden. Einzig die Anregung der
Oberen Naturschutzbehdrde, die Oberflache des Brickenbauwerks derart zu gestalten, dass
sie selbst wieder Lebensraume fur Fledermause bieten kdnnte, konnte nicht entsprochen wer-
den. Der Stral3enbaulasttrager hat hierzu in seiner Stellungnahme darauf hingewiesen, dass
eine Gestaltung des neuen Bruickenkdrpers mit spaltendhnlichen Strukturen oder eine Be-
pflanzung (z.B. mit rankenden Pflanzen) die regelmé&Rigen Bauwerksprifungen erheblich er-
schweren wiirde. Des Weiteren wirde eine zusatzliche, gezielte Ansiedlung von geschitzten
Arten am Bauwerk oder im direkten Bauwerksumfeld zukunftige Sanierungs-/Instandhaltungs-
arbeiten erschweren. Daher kénne der Anregung der Oberen Naturschutzbehdrde nicht Folge

geleistet werden.

Die Obere Wasserbehdrde weist in der Stellungnahme darauf hin, dass das Vorhaben inner-
halb des Mineralwassereinzuggebiet der Firma Gerolsteiner Brunnen GmbH & Co KG liegt.
Die Obere Wasserbehdrde hat angeregt, dass der Vorhabentrager zur Gefahrenabschatzung
mit der Firma Gerolsteiner Brunnen GmbH & Co KG in Kontakt treten sollte. Der StraRenbau-
lasttrager hat dazu in seiner Erwiderung ausgefiihrt, dass die Bestandspléne der vorhandenen
Leitungen und Anlagen der Firma Gerolsteiner Brunnen GmbH & Co KG vorliegen und kon-
krete Detailabstimmungen fir eventuelle Schutzmal3nahmen zwischen dem Unternehmen
und dem Vorhabentrager in Vorbereitung der Ausschreibung erfolgen werden. Die Planfest-
stellungsbehdrde hat hierzu eine entsprechende Auflagenregelung in den Beschluss aufge-

nommen (siehe Kapitel C Ziffer VI Nr. 5).

Die Erwiderung des Vorhabentragers wurde der SGD Nord zusammen mit der Absichtserkla-
rung des vorgesehenen Verzichtes auf die Durchfiihrung des Erorterungstermins zugesandt.
Da auf die Erwiderung des Stral3enbaulasttragers keine weiteren Bedenken erhoben wurden,
geht die Planfeststellungsbehtrde davon aus, dass seitens der SGD Nord insgesamt Einver-

standnis mit den Erlauterungen des Vorhabentréagers und der vorliegenden Planung besteht.
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1.4 DB AG — DB Immobilien

Die Deutschen Bahn AG, DB Immobilien hat im Anhoérungsverfahren eine Stellungnahme ab-
gegeben und auf verschiedene Sachverhalte hingewiesen. Insbesondere wurde dargestellt,
dass die geplante Hohe des Briickenbauwerks geringer ist als in den Regelwerken der DB
InfraGO AG (Richtlinien 997 und 804) vorgesehen. Eine entsprechende Prifung, ob eine un-
ternehmensinterne Genehmigung (UIG) hierzu eingeholt werden misse wurde von Seiten der
DB veranlasst. Weitere Themenkomplexe der Stellungnahme behandeln insbesondere die
Einsetzung eines Bautiberwacher Bahn (BUB), Arbeiten im Gefahrenbereich der Gleise und
die Kabellagen der DB Kommunikationstechnik GmbH. Den vorgetragenen Anregungen und
Forderungen konnte durch die Aufnahme entsprechender Auflagenregelungen in Kapitel C,
VI Nr. lll dieses Beschlusses entsprochen werden. Auch wurde von Seite der Deutschen Bahn
AG, DB Immobilien darauf hingewiesen, dass eine Baudurchfiihrungsvereinbarung zu schlie-
Ren sei. Hierauf hat der Vorhabentrager erwidert, dass aus seiner Sicht keine Notwendigkeit
einer solchen Vereinbarung besteht, da die technischen Rahmenbedingungen, die Sicher-
heitsmalRnahmen, die Kostentragung sowie die Zahlung- und Abrechnungmodalitaten der
MalRnahme bereits vollumfanglich von der zu schlieRenden Kreuzungsvereinbarung nach 8 5

EKrG geregelt werden.

Der Vorhabentrager hat zu den durch die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien angesprochenen
Themenkomplexe ausfuhrlich und nachvollziehbar Stellung genommen. Die Erwiderung der
StralRenbaudienststelle wurde der Deutschen Bahn AG, DB Immobilien mit der Mitteilung des
Verzichtes zur Durchfiihrung des Erérterungstermins zur Kenntnisnahme tbersandt. Hierauf
teilte die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien mit Schreiben vom 06.12.2024 mit, dass die
Durchfuihrung der UIG-Verfahren zu den DB-Richtlinien 997 und 804 nicht erforderlich sind
und der Vorbehalt aus der urspringlichen Stellungahme somit gegenstandslos ist. Weitere
Ruck&auRerung erfolgte nicht mehr, sodass die Planfeststellungsbehérde im Sinne der ergan-
zenden Erlauterungen der Stral3enbaudienststelle davon ausgeht, dass seitens der Deut-

schen Bahn AG, DB Immobilien Einverstandnis mit der Planung besteht.

1.5 Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Erdgeschichtliche Denkmalpflege,

Direktion Landesarché&ologie

Die Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Erdgeschichtliche Denkmalpflege, Di-
rektion Landesarchaologie hat im Anhorungsverfahren eine Stellungnahme abgegeben und
stimmt dem Bauvorhaben grundsatzlich zu, fordert jedoch die Aufnahme von Nebenbestim-

mungen / Auflagen in den Planfeststellungsbeschluss. Dieser Forderung wird entsprochen
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(siehe Kapitel C Zziffer IV). Der Stral3enbaulasttrager hat hierzu ausfihrlich und nachvollzieh-

bar Stellung genommen.

Die Erwiderung des Vorhabentragers wurde der Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-
Pfalz, Erdgeschichtliche Denkmalpflege, Direktion Landesarchaologie zusammen mit der Ab-
sichtserklarung des vorgesehenen Verzichtes auf die Durchfiihrung des Erdrterungstermins
zugesandt. Da keine Riuckaul3erung auf die Erwiderung des Straf3enbaulasttréagers erfolgt ist,
geht die Planfeststellungsbehdrde davon aus, dass seitens der Generaldirektion Kulturelles
Erbe Rheinland-Pfalz, Erdgeschichtliche Denkmalpflege, Direktion Landesarchologie insge-
samt Einverstéandnis mit den Erlauterungen des Vorhabentragers und der vorliegenden Pla-

nung besteht.

1.6 Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Direktion Landesarchaologie, Au-

Renstelle Trier

Die Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Direktion Landesarchaologie, Aul3en-
stelle Trier hat im Anhodrungsverfahren eine Stellungnahme abgegeben und stimmt dem Bau-
vorhaben grundsatzlich zu, weif3t jedoch explizit auf die Anzeige-, Erhaltungs- und Abliefe-
rungspflicht fur archéologische Funde gemal? 88 16 — 19 DSchG RLP hin (vgl. Kapitel C Ziffer

IV). Der Stral3enbaulasttrager hat hierzu ausfuhrlich und nachvollziehbar Stellung genommen.

Die Erwiderung des Vorhabentragers wurde der Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-
Pfalz, Direktion Landesarchaologie, Aul3enstelle Trier zusammen mit der Absichtserklarung
des vorgesehenen Verzichtes auf die Durchfihrung des Erdrterungstermins zugesandt. Da
keine RickaulRerung auf die Erwiderung des StraRenbaulasttragers erfolgt ist, geht die Plan-
feststellungsbehérde davon aus, dass seitens der Generaldirektion Kulturelles Erbe Rhein-
land-Pfalz, Direktion Landesarch&ologie, AulRenstelle Trier insgesamt Einverstandnis mit den

Erlauterungen des Vorhabentragers und der vorliegenden Planung besteht.

2. Privatbetroffene

Die erhobenen Einwendungen werden aus Datenschutzgriinden in anonymisierter Form unter
einer individuell vergebenen Einwendungsnummer abgehandelt. Der besseren Verstandlich-
keit und Lesbarkeit wegen wird in den folgenden Ausfiihrungen unabhéngig vom Geschlecht
der jeweiligen Person stets generalisierend von ,der Einwender" gesprochen. Es wird darauf
hingewiesen, dass die betroffenen Einwender auf einen entsprechenden schriftlichen Antrag
hin von der Planfeststellungsbehdrde Auskunft dartber erhalten kénnen, unter welcher Num-

mer ihr jeweiliger Einwand in diesem Planfeststellungsbeschluss behandelt wurde.
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Einwender Nr. 1 und Nr. 2:

Einwender Nr. 1 und Nr. 2 sind ausweislich der offengelegten Planung grundstticksmafig in

der Gemarkung Gerolstein betroffen und haben einen gleichlautenden Einwand abgegeben.

Die Einwender tragen keine Bedenken gegen die Inanspruchnahme des Eigentums vor. Der
vorgebrachte Einwand richtet sich gegen eine befiirchtete planbedingte Verscharfung von Ent-
wasserungsproblemen im Zuge von Starkregenereignissen. Konkret gehen die Einwender von
Ruckstauungseffekten des anfallenden Oberflachenwassers der umliegenden Flachen auf ihr

Grundstlick aus.

Daraufhin hat der Vorhabentrager Anderungen in seiner Planung vorgenommen und eine

Deckblattplanung erstellt, die im Wesentlichen folgende Anderungen beinhaltet:

o Entfernung der bahnseitigen Hochbordanlagen entlang der geplanten P+R Parkplatze im

Bereich des nordlichen Kreisverkehrsplatzes,

o Hohenanpassungen auf dem Parkplatz, insbesondere Anlage eines durchgehenden Gefal-
les der Fahrbahn und Parkplatze in Richtung Bahnstrecke mit einer Absenkung des P+R-

Platzes um bis zu 30cm gegeniiber dem Hohenniveau der angrenzenden Parkplatze und

e Einbau von zusatzlichen Ablaufen am Tiefpunkt im Bereich ,Sarresdorfer StralRe”, um die

Ableitung in das 6rtliche Kanalnetz zu optimieren.

Diese Plandnderungen wurden den Einwendern durch den Vorhabentrager vorgestellt. Die
Anderungen am Entwésserungskonzept haben die Zustimmung der Einwender erhalten.
Hierzu wurde eine einvernehmliche Vereinbarung zwischen Vorhabentréager und den Einwen-

dern getroffen.

Die Einwender wurden mit Schreiben vom 29.11.2024 dartber informiert, dass auf die Durch-
fuhrung eines Erdrterungstermins verzichtet werden soll. Da hierauf keine RiickaufRerung sei-
tens der Einwender erfolgte und keine weiteren Bedenken erhoben wurden, geht die Planfest-
stellungsbehdrde abschlieRend davon aus, dass sich die Einwendungen durch die Planénde-
rungen und die einvernehmliche Vereinbarung erledigt haben. Sollte dies — wider Erwarten —
nicht der Fall sein, ware die Forderung unter Hinweis auf die Notwendigkeit der Planung zu-

rickzuweisen.
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IX. Erlauterungen zur Erforderlichkeit der in den Kapiteln B und C erlassenen Neben-

bestimmungen

Die in den Kapiteln B und C angeordneten allgemeinen und besonderen Nebenbestimmungen
sind gem. 8 1 LVwWVIG i.V.m. 88 36 Abs. 1 und 2 bzw. 74 Abs. 2 VwWV{G zulassig und erfor-
derlich, da sie sicherstellen, dass die beantragte stra3enrechtliche Planung gemaf § 17 FStrG
im Einklang mit den einschlagigen gesetzlichen Regelungen des Planfeststellungsrechts, des
Naturschutzrechts, des Immissionsschutzrechts, des Wasserrechts, des Forstrechts und an-
derer zu beachtender fachrechtlicher Bestimmungen und unter Wahrung schutzwiirdiger Be-

lange und Rechte Dritter festgestellt werden kann.

X.  Gesamtabwagung der Planfeststellungsbehdrde

Die vorliegende Planung ist von einem Uberwiegenden o6ffentlichen Interesse getragen. lhr
stehen weder Planungsleitsatze noch sonstige in der Abwagung uniiberwindliche gegenléu-
fige private oder 6ffentliche Belange entgegen. Die festgestellte Planung erweist sich auch im
Hinblick auf die in die Abwéagung einzustellenden dffentlichen und privaten Belange als abwa-
gungsfehlerfrei. Fir das Bauvorhaben B 410 Ersatzneubau der Hochbriicke und Umgestal-

tung angrenzender Knotenpunkte in Gerolstein besteht ein besonderes 6ffentliches Interesse.

Die Planung fur das Vorhaben genigt den natur- und umweltschutzrechtlichen Anforderun-
gen. Entsprechend den Regelungen des UVPG erfolgte die Durchfihrung einer Umweltver-
traglichkeitsprifung. Dabei sind die Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt umfassend

ermittelt, beschrieben und bewertet worden.

Der durch die Realisierung des Vorhabens erfolgende Eingriff in Natur und Landschaft be-
schrankt sich auf den unbedingt erforderlichen Umfang. Der Eingriff wird nach MalRgabe des
Fachbeitrages Naturschutz durch geeignete Ausgleichs- und Ersatzmalinahmen kompensiert.
Durch ein Vermeidungs- und Kompensationskonzept sowie die im vorliegenden Planfeststel-
lungsbeschluss angeordneten Nebenbestimmungen wird zudem gewahrleistet, dass die im
Vorhabengebiet befindlichen besonders geschiitzten Arten nicht beeintrachtigt werden bzw.
die hier nur unterstellten Verbotstatbestdnde im Wege der Ausnahmezulassung tberwunden
werden kdénnten. Erhebliche Beeintrachtigungen von Natura-2000 Gebieten sind auszuschlie-

Ren.

Unter dem Gesichtspunkt des Verkehrslarmschutzes besteht die Notwendigkeit, dem Vorha-
bentréager die Vornahme von Larmschutzmafinahmen aufzugeben. Die durchgefuhrten Lar-

muntersuchungen haben gezeigt, dass negative Auswirkungen durch vom Stra3enverkehr
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Kapitel E, Begriindung

ausgehende Larmemissionen, welche gemal den einschlagigen immissionsrechtlichen Best-
immungen Larmschutzmaflnahmen erfordern, zu erwarten sind. Aus diesem Grund wird der
Vorhabentrager passive LarmschutzmalRnahmen vornehmen. Es ist somit davon auszugehen,
dass im Ergebnis durch das Vorhaben keine unzumutbaren Larmauswirkungen auf die im

MalRnahmenbereich befindlichen schutzberechtigten Bebauungen entstehen.

Die von der StraBenplanung ausgehenden Belastungen mit Luftschadstoffen erweisen sich
ebenfalls als unbedenklich. Die vom Vorhabenstrager vorgelegte Schadstoffuntersuchung hat
ergeben, dass die maf3geblichen Grenzwerte der 39. BImSchV zum Schutz der menschlichen

Gesundheit sicher eingehalten werden.

Die Entwasserungskonzeption entspricht den wasserwirtschaftlichen Anforderungen. Nega-
tive Auswirkungen auf das Grundwasser und auf Oberflachengewasser sind bei der vorgese-

henen Entwasserung ausgeschlossen.

Bei einer Gesamtbetrachtung der Wirkungen der MalRnahme ist der hiermit verfolgte Zweck
der Erh6hung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs gegenlber den Belangen des Na-
turschutzes, des Wasserhaushaltes und des Larmschutzes wegen der nach Durchfiihrung von
Vermeidungs-, Sicherungs-, Ausgleichs-/ ErsatzmalRnahmen verbleibenden allenfalls gering-
fugigen Beeintrachtigung dieser Belange vorrangig. Die Abwagung der durch das Gesamtvor-
haben berthrten 6ffentlichen und privaten Belange fuhrt deshalb zum Ergebnis, dass die Vo-
raussetzungen fur die Planfeststellung fir das Bauvorhaben B 410 Ersatzneubau der Hoch-

briicke und Umgestaltung angrenzender Knotenpunkte in Gerolstein vorliegen.

Die Planfeststellungsbehoérde gelangt daher zu der Bewertung, dass das Bauvorhaben B 410
Ersatzneubau der Hochbriicke und Umgestaltung angrenzender Knotenpunkte in Gerolstein

zulassigerweise realisierbar ist.
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Kapitel F, Allgemeine Hinweise

A Allgemeine Hinweise

1. Zustéandige Strallenbaubehérde ist der Landesbetrieb Mobilitat Gerolstein, Brunnen-
stral3e 1, 54568 Gerolstein.

2. Zusténdige Obere Wasserbehdrde, wasserwirtschaftliche Fachbehorde, Obere Na-
turschutzbehdrde und Enteignungsbehdrde ist die Struktur- und Genehmigungsdirek-

tion Nord.

3.  Zustandige Behdrde fur die Ausfihrung des Gesetzes zum Schutz des Bodens
(BBodSchG) sowie des Landesbodenschutzgesetzes (LBodSchG) ist der Landesbe-
trieb Mobilitat Rheinland-Pfalz.

4. Die straRengesetzlichen Voraussetzungen im Sinne von Kapitel B, Nr. 9 ergeben sich
aus 8 39 LStrG, § 8 a Abs. 4 FStrG.
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Kapitel G, Rechtsbehelfsbelehrung

B Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage beim Oberver-
waltungsgericht Rheinland-Pfalz, Deinhardpassage 1, 56068 Koblenz, schriftlich oder nach
MaRgabe des § 55 a der Verwaltungsgerichtsordnung durch Einreichung eines elektronischen
Dokuments erhoben werden. Der in § 55 d der Verwaltungsgerichtsordnung genannte Perso-

nenkreis muss Klagen grundséatzlich elektronisch einreichen.

Die Klage muss die Klagerin oder den Klager, den Beklagten (das Land Rheinland-Pfalz, ver-
treten durch den Landesbetrieb Mobilitdt Rheinland-Pfalz, dieser vertreten durch den Ge-
schéaftsfuhrer, Friedrich-Ebert-Ring 14-20, 56068 Koblenz), und den Gegenstand des Klage-
begehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begriindung die-
nenden Tatsachen und Beweismittel sind innerhalb einer Frist von zehn Wochen ab Klageer-
hebung anzugeben. Erkldrungen und Beweismittel, die erst nach Ablauf dieser Frist vorge-
bracht werden, sind nur zuzulassen, wenn die Klagerin oder der Klager die Verspatung genu-
gend entschuldigt. Dies gilt nicht, wenn es mit geringem Aufwand méglich ist, den Sachverhalt
auch ohne Mitwirkung der Klagerin oder des Klagers zu ermitteln. Der Entschuldigungsgrund

ist auf Verlangen des Gerichts glaubhaft zu machen.

Die Klagerin oder der Klager muss sich durch einen Bevollmachtigten vertreten lassen. Wel-
che Bevollméchtigten dafir zugelassen sind, ergibt sich aus § 67 der Verwaltungsgerichtsord-
nung (VwGO).

Eine etwaige Anfechtungsklage hat keine aufschiebende Wirkung. Ein Antrag auf Anordnung
der aufschiebenden Wirkung kann nur innerhalb eines Monats nach Zustellung des Planfest-
stellungsbeschlusses bei dem o.g. Gericht gestellt und begriindet werden. Der in § 55 d der
Verwaltungsgerichtsordnung genannte Personenkreis muss den Antrag grundsétzlich elektro-

nisch einreichen.

Beglaubigt In Vertretung:

gez.

(Dr. Markus Rieder)

Regierungsinspektor Leiter der Planfeststellungsbehérde
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	Die Straßenbaubehörde hat nach Abschluss der Baumaßnahme der Planfeststellungsbehörde einen Bericht bezüglich der vollständigen Herstellung aller landespflegerischen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen einschließlich der artenschutzrechtlichen CEF- und FCS-Maßnahmen sowie der evt. durchzuführenden habitatschutzrechtlichen Kohärenzsicherungsmaßnahmen und das Erreichen der jeweiligen Entwicklungsziele vorzulegen. Ergänzend wird auf die nachfolgende Auflagenregelung Nr. 13 verwiesen.
	9. Vorhandene Zufahrten und Zugänge der Anliegergrundstücke sind bei Vorliegen der straßengesetzlichen Voraussetzungen der durch die Straßenbaumaßnahme bedingten veränderten Situation anzupassen. Die entsprechenden Maßnahmen sind im Benehmen mit den Grundstückseigentümern festzulegen.
	Die „Richtlinien für die Benutzung der Bundesfernstraßen in der Baulast des Bundes“ (Nutzungsrichtlinien) - ARS Nr. 07/2020 vom 14.03.2020, VkBl. Nr. 8/2020, S. 238, sowie das Schreiben des MWVLW vom 18.03.2020 sind zu beachten. Das MWVLW hat mit vorgenanntem Schreiben die Nutzungsrichtlinien eingeführt.
	10. Soweit durch Planergänzungen größere Geländeinanspruchnahmen notwendig werden, als es die festgestellten Grunderwerbspläne ausweisen, oder soweit Rechte Dritter in sonstiger Weise über den festgestellten Plan hinaus berührt werden, ist vor Baubeginn die Zustimmung der neu oder stärker Betroffenen herbeizuführen. Eine ergänzende Entscheidung der Planfeststellungsbehörde bleibt vorbehalten.
	11. Über bürgerlich-rechtliche Ansprüche (Entschädigungsforderungen) kann im Planfeststellungsbeschluss nicht entschieden werden, da hier entsprechend den straßengesetzlichen Vorschriften nur öffentlich-rechtliche Beziehungen geregelt werden. Die Regelung von Entschädigungsfragen erfolgt gesondert durch die Straßenbaudienststellen (oder - falls keine Einigung erzielt werden kann - durch die Enteignungsbehörde). Zu der Entschädigungsregelung ist zu bemerken, dass die durch die Baumaßnahme Betroffenen für die Inanspruchnahme ihrer Grundstücke und Gebäude nach den Grundsätzen des Entschädigungsrechts (Landesenteignungsgesetz) entschädigt werden, wobei neben der Grundstücks- und Gebäudeentschädigung unter bestimmten Voraussetzungen auch Ersatz für sonstige Vermögensnachteile (wie Wertminderung der Restgrundstücke, Verlust von Aufwuchs u.a.) infrage kommt.
	Der Straßenbaulastträger ist verpflichtet, Restflächen - soweit diese nicht mehr in angemessenem Umfang baulich oder wirtschaftlich genutzt werden können - nach den Bestimmungen des Entschädigungsrechts zu erwerben.
	12. Soweit an anderen Anlagen ausgleichspflichtige Wertverbesserungen entstehen, sind vor Baubeginn die Zustimmungen eventueller Kostenpflichtiger zum Ausgleich der Wertverbesserungen herbeizuführen bzw. Kostenvereinbarungen abzuschließen. Eine ergänzende Entscheidung der Planfeststellungsbehörde bleibt vorbehalten.
	13. Die zuständige Straßenbaudienststelle hat der Planfeststellungsbehörde jeweils zeitnah den Beginn der Baudurchführung sowie die Fertigstellung der Straßenbaumaßnahme anzuzeigen. Sie hat fernerhin der Planfeststellungsbehörde mitzuteilen, ob die Durchführung der Straßenbaumaßnahme (einschließlich der Herstellung der naturschutzfachlichen Maßnahmen) entsprechend den Feststellungen des Planfeststellungsbeschlusses insbesondere auch hinsichtlich der Umweltauswirkungen des Vorhabens, erfolgt ist. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass die zuständige Straßenbaubehörde selbst die hierzu erforderlichen Überwachungsmaßnahmen durchzuführen hat. Die Regelung in vorstehender Nr. 8 bleibt hiervon unberührt.
	14. Für den Fall, dass dies aus tatsächlichen und/oder rechtlichen Gründen erforderlich werden sollte, behält sich die Planfeststellungsbehörde eine ergänzende Entscheidung nach § 74 Abs. 3 VwVfG insbesondere über die Erteilung weiterer Auflagen und/oder Nebenbestimmungen vor. Sofern dies aus Rechtsgründen geboten sein sollte, behält sich die Planfeststellungsbehörde ggfs. auch die Durchführung eines ergänzenden Verfahrens vor.


	C Besondere Nebenbestimmungen
	Träger der festgestellten Baumaßnahme ist die Bundesrepublik Deutschland (Bundesstraßenverwaltung) unbeschadet einer etwaigen Kostenbeteiligung Dritter.
	Die Bauausführung obliegt dem Landesbetrieb Mobilität Gerolstein, Brunnenstraße 1, 54568 Gerolstein.
	In Ergänzung der allgemeinen Nebenbestimmungen in Kapitel B Nr. 1 bis 14 dieses Beschlusses und ergänzend zu den im Regelungsverzeichnis getroffenen Regelungen werden dem Vorhabenträger (Bundesrepublik Deutschland - Bundesstraßenverwaltung) gemäß § 1 LVwVfG i.V.m. § 36 VwVfG i.V.m. § 74 Abs. 2 VwVfG als besondere Nebenbestimmungen die nachstehenden Verpflichtungen auferlegt:

	I. Leitungen
	II. Naturschutz
	Unter Berücksichtigung der Stellungnahmen der Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord hat der Straßenbaulastträger im Zuge der Bauausführung in naturschutzfachlicher Hinsicht folgendes zu beachten:
	- Der Vorhabenträger hat rechtzeitig vor Baubeginn eine Umweltbaubegleitung (UBB) einzurichten, die das Vorhaben während der Baudurchführung begleitet.
	- Baubeginn und –abschluss einschließlich Umsetzung der Artenschutzmaßnahmen, vorauslaufender Kompensationsmaßnahmen sowie der Ersatzpflanzungen sind durch die Umweltbaubegleitung nachvollziehbar zu dokumentieren.
	- Eine antragsgemäße Umsetzung der Baumaßnahme einschließlich der Beachtung der in den festgestellten Planunterlagen aufgeführten Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen ist im Rahmen der Bauabwicklung zu gewährleisten.

	III. Wasser
	IV. Denkmalschutz
	V. Lärm
	Der Straßenbaulastträger hat die von der Baumaßnahme B 410 Ersatzneubau Hochbrücke und der Umgestaltung der angrenzenden Knotenpunkte ausgehenden Lärmauswirkungen auf die der Straße benachbarte Wohnbebauung in einer Schalltechnischen Untersuchung überprüft. Nach dem Ergebnis der Untersuchung sind Lärmauswirkungen auf benachbarte Wohnbebauung zu erwarten.
	Der Straßenbaulastträger ist daher zur Durchführung von Lärmschutzmaßnahmen verpflichtet.
	Verschiedene Wohnhäuser entlang der gesamten Baustrecke können mit der Durchführung aktiver Lärmschutzmaßnahmen nicht vor unzumutbaren Verkehrsgeräuschen geschützt werden, da der dazu erforderliche aktive Lärmschutz (Lärmschutzwände, Lärmschutzwälle) aus Gründen der bestehenden Zwangspunkte (u.a. enganstehende Bebauung, Geometrie der Knotenpunkte) dem Straßenbaulastträger nicht aufgegeben werden kann. Diesen Wohnhäusern steht daher passiver Lärmschutz zu.
	Es handelt sich im Einzelnen um die Häuser:
	Der Straßenbaulastträger wird dem Grunde nach verpflichtet, den Eigentümern der vorgenannten Gebäude die notwendigen Aufwendungen in Geld auszugleichen, welche für die erforderlichen Schutzmaßnahmen gegen den die Immissionsgrenzwerte überschreitenden Verkehrslärm aufgewendet werden müssen (sog. „passiver Lärmschutz“).
	Es ist jedoch ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass passive Lärmschutzmaßnahmen nur insoweit durchgeführt werden können, als sich aus der Anwendung der Bestimmungen der Verkehrslärmschutzrichtlinien 1997 und aus der 24. Bundesimmissionsschutzverordnung kein Ausschluss oder keine Einschränkung des Anspruches ergibt.
	Ausschlüsse und/oder Einschränkungen können sich hierbei insbesondere aus folgenden Gesichtspunkten ergeben:
	Der sich aus der Anwendung der Verkehrslärmschutzrichtlinien und der 24. Bundesimmissionsschutzverordnung ergebende tatsächliche Umfang der passiven Lärmschutzmaßnahmen wird im Rahmen der Bauausführung durch die zuständige Straßenbaubehörde ermittelt.
	Soweit intensiv genutztes Wohnumfeld (Balkone, Terrassen, Hausgärten oder sonstiger Wohnaußenbereich) bei Überschreitung der Tagesgrenzwerte am maßgeblichen Immissionsort nicht aktiv geschützt werden kann, hat der Straßenbaulastträger auch dafür einen angemessenen Entschädigungsausgleich (Billigkeits- bzw. Enteignungsentschädigung) zu gewähren. Die Entschädigungsermittlung erfolgt ebenfalls durch die zuständige Straßenbaubehörde im Zuge der Bauabwicklung.

	VI. Weitere Bestimmungen und Auflagen
	1. Die Verteilung der Kosten der gemeinschaftlichen Maßnahmen richtet sich nach den "Richtlinien für die rechtliche Behandlung von Ortsdurchfahrten an Bundesstraßen" (Ortsdurchfahrtenrichtlinien).
	Diese Richtlinien gelten bei Gleichheit der zu Grunde liegenden Rechtsvorschriften auch für den Bereich des Landesstraßengesetzes und sind gemäß der Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau vom 20.04.2009 (MinBl. 2009 S. 126) - soweit Vorschriften des Landesstraßengesetzes nicht entgegenstehen - für Landes- und Kreisstraßen entsprechend anzuwenden.
	Mit der Stadt Gerolstein ist - soweit noch nicht geschehen - rechtzeitig vor Beginn der Bauarbeiten eine Vereinbarung abzuschließen, in der die Durchführung aller Maßnahmen, die nach den Ortsdurchfahrtenrichtlinien einer Kostenteilung unterliegen, festgelegt werden. Insbesondere ist dabei die Herstellung der vorgesehenen Gehwege und Parkplätze zu regeln.
	2. Der Baulastträger hat die Anregungen und Hinweise gemäß der Stellungnahme des Landesamtes für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz zu beachten. Insbesondere ist hinsichtlich der Stellungnahme der Ingenieurgeologie dafür Sorge zu tragen, dass bei Eingriffen in den Baugrund grundsätzlich die einschlägigen Regelwerke (u.a. DIN 4020, DIN EN 1997-1 und -2, DIN 1054) berücksichtigt werden. Darüber hinaus hat der Vorhabenträger zu beachten, dass die Durchführung einer Bohrung bzw. einer geologischen Untersuchung spätestens 2 Wochen vor Untersuchungsbeginn beim Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz anzuzeigen ist. Für die Anzeige sowie die spätere Übermittlung der Bohr- und Untersuchungsergebnisse steht das Online-Portal "Anzeige geologischer Untersuchungen und Bohrungen Rheinland-Pfalz" unter https://geoldg.lgb-rlp.de zur Verfügung.
	3. Entsprechend der Stellungnahme der Deutsche Bahn AG, DB Immobilien sind folgende Nebenbestimmungen bei der weiteren Planung und Ausführung des Vorhabens zu beachten:
	- Bei allen Arbeiten im Gefahrenbereich der Gleise ist die Einhaltung der Ril 132.018 sowie die entsprechenden Vorschriften, Regelwerke und Informationen der DGUV (Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung) sicherzustellen, um jederzeit einen sicheren Bahnbetrieb zu gewährleisten.
	- Die Gleisanlagen sind vor Verschmutzung und Beschädigung zu schützen (insbesondere in Phase 4 der Maßnahme – Rückbau Bestandsbauwerk und Neubau Hilfsstütze).
	- Sollten Druckbereiche eines Gleises betroffen sein, sind zusätzliche Sicherungsmaßnahmen zu treffen und die Gleisanlage ist zu überprüfen (Kontrollmessungen).
	- Aufgrund der Komplexität und des Koordinierungsbedarfs ist ein Bauüberwacher Bahn (BüB) einzusetzen. Während der Bauausführung übernimmt dieser die Baustellenaufsicht für die DB InfraGO AG. Er muss die Voraussetzungen gemäß § 6 der VV Bau des EBA erfüllen und eine Zulassung haben, die nicht älter als 12 Monate ist. Der BüB darf kein Angehöriger des bauausführenden Unternehmens oder dessen Auftragnehmers sein. Name und Erreichbarkeit des Bauüberwacher Bahn sind der DB InfraGO AG mitzuteilen.
	- Durch die geplante Baumaßnahme sind TK-Kabel/TK-Anlagen der DB InfraGO AG betroffen. Die Bauausführenden haben sich frühzeitig vor Baubeginn von einem Mitarbeiter der DB Kommunikationstechnik GmbH in die Örtlichkeiten einweisen zu lassen (Bearbeitungsnummer IAN 2024011757, DB Kommunikationstechnik GmbH I. CVR 22, E-Mail: D
	- Die TK-Anlagen der DB InfraGO AG dürfen nicht überbaut werden. Bei Kreuzungen sind sie grundsätzlich zu unterkreuzen und ein Sicherheitsabstand von 2,00m ist einzuhalten.
	- Die Forderungen des Kabelmerkblattes und des Merkblattes „Erdarbeiten in der Nähe erdverlegter Kabel der Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft“ sind einzuhalten. Die bauausführende Firma hat die Verpflichtungserklärung rechtzeitig zu unterschreiben und der DB Kommunikationstechnik GmbH zurückzusenden.
	4. Dem Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr ist der Beginn und das Ende der Straßenbaumaßnahme unter der E-Mail-Adresse "LKdoHEVerkInfra@bundeswehr.org" anzuzeigen.
	5. Vor der Ausschreibung der Baumaßnahme wird der Vorhabenträger Rücksprache mit der Firma Gerolsteiner Brunnen GmbH & Co KG halten, um Detailabstimmungen für eventuell notwendige Schutzmaßnahmen für die Mineralwasserbrunnen im Maßnahmenbereich durchzuführen.
	6. Sofern bei der Baudurchführung unerwartete Kontaminationen bekannt werden bzw. auftreten, ist der Landesbetrieb Mobilität Rheinland-Pfalz als zuständige Behörde nach dem Bundes-Bodenschutzgesetz bzw. Landesbodenschutzgesetz zu beteiligen.


	D Verfahrensbeteiligte
	I. Träger öffentlicher Belange
	1. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Fontainengraben 200, 53123 Bonn
	- Schreien vom 18.01.2024; Az.: 45-60-00 / IV-0101-24-SON
	(siehe Kapitel C VI Nr. 4 und Kapitel E VIII Nr. 1.1)
	2. Energienetze Mittelrhein GmbH & Co. KG, Schützenstraße 80-82, 56068 Koblenz
	- Schreiben vom 21.03.2024; Az.: Ohne
	(siehe Kapitel B Nr. 7 und Kapitel C I)
	3. Generaldirektion Kulturelles Erbe RLP Erdgeschichtliche Denkmalpflege Direktion Landesarchäologie, Niederberger Höhe 1, 56077 Koblenz
	- Schreiben vom 25.01.2024; Az.: Ohne
	(siehe Kapitel C IV und Kapitel E VIII Nr. 1.5)
	4. Generaldirektion Kulturelles Erbe RLP Direktion Landesarchäologie Außenstelle Trier, Weimarer Allee 1, 54290 Trier
	- Schreiben vom 21.03.2024; Az.: Ohne
	(siehe Kapitel C IV und Kapitel E VIII Nr. 1.6)
	5. Deutsche Telekom Technik GmbH, Polcher Str. 15-19, 56727 Mayen
	- Schreiben vom 07.02.2024; Az.: PTI 14, Ref. BB2
	(siehe Kapitel B Nr. 7 und Kapitel C I)
	6. Vodafone GmbH, Zumaiener Str. 175, 54292 Trier
	- Schreiben vom 20.03.2024; Az.: S01345939
	(siehe Kapitel B Nr. 7 und Kapitel C I)
	7. Industrie- und Handelskammer Trier, Herzogenbuscher Str. 12, 54292 Trier
	- Schreiben vom 22.03.2024; Az.: Ohne
	(siehe Kapitel E VIII Nr. 1.2)
	8. Verbandsgemeindewerke Gerolstein, Kyllweg 1, 54568 Gerolstein
	- Schreiben vom 27.03.2024; Az.: 4/TS
	(siehe Kapitel B Nr. 7 und Kapitel C I)
	9. Landesamt für Geologie und Bergbau, Emy-Roeder-Straße 5, 55129 Mainz
	- Schreiben vom 25.03.2024; Az.: 3420-0055-24/V1
	(siehe Kapitel C VI Nr. 2)
	10. Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Stresemannstraße 3-5, 56068 Koblenz
	- Schreiben vom 22.03.2024; Az.: 4270-2407/41
	- Schreiben vom 10.12.2024; Az.: 4270-2407/41
	(siehe Kapitel B Nr. 5, 6 und 8; Kapitel C II und III; Kapitel E VIII Nr. 1.3)
	11. Westnetz GmbH Regionalzentrum Rauschermühle, Rauschermühle, 56648 Saffig
	- Schreiben vom 05.09.2024; Az.: Ohne
	(siehe Kapitel B Nr. 7 und Kapitel C I)
	12. DB AG – DB Immobilien Baurecht I / CR.R 041, Karlstraße 6, 60329 Frankfurt am Main
	- Schreiben vom 21.06.2024; Az.: TÖB-RP-24-180868/Lö
	- Schreiben vom 02.10.2024; Az.: TÖB-RP-24-180868/Lö
	- Schreiben vom 06.12.2024, Az.: TÖB-RP-24-180868/Lö
	(siehe Kapitel C VI Nr. 3 und Kapitel E VIII Nr. 1.4)
	13. Stadt Gerolstein durch die Verbandsgemeindeverwaltung Gerolstein, Kyllweg 1, 54568 Gerolstein
	-Schreiben vom 12.11.2024; Az.: Ohne
	14. Verbandsgemeindeverwaltung Gerolstein, Kyllweg 1, 54568 Gerolstein
	-Schreiben vom 12.11.2024; Az.: Ohne

	II. Privatpersonen
	Im Verfahren haben sich zwei Privatperson geäußert. Aus datenschutzrechtlichen Gründen wird auf die Angabe von Namen und Anschriften verzichtet.


	E Begründung
	I. Notwendigkeit des Planfeststellungsverfahrens
	II. Zuständigkeit
	III. Verfahren
	 Antragstellung
	Die Planunterlagen B 410 Ersatzneubau der Hochbrücke und Umgestaltung angrenzender Knotenpunkte in Gerolstein sind dem Landesbetrieb Mobilität Rheinland-Pfalz in Koblenz mit Schreiben des Landesbetriebes Mobilität Gerolstein Az.:2023 – I 70 B410_Hochbrücke_Gerolstein, vom 06. Dezember 2023 zur Durchführung des Anhörungsverfahrens und zum Erlass des Planfeststellungsbeschlusses zugeleitet worden.
	 Feststellung der UVP-Pflicht
	Die vorliegende Straßenplanung ist uvp-pflichtig. Das durchgeführte Verfahren genügt den verfahrensrechtlichen Anforderungen an die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung. Hinsichtlich der Einzelheiten wird auf die Ausführungen in Kapitel A, Nr. V und Kapitel E VII Nr. 5 verwiesen.
	 Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung
	Die in Kapitel A Nr. VIII und A Nr. IX genannten Unterlagen haben, mit Ausnahme der Deckblattunterlagen, in der Zeit vom 29. Januar 2024 bis einschließlich 28. Februar 2024 bei der Verbandsgemeindeverwaltung Gerolstein zu jedermanns Einsichtnahme ausgelegen. Zeit und Ort der Planauslegung sind vorher im Amtsblatt der Verbandsgemeinde Gerolstein vom 19. Januar 2024 rechtzeitig ortsüblich bekannt gemacht worden. In der Bekanntmachung waren diejenigen Stellen bezeichnet, bei denen Einwendungen schriftlich eingelegt oder mündlich zu Protokoll gegeben werden konnten. Einwendungen und Stellungnahmen konnten bis zum Ablauf der Einwendungsfrist am 28. März 2024 vorgebracht werden.
	Diejenigen Grundstückseigentümer, die ihren Wohnsitz nicht in der von der Baumaßnahme betroffenen Gemarkung haben (Ausmärker), sind von der Planauslegung/ der Internetveröffentlichung rechtzeitig unterrichtet worden.
	Die Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben der Anhörungsbehörde zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert.
	Die nach den geltenden Rechtsvorschriften anerkannten Vereinigungen wurden über das Straßenbauvorhaben unterrichtet und erhielten Gelegenheit zur Stellungnahme.
	 Deckblattplanung
	Aufgrund von Einwendungen im Anhörungsverfahren ergab sich die Notwendigkeit, die Planunterlagen für die Straßenbaumaßnahme mittels einer Deckblattplanungen punktuell zu überarbeiten bzw. zu ergänzen.
	Die in Kapitel A Ziffern VIII und IX mit Aufstellungsdatum 19.08.2024 aufgeführten Planunterlagen wurden den durch diese Deckblattplanung anders Betroffenen Privatpersonen und der Stadt Gerolstein durch den LBM Gerolstein vorgestellt. Bezüglich der getroffenen Änderungen wurde im Anschluss eine einvernehmliche Vereinbarung unterzeichnet.
	Erneute förmliche Planoffenlagen waren somit nicht erforderlich.
	 Erörterungstermin
	Die im Anhörungsverfahren eingegangenen Stellungnahmen und Einwendungen konnten durch die Erläuterungen des Straßenbaulastträgers weitestgehend ausgeräumt werden, sodass gemäß § 17a Abs. 5 FStrG auf die Durchführung eines Erörterungstermins verzichtet wurde. Die Anhörungsbehörde hat alle Betroffenen, die Einwendungen erhoben bzw. Stellungnahmen abgegeben haben, hierüber informiert und ihnen Gelegenheit zur Rückäußerung gegeben. Gleichzeitig wurde ihnen die Stellungnahme des Straßenbaulastträgers zu dem jeweiligen Vorbringen zur Kenntnis gegeben. Gegen den Verzicht auf einen Erörterungstermin wurden keine Bedenken geäußert.
	 Zusammenfassende Beurteilung des Anhörungsverfahrens

	IV. Erläuterungen zur Zulässigkeit der festgestellten Planung
	Hierzu wird im Folgenden näher ausgeführt:
	 Vorgeschichte der Planung
	Grundlage des Entwurfes zum Ausbau der Knotenpunkte zu Kreisverkehrsanlagen ist die Notwendigkeit des Neubaus der Hochbrücke unter Berücksichtigung der verkehrstechnischen Entwicklung in der Stadt Gerolstein. Mit Einführung der europäischen Normung im Straßen- und Brückenbau sind neue Lastmodelle mit höheren Lasten im Bereich des Ingenieurbaus zu berücksichtigen. Es sind keine Traglastreserven im Bereich des Teilbauwerkes über die Kyll mehr vorhanden.
	Die Verkehrssicherheit im Bereich der Brücke ist aufgrund des zu geringen Fahrbahnquerschnittes bereits heute erheblich beeinträchtigt. Nach verschiedenen, abstimmenden Gesprächen zwischen dem Landesbetrieb Mobilität Gerolstein und verschiedener Träger öffentlicher Belange wurde die vorliegende Planung erstellt.
	Im Jahr 2021 wurde im Auftrag des Landesbetrieb Mobilität Gerolstein durch das Planungsbüro VIA ein „Verkehrskonzept und Radverkehrsführung im Bereich der Hochbrücke (B 410) in Gerolstein“ erarbeitet. Die darin enthaltenen Empfehlungen und Aussagen zur Führung des Radverkehrs im Plangebiet - insbesondere über die Hochbrücke bzw. die geplanten Kreisverkehre - waren fundamentale Planungsgrundlagen.
	Weiterhin wurde ebenfalls im Jahr 2021 im Auftrage des LBM Gerolstein ein geotechnischer Bericht zum Neubau der Hochbrücke sowie zum Ausbau der Verkehrsflächen von der WPW Geoconsult Südwest GmbH erarbeitet. Ziel dieser geotechnischen Untersuchungen war die Beurteilung der im Bereich der Widerlager anzutreffenden Baugrundverhältnisse, um Empfehlungen für die Widerlagergründung sowie den Bau der Verkehrsflächen zu machen.
	Die Öffentlichkeit wurde frühzeitig, erstmalig in 2014 im Rahmen einer Stadtratssitzung über die anstehende Planung informiert. Über die folgenden Jahre wurde der jeweilige Planungsstand mehrfach in öffentlichen Sitzungen des Stadtrates von Gerolstein erläutert. Durch den Vorhabenträger wurde im Jahr 2022 eine 3D Visualisierung der Baumaßnahme in Auftrag gegeben. Diese konnte auch im Internet durch die interessierte Bevölkerung aufgerufen werden. Hierauf wurde in den örtlichen Medien hingewiesen.
	 Planungskonzeption
	Die vorliegende Planung behandelt den Ersatzneubau der Hochbrücke in Gerolstein im Zuge der Bundesstraße 410 sowie die Umgestaltung der an dieses Bauwerk angrenzenden Knotenpunkte. Die Hochbrücke in Gerolstein überführt die B 410 über die Gleisanlagen der DB-Strecke 2631 Hürth-Kalscheuren – Ehrang, die Bahnhofstraße sowie die Kyll. Im Zuge dieser Ausbaumaßnahmen werden zur Verknüpfung mit dem untergeordneten Straßennetz zwei Kreisverkehrsanlagen gebaut.
	Die geplante Kreisverkehrsanlage nördlich der Hochbrücke verknüpft die Bundesstraße 410, die Landesstraße 29 sowie die Stadtstraße „Kasselburger Weg“ miteinander. Zwischen dem südlichen Rand der B 410 im Zuge der „Sarresdorfer Straße“ bzw. der Kreisverkehrsanlage und den Gleisanlagen wird ein neuer Parkplatz gebaut und an die Kreisverkehrsanlage angeschlossen.
	Die geplante Kreisverkehrsanlage südlich der Hochbrücke verknüpft die Bundesstraße 410 im Zuge der Brunnenstraße mit der Landesstraße 29 – Raderstraße miteinander. Die in die Raderstraße einmündende, städtische Bahnhofstraße wird verkehrsgerecht ausgebaut und wieder an die Landesstraße angeschlossen.
	 Derzeitiges Straßennetz und Verkehrsbelastung
	Die vorhandene Streckencharakteristik im Zuge der B 410 in Gerolstein ist geprägt durch die Kreisverkehrsanlage im Einmündungsbereich der L 29 – Lindenstraße, die Rechtskurve im Einmündungsbereich des Kasselburger Weges, die Hochbrücke sowie die Lichtsignalanlage im Einmündungsbereich der L 29 im Zuge der Raderstraße. Das vorhandene Überführungsbauwerk über die mehrgleisige DB-Strecke 2631, die Bahnhofstraße sowie den Vorfluter Kyll ist sanierungsbedürftig, die Fahrbahnbreite zwischen den Kappen beträgt ca. 6,0 m.
	Separate Radwege oder Schutzstreifen sind im Plangebiet nicht vorhanden, die Radfahrer müssen die Fahrbahnflächen mitbenutzen. Da die Hochbrücke ein Teilstück der touristisch relevanten Radwanderwege „Kyll-Radweg“ und „Eifel-Ardennen-Radweg“ bildet, ist sie auch für den Radverkehr eine wichtige Verbindung.
	Aufgrund des hohen Verkehrsaufkommens, insbesondere auf der Hochbrücke, kommt es in den Knotenpunkten nördlich und südlich der Hochbrücke immer wieder zu langen Wartezeiten für die Verkehrsteilnehmer, die von der Stadtstraße Kasselburger Weg über die Hochbrücke in Richtung Stadt (Raderstraße, Brunnenstraße) fahren wollen. Die beiden zum Teil mit einer Lichtsignalanlage geregelten Knotenpunkte südlich der Hochbrücke verursachen aufgrund ihres geringen Abstandes zueinander ebenfalls lange Wartezeiten mit Rückstausituationen.
	Die im Plangebiet vorhandenen Querungsstellen sowie Fußgängerverkehrsflächen tragen den Belangen von mobilitätsbehinderten Menschen nur ungenügend Rechnung – insbesondere im Bereich des südlichen Knotenpunktes fehlen solchen Ausstattungen.
	 Planungsziel, Erforderlichkeit der Maßnahme
	Aufgrund des schlechten baulichen Zustandes der Hochbrücke sowie der verkehrlichen Defizite für Radfahrer und Fußgänger im Plangebiet, wird die Erneuerung des Bauwerkes erforderlich.
	Die Knotenpunkte nördlich und südlich der Hochbrücke können in den Spitzenstunden des Verkehrsaufkommens die Verkehrsmengen nicht mehr bewältigen, dies führt zu Rückstausituationen im Umfeld der Hochbrücke im Zuge der Bundesstraße 410.
	Die durch die Ausbaumaßnahmen entstehende Streckencharakteristik im Zuge der B 410 wird in Bezug auf den Verkehrsfluss sowie die Verkehrssicherheit im Plangebiet für alle Verkehrsteilnehmer erheblich verbessert. Die Rückstausituationen und damit die Wartezeiten in den momentan untergeordneten Straßenästen werden beseitigt.
	Die geplanten Kreisverkehrsanlagen stellen Knotenpunkte dar, die die prognostizierten Verkehrsbelastungen im Zuge der B 410 bzw. der L 29 leistungsfähig und verkehrssicher bewältigen können.
	Durch den Bau der Fahrradschutzstraßen und Radfahrstreifen auf der Hochbrücke können die Verkehrsbeziehungen für Radfahrer leistungsfähiger und sicherer gestaltet werden. Die geplanten Fahrbahnteiler mit den barrierefreien Querungsstellen im Bereich der beiden Kreisverkehrsanlagen trägt zur Steigerung der Verkehrssicherheit bei und erhöht die Wohnqualität im Innenstadtbereich von Gerolstein.
	Insgesamt ist festzuhalten, dass die vorliegende Straßenbaumaßnahme aus Sicht der Planfeststellungsbehörde sinnvoll, zweckmäßig und ausgewogen ist. Unter Abwägung der verkehrlichen Anforderungen mit öffentlichen und privaten Belangen leistet die Planung einen nachhaltigen Beitrag zur Verbesserung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs im Bereich der Hochbrücke im Zuge der Bundesstraße 410 in Gerolstein.

	V. Entwässerung/ Gewässerschutz
	VI. Erläuterungen zum Immissionsschutz (Lärm und Luftschadstoffe)
	Zu den im Rahmen der Planfeststellung zu berücksichtigenden Belangen gehört auch die Lärmsituation. Die hierzu vorgenommene Prüfung nach Maßgabe der einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen führt im vorliegenden Fall zu der Feststellung, dass das mit diesem Beschluss festgestellte Vorhaben mit den Belangen des Lärmschutzes vereinbar ist. Hierbei wurden sowohl die grundsätzliche Linienführung der Straße als auch die durch den Lärmschutz aufgeworfenen Probleme berücksichtigt. Die Gestaltung des Vorhabens im Einzelnen sowie die in den Planunterlagen enthaltenen und im Auflagenteil dieses Beschlusses angeordneten Maßnahmen stellen sicher, dass keine unzumutbaren Gefahren, Nachteile oder Belästigungen im Sinne von § 74 Abs. 2 Satz. 2 VwVfG i.V.m. §§ 41 ff. BImSchG ohne Ausgleich verbleiben.
	1. Rechtsgrundlagen und Berechnungsgrundlagen
	Der Schutz der Anlieger vor Straßenverkehrslärm erfolgt nach den gesetzlichen Bestimmungen des Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG). Nach § 50 BImSchG ist bereits bei der Planung von Verkehrswegen darauf zu achten, dass schädliche Umwelteinwirkungen durch Verkehrslärm auf ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienende Gebiete sowie auf sonstige schutzwürdige Gebiete soweit wie möglich unterbleiben. Weiterhin ist entsprechend §§ 41 ff BImSchG in Verbindung mit der 16. BImSchV beim Bau oder der wesentlichen Änderung von Verkehrswegen darüber hinaus durch entsprechende Vorkehrungen sicherzustellen, dass hierdurch keine schädlichen oder erheblich belästigenden Lärmeinwirkungen hervorgerufen werden, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind. Dies gilt jedoch nur insoweit, als die Kosten einer Schutzmaßnahme nicht außer Verhältnis zum angestrebten Schutzzweck stehen dürfen. Für den Fall, dass die in der Rechtsverordnung nach § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BImSchG festzulegenden Immissionsschutzgrenzen dennoch überschritten werden, hat nach § 42 BImSchG der Eigentümer einer betroffenen baulichen Anlage einen Anspruch auf angemessene Entschädigung in Geld für Schallschutzmaßnahmen an den baulichen Anlagen, sofern nicht die Beeinträchtigung wegen der besonderen Benutzung der Anlage als zumutbar anzusehen ist.
	Von der Möglichkeit, Immissionsschutzgrenzen festzulegen, hat der Gesetzgeber mit der 16. BImSchV Gebrauch gemacht. Die 16. BImSchV findet gemäß Artikel 1 § 6 und Artikel 3 der Zweiten Verordnung zur Änderung der Sechzehnten Verordnung zur Durchführung des Immissionsschutzgesetzes (Verkehrslärmschutzverordnung - 16. BImSchV -) vom 04. November 2020 (BGBl. 2020, S. 2334) in der Fassung dieser Änderungsverordnung auf das vorliegende Planfeststellungsverfahren Anwendung, da der Antrag auf Verfahrensdurchführung erst nach dem 01. März 2021 gestellt worden ist. Dementsprechend dürfen nach § 2 Abs. 1 der genannten Verordnung beim Bau oder der wesentlichen Änderung von Straßen die folgenden Immissionsgrenzwerte nicht überschritten werden:
	In welche Gebietskategorie die betroffenen Gebäude einzustufen sind, beurteilt sich zunächst an Hand vorliegender Bebauungspläne. Im Außenbereich sind genehmigte oder zulässig vorhandene bauliche Anlagen wie Mischgebiete zu schützen. Sofern keine verbindlichen Bauleitpläne für bestimmte Gebiete oder Anlagen vorliegen, so ist die Schutzbedürftigkeit aus einem Vergleich der tatsächlichen Gegebenheiten mit den in § 2 Abs. 1 der 16. BImSchV aufgezählten Anlagen und Gebiete zu ermitteln.
	Weiterhin hat der Verordnungsgeber in den §§ 3 und 3a der 16. BImSchV auch das Berechnungsverfahren zur Ermittlung der Beurteilungspegel nach Maßgabe der Richtlinien für den Lärmschutz an Straßen – Ausgabe 2019 – RLS 19 (VkBl. 2019, Heft 20, lfd. Nr. 139, S. 698) verbindlich vorgeschrieben. Die Beurteilungspegel, die als Grundlage für die hier zu treffende Entscheidung herangezogen werden, sind nach dieser Berechnungsmethode ermittelt worden. Maßgebend für die von dem Vorhaben zu erwartenden Lärmbelästigungen ist u.a., welche Verkehrsmengen die B 410 nach dem Ersatzneubau der Hochbrücke und Umgestaltung angrenzender Knotenpunkte in Gerolstein künftig aufweisen wird.
	Nach § 50 BImSchG sind schädliche Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete soweit als möglich zu vermeiden. Dies gilt nicht nur für Belastungen durch Verkehrslärm, sondern auch für Belastungen durch straßenverkehrsbedingte Luftschadstoffe. Diesbezüglich sind, basierend auf der Umsetzung EU-rechtlicher Vorschriften, mit der 39. BImSchV Grenz- und Leitwerte zum Schutz insbesondere der menschlichen Gesundheit und der Umwelt festgesetzt worden. Die Frist der Umsetzung der „Richtlinie 2008/50/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21.05.2008 über Luftqualität und saubere Luft für Europa“ (RL 2008/50/EG) ist am 11.06.2010 ausgelaufen. Die Vorgaben der Richtlinien sind inzwischen in der 39. BImSchV in nationales Recht umgesetzt worden; die 39. BImSchV ist am 06.08.2010 in Kraft getreten und findet somit auch auf das vorliegende Planfeststellungsverfahren Anwendung.
	Die Immissionsberechnungen wurden mit dem Straßennetzmodell PROKAS unter Einbeziehung der lokalen Wind- und Ausbreitungsklassenstatistik, der berechneten Emissionen des Verkehrs auf den Straßen sowie der aus Messdaten abgeleiteten Hintergrundbelastung durchgeführt.
	Schließlich wurden von der Planfeststellungsbehörde auch die unterhalb der Grenzwerte liegenden Schadstoffbelastungen berücksichtigt. Diese konnten im Rahmen der Abwägung aller planungsrelevanten Gesichtspunkte jedoch nicht dazu führen, dem Straßenbaulastträger Maßnahmen aufzuerlegen oder vollständig von der Planung Abstand zu nehmen. Selbst wenn man aber an dieser Einschätzung Zweifel hegen müsste, würde dies gleichwohl keinen durchschlagenden Planungsfehler nach sich ziehen können. Vielmehr hätte die Planfeststellungsbehörde in diesem Falle berechtigterweise davon ausgehen können und dürfen, dass gemäß der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts die Einhaltung der Grenzwerte außerhalb der Planfeststellung mit den Mitteln der Luftreinhalteplanung nach § 47 BImSchG durch die zuständigen Immissionsschutzbehörden ggfs. sichergestellt werden könnte. Anhaltspunkte dafür, dass die maßgeblichen Grenzwerte der 39. BImSchV im Bereich vorhandener Bebauung auf diese Weise nicht eingehalten werden könnten, sind nicht ersichtlich.

	VII.Belange des Umwelt-, Natur- und Landschaftsschutzes
	Nach §§ 44 ff BNatSchG i.Vm. § 22 ff LNatSchG ist das Vorhaben hinsichtlich seiner Auswirkungen auf die in seinem Wirkungsbereich vorkommenden besonderen und streng geschützten Tier- und Pflanzenarten zu überprüfen. Auf Grund der Vorgaben des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) im Urteil vom 10. Januar 2006 (C-98/03) wurde das Bundesnaturschutzgesetz zum 12. Dezember 2007 (BGBl. I S. 2873), in Kraft getreten am 18. Dezember 2007, geändert. Durch diese Neufassung des Bundesnaturschutzgesetzes hat der Bundesgesetzgeber die gemeinschaftsrechtlichen Regelungen zum besonderen Artenschutz, die sich aus der FFH-Richtlinie (Richtlinie 92/43/EWG des Rates zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen vom 21. Mai 1992, ABl. EG Nr. L 206/7) sowie der Vogelschutzrichtlinie (Richtlinie 79/409/EWG des Rates über die Erhaltung der wild lebenden Vogelarten vom 02. April1979, ABl. EG Nr. L 103) in ihrer jeweils geltenden Fassung ergeben, in das nationale Recht umgesetzt. Auch die aktuell geltende Fassung des Bundesnaturschutzgesetzes enthält entsprechende Bestimmungen zum besonderen Artenschutz.
	Die Vorschrift des § 44 BNatSchG normiert artenschutzrechtliche Verbotstatbestände. Nach Abs. 1 (Zugriffsverbote) ist es verboten:
	„1.wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,
	2.wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert,
	3.Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,
	4.wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören.“
	Artenschutzrechtliche Verbote können sich zudem auch aus § 44 Abs. 2 BNatSchG (Besitzverbote) ergeben. Hiernach ist es auch verboten, Tiere und Pflanzen der besonders geschützten Arten in Besitz oder Gewahrsam zu nehmen, in Besitz oder Gewahrsam zu haben oder zu be- oder verarbeiten.
	Diese Verbote werden für Eingriffsvorhaben und damit auch für Straßenbauprojekte durch den § 44 Abs. 5 BNatSchG ergänzt; danach gelten die artenschutzrechtlichen Verbote bei nach § 15 Abs. 1 unvermeidbaren Beeinträchtigungen durch Eingriffe in Natur und Landschaft sowie nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zulässigen Vorhaben im Sinne des § 18 Abs. 2 S. 1 nur für die in Anhang IV der FFH-Richtlinie aufgeführten Tier- und Pflanzenarten, die heimischen europäischen Vogelarten gemäß Art. 1 Vogelschutzrichtlinie sowie für solche Arten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 aufgeführt sind. Dabei sind auch die Bestimmungen des § 24 LNatSchG (Nestschutz) zu beachten.
	Werden Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 und 2 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG bezüglich der gemeinschaftsrechtlich geschützten Arten erfüllt, ist das Vorhaben artenschutzrechtlich grundsätzlich unzulässig. Allerdings können die festgestellten Verbotstatbestände bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen überwunden und trotz der Verbote eine Projektzulassung ausgesprochen werden. Dafür müssen die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG vorliegen.
	Nach Satz 1 dieser Vorschrift können von den Verboten des § 44 im Einzelfall bei Vorliegen bestimmter Gründe Ausnahmen zugelassen werden. Bei Straßenbauvorhaben kommen hier die Tatbestände der Nummern 4 und 5 in Betracht. Nach Nr. 4 kann eine Ausnahme im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, einschließlich der Verteidigung und des Schutzes der Zivilbevölkerung, oder der maßgeblich günstigen Auswirkungen auf die Umwelt ausgesprochen werden. Hier ist insbesondere der Ausnahmegrund der „öffentlichen Sicherheit“ von Relevanz. Der Begriff der „öffentlichen Sicherheit“ ist unionsrechtlich auch in Art. 9 Abs. 1 Buchstabe a der EU-Vogelschutzrichtlinie enthalten und bedarf einer weiteren Auslegung. Der im Begriff der öffentlichen Sicherheit angelegte Schutz des Staates ist außer auf bereits vorhandene auch auf in Planung befindliche Einrichtungen zu erstrecken. Deshalb sind geplante Verkehrsinfrastrukturprojekte, die öffentliche Zwecke erfüllen, einer Ausnahme nach Nr. 4 zugänglich. Hierüber hinaus kann gemäß Nr. 5 die Ausnahmeerteilung auch aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer und wirtschaftlicher Art gerechtfertigt sein. Bei beiden Tatbeständen ist im Sinne einer bipolaren Abwägung mit den gegenläufigen Belangen des Artenschutzes darzulegen, dass die für das Vorhaben streitenden öffentlichen Interessen auch unter Berücksichtigung des konkreten Ausmaßes vorhabenbedingter artenschutzrechtlicher Betroffenheiten überwiegen.
	Gemäß § 45 Abs. 7 Satz 2 darf eine Ausnahme überdies nur zugelassen werden, wenn zumutbare Alternativen nicht gegeben sind und sich der Erhaltungszustand der Populationen einer Art nicht verschlechtert, soweit nicht Art. 16 Abs. 1 der FFH-Richtlinie weitergehende Forderungen enthält. Ferner sind Art. 16 Abs. 3 der FFH-Richtlinie und Art. 9 Abs. 2 der Vogelschutzrichtlinie zu beachten.
	Zusammenfassend ist somit festzuhalten, dass für die Zulassung eines Straßenbauvorhabens im Wege der artenschutzrechtlichen Ausnahmeprüfung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG drei Voraussetzungen kumulativ vorliegen müssen. Es muss nachgewiesen werden, dass:
	-das Vorhaben im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, einschließlich der Verteidigung und des Schutzes der Zivilbevölkerung, oder der maßgeblich günstigen Auswirkungen auf die Umwelt bzw. aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art, gerechtfertigt ist
	-zumutbare Alternativen, die zu keinen oder geringeren Beeinträchtigungen der relevanten Arten führen, nicht gegeben sind, und
	-keine Verschlechterung des günstigen Erhaltungszustandes der Population einer Art zu erwarten ist bzw. bei derzeitigem schlechten Erhaltungszustand eine Verbesserung nicht behindert wird.
	Unter Berücksichtigung des Art. 16 Abs. 1 der FFH-Richtlinie bedeutet dies bei Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie:
	-das Vorhaben darf zu keiner Verschlechterung des günstigen Erhaltungszustandes führen und
	-das Vorhaben darf bei Arten, die sich derzeit in einem ungünstigen Erhaltungszustand befinden, diesen nicht weiter verschlechtern.
	Bei europäischen Vogelarten darf das Vorhaben den aktuellen Erhaltungszustand nicht verschlechtern.
	Der Straßenbaulastträger hat die möglichen Auswirkungen auf die geschützten Arten unter Berücksichtigung der vorgenannten artenschutzrechtlichen Vorgaben ermitteln und darstellen lassen. Die genannten Prüfungen, die der vorliegenden Planfeststellungsentscheidung zugrunde liegen, kamen zu folgendem Ergebnis:
	Auch wenn man unterstellen würde, dass durch das Straßenbauvorhaben Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG erfüllt wären, würde die Planfeststellungsbehörde im Rahmen einer vorsorglichen Ausnahmeregelung nach § 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 4 und 5 und Satz 2 BNatSchG und äußerst vorsorglich auch im Wege einer Befreiung nach § 67 BNatSchG dem Vorhaben die artenschutzrechtliche Zulässigkeit attestieren können.
	Diesbezüglich wurde zunächst geprüft, ob die Zulassung einer Ausnahme von den Verboten des § 44 BNatSchG entsprechend den Vorgaben des § 45 Abs. 7 BNatSchG möglich wäre. Voraussetzungen hierfür sind im Falle betroffener Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie:
	-die Darlegung, dass die Gewährung einer Ausnahme für die Durchführung des Vorhabens zu keiner Verschlechterung des günstigen Erhaltungszustandes im Land Rheinland-Pfalz führt bzw. dass sich der jetzige ungünstige Erhaltungszustand im Endergebnis nicht weiter verschlechtern wird und
	-keine zumutbaren Alternativen gegeben sind.
	im Falle betroffener europäischer Vogelarten:
	-die Darlegung, dass die Gewährung einer Ausnahme für die Durchführung des Vorhabens zu keiner Verschlechterung des jetzigen Erhaltungszustandes im Land Rheinland-Pfalz führt und
	-keine zumutbaren Alternativen gegeben sind.
	Weiterhin müssen zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art für das Vorhaben sprechen oder das Vorhaben im Interesse der öffentlichen Sicherheit erforderlich sein.
	c.1 Die Durchführung des Vorhabens führt nicht zu einer Verschlechterung des günstigen Erhaltungszustandes bzw. nicht zu einer weiteren Verschlechterung eines evtl. jetzigen ungünstigen Erhaltungszustandes
	Nach § 45 Abs. 7 BNatSchG darf eine Ausnahme von den Verboten des § 44 BNatSchG nur dann zugelassen werden, wenn sich der Erhaltungszustand der Population einer Art nicht verschlechtert bzw. bei derzeitigem schlechten Erhaltungszustand eine Verbesserung nicht behindert wird.
	Hinsichtlich der relevanten Arten wurde im vorzitierten Fachbeitrag Artenschutz dargelegt, dass trotz der Annahme möglicher Verluste von einzelnen Fortpflanzungs- und Ruhestätten die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 5 BNatSchG nicht erfüllt werden, weil insbesondere nach vorheriger Umsetzung der CEF-Maßnahme 3ACEF geeignete Ausweichlebensräume für die Zwergfledermaus im Umfeld des Vorhabens zur Verfügung stehen werden und die ökologische Funktion der Gesamtheit der Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin gewahrt wird.
	Ungeachtet dessen wurden weitergehend vorsorglich die Ausnahmevoraussetzungen nach § 45 Abs. 7 BNatSchG mit dem Ergebnis überprüft, dass hinsichtlich der relevanten Arten des Anhangs IV der FFH-RL und der relevanten europäischen Vogelarten nach Art. 1 der VS-RL auch keine Verschlechterungen der jeweiligen Population im Hinblick auf deren jeweiligen Erhaltungszustand im Verbreitungsgebiet zu erwarten sind. Gleichzeitig sind auch dahingehend die europarechtlichen Ausnahmevoraussetzungen gemäß Art 16 FFH-RL und gemäß Art 9 VS-RL erfüllt.
	c.2 Es sind keine zumutbaren Alternativen gegeben
	Außerdem kann gemäß § 45 Abs. 7 S. 2 BNatSchG nur dann eine Ausnahme zugelassen werden, wenn zumutbare Alternativen nicht gegeben sind.
	Fraglich ist, ob zumutbare Alternativen bestehen, bei denen der mit dem Projekt verfolgte Zweck an anderer Stelle ohne oder mit geringeren Beeinträchtigungen erreicht werden kann. Lässt sich das Planungsziel an einem aus artenschutzrechtlicher Sicht günstigeren Standort oder mit geringerer Eingriffsintensität verwirklichen, so muss der Projektträger von dieser Möglichkeit grundsätzlich Gebrauch machen. Der Vorhabenträger darf von einer ihm technisch an sich möglichen Alternative jedoch Abstand nehmen, wenn diese ihm unverhältnismäßige Opfer abverlangt oder andere Gemeinwohlbelange erheblich beeinträchtigt werden. Ob eine geeignete Alternative vorliegt, ist andererseits an der vom Projektträger festgelegten Zweckbestimmung des Projekts zu messen. Daher kommt die sog. Nullvariante (völliger Projektverzicht) ebenso wenig als Alternative in Betracht wie Projekte, mit denen die vom Vorhabenträger in zulässiger Weise verfolgten Ziele nicht mehr verwirklicht werden könnten, weil es sich nicht mehr um die Verwirklichung desselben Projekts mit gewissen Abstrichen vom Zielerfüllungsgrad, sondern um ein anderes Projekt handeln würde.
	Die Nullvariante in Form eines Verzichts auf das Ausbauvorhaben stellt aufgrund der dokumentierten verkehrlichen Bedeutung der Maßnahme keine gangbare Alternative dar. Zumutbare Alternativen zu der gewählten Ausbauvariante, die mit keinen oder geringeren Beeinträchtigungen für die relevanten Arten verbunden wären, gibt es im vorliegenden Fall nicht. Eine alternative Trassenführung ist aus Gründen der bestehenden Zwangspunkte (u.a. enganstehende Bebauung, Geometrie der Knotenpunkte) nicht möglich.
	Für die planfestgestellte Trassenführung wurden die technischen Möglichkeiten zur Reduzierung der Flächeninanspruchnahme ausgeschöpft. Zumutbare Trassenalternativen, die zu keinen oder geringeren Beeinträchtigungen der im Fachbeitrag Artenschutz genannten Arten führen würden, kommen vorliegend sowohl aus verkehrsplanerischer als auch naturschutzfachlicher Sicht daher nicht in Frage.
	c.3 Zwingende Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art sind gegeben; ebenso ist das Vorhaben aus Gründen der öffentlichen Sicherheit geboten
	Vorliegend ergeben sich die zwingenden Gründe bereits aus den Erwägungen zur Planrechtfertigung des Vorhabens selbst. In den offengelegten Planunterlagen sowie im vorliegenden Planfeststellungsbeschluss sind die Gründe für die Erforderlichkeit der Straßenbaumaßahme ausführlich dargelegt. Hierbei ist auch zu berücksichtigen, dass den für die Maßnahme sprechenden Gründen des öffentlichen Interesses vergleichsweise geringfügige Beeinträchtigungen unter dem Gesichtspunkt des Artenschutzes entgegenstehen würden, denen in der Gesamtbetrachtung keinesfalls ein überwiegendes Gewicht beizumessen wäre. Ebenso ist das Vorhaben aus Gründen der öffentlichen Sicherheit geboten.
	Entscheidung über die Ausnahme- und Befreiungserteilung

	VIII.Ergänzende Erläuterungen zu den Einwendungen und Forderungen
	Die Einwendungen und Forderungen der in Kapitel D aufgeführten Beteiligten konnten zum Teil durch die erklärende Stellungnahme der Straßenbaudienststelle im Rahmen des Anhörungsverfahrens ohne über den Plan hinausgehende Regelungen ausgeräumt werden. Teilweise ist den Einwendungen und Forderungen auch durch die Festlegungen in den festgestellten Unterlagen sowie durch die Aufnahme entsprechender Verpflichtungen in den Kapiteln B und C dieses Beschlusses Rechnung getragen worden, so dass sie als ausgeräumt und erledigt angesehen werden.
	Zu den darüber hinausgehenden Einwendungen und Forderungen wird ergänzend zu den Ausführungen insbesondere in Kapitel E dieses Planfeststellungsbeschlusses Nachfolgendes erläutert:
	1. Träger öffentlicher Belange
	1.1 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr
	Das Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr weist daraufhin, dass es sich bei der B 410 um eine Militärstraße handelt und diese die Mindestanforderungen gem. RABS (Richtlinien für die Anlage und den Bau von Straßen für militärische Schwerstfahrzeuge) einzuhalten muss. Das Brückenbauwerk muss die Forderungen an eine Militärstraße MLC RAD  50/ 50 -150 und MLC Kette 50/ 50 -100 gemäß STANAG 2021 erfüllen. Insbesondere müssen die geplanten Knotenpunkte den Wendekreisanforderungen des Fahrzeugs Mammut entsprechen.
	Der Straßenbaulastträger hat in seiner Stellungnahme hierzu dargelegt, dass die Radienvorgaben sowie die vorgeschriebenen Mindestbreiten für Militärstraßen in der Planung eingehalten werden. Das geplante Brückenbauwerk erfüllt auch die Forderungen MLC RAD  50/ 50 -150 und MLC Kette 50/ 50 -100 gemäß STANAG 2021.
	Die Erwiderung der Straßenbaudienststelle wurde dem Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr mit der Mitteilung des angestrebten Verzichtes auf die Durchführung des Erörterungstermins zur Kenntnisnahme übersandt. Eine Rückäußerung hierzu erfolgte nicht mehr, sodass die Planfeststellungsbehörde im Sinne der ergänzenden Erläuterungen der Straßenbaudienststelle davon ausgeht, dass seitens des Bundesamtes Einverständnis mit der Planung besteht. Ergänzend wird auf die Auflage in Kapitel C VI Nr. 4 dieses Beschlusses verwiesen, wonach das Bundesamt im weiteren Verfahren beteiligt wird.
	1.2 Industrie- und Handelskammer Trier
	Die Industrie- und Handelskammer Trier begrüßt in ihrer Stellungnahme die Baumaßnahme ausdrücklich, erwartet aber auch während der Bauphasen eine Minimierung der Einschränkungen für deren Mitgliedsbetriebe um deren Erreichbarkeit für Kunden und Mitarbeiter auch in der Bauzeit bestmöglich zu gewährleisten.
	Der Vorhabenträger hat hierzu ausführlich und nachvollziehbar Stellung genommen. Es ist beabsichtigt bei der Durchführung der Bauarbeiten verschiedene Maßnahmen zu treffen, damit die Beeinträchtigungen für die Gewerbebetriebe und Anlieger auf das unbedingt notwendige Mindestmaß beschränkt werden.
	Die Erwiderung des Vorhabenträgers wurde der Industrie- und Handelskammer Trier zusammen mit der Absichtserklärung des vorgesehenen Verzichtes auf die Durchführung des Erörterungstermins zugesandt. Da sich die Industrie- und Handelskammer Trier hierzu nicht mehr geäußert hat, geht die Planfeststellungsbehörde davon aus, dass insgesamt Einverständnis mit den Erläuterungen des Vorhabenträgers und der vorliegenden Planung besteht.
	1.3Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord
	Die Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord hat im Anhörungsverfahren eine Stellungnahme abgegeben und dem Vorhaben grundsätzlich zugestimmt. In den Einzelstellungnahmen der jeweiligen Fachreferate wurde auf verschiedene Sachverhalte hingewiesen. Den vorgetragenen Forderungen konnte durch die Aufnahme entsprechender Auflagenregelungen in Kapitel C, Nr. II und III dieses Beschlusses entsprochen werden. Einzig die Anregung der Oberen Naturschutzbehörde, die Oberfläche des Brückenbauwerks derart zu gestalten, dass sie selbst wieder Lebensräume für Fledermäuse bieten könnte, konnte nicht entsprochen werden. Der Straßenbaulastträger hat hierzu in seiner Stellungnahme darauf hingewiesen, dass eine Gestaltung des neuen Brückenkörpers mit spaltenähnlichen Strukturen oder eine Bepflanzung (z.B. mit rankenden Pflanzen) die regelmäßigen Bauwerksprüfungen erheblich erschweren würde. Des Weiteren würde eine zusätzliche, gezielte Ansiedlung von geschützten Arten am Bauwerk oder im direkten Bauwerksumfeld zukünftige Sanierungs-/Instandhaltungsarbeiten erschweren. Daher könne der Anregung der Oberen Naturschutzbehörde nicht Folge geleistet werden.
	Die Obere Wasserbehörde weist in der Stellungnahme darauf hin, dass das Vorhaben innerhalb des Mineralwassereinzuggebiet der Firma Gerolsteiner Brunnen GmbH & Co KG liegt. Die Obere Wasserbehörde hat angeregt, dass der Vorhabenträger zur Gefahrenabschätzung mit der Firma Gerolsteiner Brunnen GmbH & Co KG in Kontakt treten sollte. Der Straßenbaulastträger hat dazu in seiner Erwiderung ausgeführt, dass die Bestandspläne der vorhandenen Leitungen und Anlagen der Firma Gerolsteiner Brunnen GmbH & Co KG vorliegen und konkrete Detailabstimmungen für eventuelle Schutzmaßnahmen zwischen dem Unternehmen und dem Vorhabenträger in Vorbereitung der Ausschreibung erfolgen werden. Die Planfeststellungsbehörde hat hierzu eine entsprechende Auflagenregelung in den Beschluss aufgenommen (siehe Kapitel C Ziffer VI Nr. 5).
	Die Erwiderung des Vorhabenträgers wurde der SGD Nord zusammen mit der Absichtserklärung des vorgesehenen Verzichtes auf die Durchführung des Erörterungstermins zugesandt. Da auf die Erwiderung des Straßenbaulastträgers keine weiteren Bedenken erhoben wurden, geht die Planfeststellungsbehörde davon aus, dass seitens der SGD Nord insgesamt Einverständnis mit den Erläuterungen des Vorhabenträgers und der vorliegenden Planung besteht.
	1.4DB AG – DB Immobilien
	Die Deutschen Bahn AG, DB Immobilien hat im Anhörungsverfahren eine Stellungnahme abgegeben und auf verschiedene Sachverhalte hingewiesen. Insbesondere wurde dargestellt, dass die geplante Höhe des Brückenbauwerks geringer ist als in den Regelwerken der DB InfraGO AG (Richtlinien 997 und 804) vorgesehen. Eine entsprechende Prüfung, ob eine unternehmensinterne Genehmigung (UIG) hierzu eingeholt werden müsse wurde von Seiten der DB veranlasst. Weitere Themenkomplexe der Stellungnahme behandeln insbesondere die Einsetzung eines Bauüberwacher Bahn (BüB), Arbeiten im Gefahrenbereich der Gleise und die Kabellagen der DB Kommunikationstechnik GmbH. Den vorgetragenen Anregungen und Forderungen konnte durch die Aufnahme entsprechender Auflagenregelungen in Kapitel C, VI Nr. III dieses Beschlusses entsprochen werden. Auch wurde von Seite der Deutschen Bahn AG, DB Immobilien darauf hingewiesen, dass eine Baudurchführungsvereinbarung zu schließen sei. Hierauf hat der Vorhabenträger erwidert, dass aus seiner Sicht keine Notwendigkeit einer solchen Vereinbarung besteht, da die technischen Rahmenbedingungen, die Sicherheitsmaßnahmen, die Kostentragung sowie die Zahlung- und Abrechnungmodalitäten der Maßnahme bereits vollumfänglich von der zu schließenden Kreuzungsvereinbarung nach § 5 EKrG geregelt werden.
	Der Vorhabenträger hat zu den durch die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien angesprochenen Themenkomplexe ausführlich und nachvollziehbar Stellung genommen. Die Erwiderung der Straßenbaudienststelle wurde der Deutschen Bahn AG, DB Immobilien mit der Mitteilung des Verzichtes zur Durchführung des Erörterungstermins zur Kenntnisnahme übersandt. Hierauf teilte die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien mit Schreiben vom 06.12.2024 mit, dass die Durchführung der UIG-Verfahren zu den DB-Richtlinien 997 und 804 nicht erforderlich sind und der Vorbehalt aus der ursprünglichen Stellungahme somit gegenstandslos ist. Weitere Rückäußerung erfolgte nicht mehr, sodass die Planfeststellungsbehörde im Sinne der ergänzenden Erläuterungen der Straßenbaudienststelle davon ausgeht, dass seitens der Deutschen Bahn AG, DB Immobilien Einverständnis mit der Planung besteht.
	1.5Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Erdgeschichtliche Denkmalpflege, Direktion Landesarchäologie
	Die Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Erdgeschichtliche Denkmalpflege, Direktion Landesarchäologie hat im Anhörungsverfahren eine Stellungnahme abgegeben und stimmt dem Bauvorhaben grundsätzlich zu, fordert jedoch die Aufnahme von Nebenbestimmungen / Auflagen in den Planfeststellungsbeschluss. Dieser Forderung wird entsprochen (siehe Kapitel C Ziffer IV). Der Straßenbaulastträger hat hierzu ausführlich und nachvollziehbar Stellung genommen.
	Die Erwiderung des Vorhabenträgers wurde der Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Erdgeschichtliche Denkmalpflege, Direktion Landesarchäologie zusammen mit der Absichtserklärung des vorgesehenen Verzichtes auf die Durchführung des Erörterungstermins zugesandt. Da keine Rückäußerung auf die Erwiderung des Straßenbaulastträgers erfolgt ist, geht die Planfeststellungsbehörde davon aus, dass seitens der Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Erdgeschichtliche Denkmalpflege, Direktion Landesarchäologie insgesamt Einverständnis mit den Erläuterungen des Vorhabenträgers und der vorliegenden Planung besteht.
	1.6Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Direktion Landesarchäologie, Außenstelle Trier
	Die Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Direktion Landesarchäologie, Außenstelle Trier hat im Anhörungsverfahren eine Stellungnahme abgegeben und stimmt dem Bauvorhaben grundsätzlich zu, weißt jedoch explizit auf die Anzeige-, Erhaltungs- und Ablieferungspflicht für archäologische Funde gemäß §§ 16 – 19 DSchG RLP hin (vgl. Kapitel C Ziffer IV). Der Straßenbaulastträger hat hierzu ausführlich und nachvollziehbar Stellung genommen.
	Die Erwiderung des Vorhabenträgers wurde der Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Direktion Landesarchäologie, Außenstelle Trier zusammen mit der Absichtserklärung des vorgesehenen Verzichtes auf die Durchführung des Erörterungstermins zugesandt. Da keine Rückäußerung auf die Erwiderung des Straßenbaulastträgers erfolgt ist, geht die Planfeststellungsbehörde davon aus, dass seitens der Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Direktion Landesarchäologie, Außenstelle Trier insgesamt Einverständnis mit den Erläuterungen des Vorhabenträgers und der vorliegenden Planung besteht.
	2. Privatbetroffene
	Die erhobenen Einwendungen werden aus Datenschutzgründen in anonymisierter Form unter einer individuell vergebenen Einwendungsnummer abgehandelt. Der besseren Verständlichkeit und Lesbarkeit wegen wird in den folgenden Ausführungen unabhängig vom Geschlecht der jeweiligen Person stets generalisierend von „der Einwender“ gesprochen. Es wird darauf hingewiesen, dass die betroffenen Einwender auf einen entsprechenden schriftlichen Antrag hin von der Planfeststellungsbehörde Auskunft darüber erhalten können, unter welcher Nummer ihr jeweiliger Einwand in diesem Planfeststellungsbeschluss behandelt wurde.
	Einwender Nr. 1 und Nr. 2:
	Einwender Nr. 1 und Nr. 2 sind ausweislich der offengelegten Planung grundstücksmäßig in der Gemarkung Gerolstein betroffen und haben einen gleichlautenden Einwand abgegeben.
	Die Einwender tragen keine Bedenken gegen die Inanspruchnahme des Eigentums vor. Der vorgebrachte Einwand richtet sich gegen eine befürchtete planbedingte Verschärfung von Entwässerungsproblemen im Zuge von Starkregenereignissen. Konkret gehen die Einwender von Rückstauungseffekten des anfallenden Oberflächenwassers der umliegenden Flächen auf ihr Grundstück aus.
	Daraufhin hat der Vorhabenträger Änderungen in seiner Planung vorgenommen und eine Deckblattplanung erstellt, die im Wesentlichen folgende Änderungen beinhaltet:
	 Entfernung der bahnseitigen Hochbordanlagen entlang der geplanten P+R Parkplätze im Bereich des nördlichen Kreisverkehrsplatzes,
	 Höhenanpassungen auf dem Parkplatz, insbesondere Anlage eines durchgehenden Gefälles der Fahrbahn und Parkplätze in Richtung Bahnstrecke mit einer Absenkung des P+R-Platzes um bis zu 30cm gegenüber dem Höhenniveau der angrenzenden Parkplätze und
	 Einbau von zusätzlichen Abläufen am Tiefpunkt im Bereich „Sarresdorfer Straße“, um die Ableitung in das örtliche Kanalnetz zu optimieren.
	Diese Planänderungen wurden den Einwendern durch den Vorhabenträger vorgestellt. Die Änderungen am Entwässerungskonzept haben die Zustimmung der Einwender erhalten. Hierzu wurde eine einvernehmliche Vereinbarung zwischen Vorhabenträger und den Einwendern getroffen.
	Die Einwender wurden mit Schreiben vom 29.11.2024 darüber informiert, dass auf die Durchführung eines Erörterungstermins verzichtet werden soll. Da hierauf keine Rückäußerung seitens der Einwender erfolgte und keine weiteren Bedenken erhoben wurden, geht die Planfeststellungsbehörde abschließend davon aus, dass sich die Einwendungen durch die Planänderungen und die einvernehmliche Vereinbarung erledigt haben. Sollte dies – wider Erwarten – nicht der Fall sein, wäre die Forderung unter Hinweis auf die Notwendigkeit der Planung zurückzuweisen.

	IX.Erläuterungen zur Erforderlichkeit der in den Kapiteln B und C erlassenen Nebenbestimmungen
	Die in den Kapiteln B und C angeordneten allgemeinen und besonderen Nebenbestimmungen sind gem. § 1 LVwVfG i.V.m. §§ 36 Abs. 1 und 2 bzw. 74 Abs. 2 VwVfG zulässig und erforderlich, da sie sicherstellen, dass die beantragte straßenrechtliche Planung gemäß § 17 FStrG im Einklang mit den einschlägigen gesetzlichen Regelungen des Planfeststellungsrechts, des Naturschutzrechts, des Immissionsschutzrechts, des Wasserrechts, des Forstrechts und anderer zu beachtender fachrechtlicher Bestimmungen und unter Wahrung schutzwürdiger Belange und Rechte Dritter festgestellt werden kann.

	X.Gesamtabwägung der Planfeststellungsbehörde
	Die vorliegende Planung ist von einem überwiegenden öffentlichen Interesse getragen. Ihr stehen weder Planungsleitsätze noch sonstige in der Abwägung unüberwindliche gegenläufige private oder öffentliche Belange entgegen. Die festgestellte Planung erweist sich auch im Hinblick auf die in die Abwägung einzustellenden öffentlichen und privaten Belange als abwägungsfehlerfrei. Für das Bauvorhaben B 410 Ersatzneubau der Hochbrücke und Umgestaltung angrenzender Knotenpunkte in Gerolstein besteht ein besonderes öffentliches Interesse.
	Die Planung für das Vorhaben genügt den natur- und umweltschutzrechtlichen Anforderungen. Entsprechend den Regelungen des UVPG erfolgte die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung. Dabei sind die Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt umfassend ermittelt, beschrieben und bewertet worden.
	Der durch die Realisierung des Vorhabens erfolgende Eingriff in Natur und Landschaft beschränkt sich auf den unbedingt erforderlichen Umfang. Der Eingriff wird nach Maßgabe des Fachbeitrages Naturschutz durch geeignete Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen kompensiert. Durch ein Vermeidungs- und Kompensationskonzept sowie die im vorliegenden Planfeststellungsbeschluss angeordneten Nebenbestimmungen wird zudem gewährleistet, dass die im Vorhabengebiet befindlichen besonders geschützten Arten nicht beeinträchtigt werden bzw. die hier nur unterstellten Verbotstatbestände im Wege der Ausnahmezulassung überwunden werden könnten. Erhebliche Beeinträchtigungen von Natura-2000 Gebieten sind auszuschließen.
	Unter dem Gesichtspunkt des Verkehrslärmschutzes besteht die Notwendigkeit, dem Vorhabenträger die Vornahme von Lärmschutzmaßnahmen aufzugeben. Die durchgeführten Lärmuntersuchungen haben gezeigt, dass negative Auswirkungen durch vom Straßenverkehr ausgehende Lärmemissionen, welche gemäß den einschlägigen immissionsrechtlichen Bestimmungen Lärmschutzmaßnahmen erfordern, zu erwarten sind. Aus diesem Grund wird der Vorhabenträger passive Lärmschutzmaßnahmen vornehmen. Es ist somit davon auszugehen, dass im Ergebnis durch das Vorhaben keine unzumutbaren Lärmauswirkungen auf die im Maßnahmenbereich befindlichen schutzberechtigten Bebauungen entstehen.
	Die von der Straßenplanung ausgehenden Belastungen mit Luftschadstoffen erweisen sich ebenfalls als unbedenklich. Die vom Vorhabensträger vorgelegte Schadstoffuntersuchung hat ergeben, dass die maßgeblichen Grenzwerte der 39. BImSchV zum Schutz der menschlichen Gesundheit sicher eingehalten werden.
	Die Entwässerungskonzeption entspricht den wasserwirtschaftlichen Anforderungen. Negative Auswirkungen auf das Grundwasser und auf Oberflächengewässer sind bei der vorgesehenen Entwässerung ausgeschlossen.
	Bei einer Gesamtbetrachtung der Wirkungen der Maßnahme ist der hiermit verfolgte Zweck der Erhöhung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs gegenüber den Belangen des Naturschutzes, des Wasserhaushaltes und des Lärmschutzes wegen der nach Durchführung von Vermeidungs-, Sicherungs-, Ausgleichs-/ Ersatzmaßnahmen verbleibenden allenfalls geringfügigen Beeinträchtigung dieser Belange vorrangig. Die Abwägung der durch das Gesamtvorhaben berührten öffentlichen und privaten Belange führt deshalb zum Ergebnis, dass die Voraussetzungen für die Planfeststellung für das Bauvorhaben B 410 Ersatzneubau der Hochbrücke und Umgestaltung angrenzender Knotenpunkte in Gerolstein vorliegen.
	Die Planfeststellungsbehörde gelangt daher zu der Bewertung, dass das Bauvorhaben B 410 Ersatzneubau der Hochbrücke und Umgestaltung angrenzender Knotenpunkte in Gerolstein zulässigerweise realisierbar ist.


	A Allgemeine Hinweise
	1. Zuständige Straßenbaubehörde ist der Landesbetrieb Mobilität Gerolstein, Brunnenstraße 1, 54568 Gerolstein.
	2. Zuständige Obere Wasserbehörde, wasserwirtschaftliche Fachbehörde, Obere Naturschutzbehörde und Enteignungsbehörde ist die Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord.
	3. Zuständige Behörde für die Ausführung des Gesetzes zum Schutz des Bodens (BBodSchG) sowie des Landesbodenschutzgesetzes (LBodSchG) ist der Landesbetrieb Mobilität Rheinland-Pfalz.
	4. Die straßengesetzlichen Voraussetzungen im Sinne von Kapitel B, Nr. 9 ergeben sich aus § 39 LStrG, § 8 a Abs. 4 FStrG.


	B Rechtsbehelfsbelehrung
	Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage beim Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz, Deinhardpassage 1, 56068 Koblenz, schriftlich oder nach Maßgabe des § 55 a der Verwaltungsgerichtsordnung durch Einreichung eines elektronischen Dokuments erhoben werden. Der in § 55 d der Verwaltungsgerichtsordnung genannte Personenkreis muss Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.
	Die Klage muss die Klägerin oder den Kläger, den Beklagten (das Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch den Landesbetrieb Mobilität Rheinland-Pfalz, dieser vertreten durch den Geschäftsführer, Friedrich-Ebert-Ring 14-20, 56068 Koblenz), und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sind innerhalb einer Frist von zehn Wochen ab Klageerhebung anzugeben. Erklärungen und Beweismittel, die erst nach Ablauf dieser Frist vorgebracht werden, sind nur zuzulassen, wenn die Klägerin oder der Kläger die Verspätung genügend entschuldigt. Dies gilt nicht, wenn es mit geringem Aufwand möglich ist, den Sachverhalt auch ohne Mitwirkung der Klägerin oder des Klägers zu ermitteln. Der Entschuldigungsgrund ist auf Verlangen des Gerichts glaubhaft zu machen.
	Die Klägerin oder der Kläger muss sich durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen. Welche Bevollmächtigten dafür zugelassen sind, ergibt sich aus § 67 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO).
	Eine etwaige Anfechtungsklage hat keine aufschiebende Wirkung. Ein Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung kann nur innerhalb eines Monats nach Zustellung des Planfeststellungsbeschlusses bei dem o.g. Gericht gestellt und begründet werden. Der in § 55 d der Verwaltungsgerichtsordnung genannte Personenkreis muss den Antrag grundsätzlich elektronisch einreichen.
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